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Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren!

Am 26. Oktober 2008 ist in Osterreich das Ubereinkommen der
Vereinten Nationen uber die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen in Kraft getreten. Das zentrale, nationale Instrument
zu dessen Umsetzung ist der Nationale Aktionsplan Behinderung
(NAP Behinderung). Der vorliegende NAP Behinderung
2022—-2030 I6st nun den ersten NAP Behinderung 2012-2021
ab.

Johannes Rauch

Mit diesem Dokument liegt eine aus zeitlicher und inhaltlicher Hinsicht intensiv vorberei-
tete behindertenpolitische Strategie der Bundesregierung vor, die unter Einbindung der
Lander auf fachlicher Ebene erarbeitet wurde und alle Lebensbereiche umfasst. Das fir
die Koordinierung zustandige Sozialministerium hat wahrend des Erstellungsprozesses
durchgehend auf die Partizipation der Zivilgesellschaft, insbesondere die Einbindung von

Behindertenorganisationen geachtet.

Ich freue mich, dass es gelungen ist, fast 300 gemeinsame Zielsetzungen festzulegen, de-
ren Zielerreichungsgrad durch etwa 150 Indikatoren gemessen werden soll. SchlieRlich
enthalt der vorliegende NAP Behinderung 375 Malinahmen, die bis 2030 umzusetzen sind.
Ganz im Sinne von ,,Disability Mainstreaming” sind die MaBnahmen von jedem einzelnen
Bundesministerium und Bundesland ressortverantwortlich wahrzunehmen. Jedes Bundes-
ministerium und Bundesland ist auRerdem dazu angehalten, wahrend der Laufzeit des
NAP Behinderung stets auf neue Entwicklungen zu reagieren, neue Schwerpunkte zu set-

zen und erforderlichenfalls zusatzliche MaRnahmen zu beschlieRRen.

Eine Zusammenfassung des NAP Behinderung 2022—-2030 wird selbstverstandlich wieder
in einer leicht verstandlichen Fassung fiir Menschen mit Lernbehinderungen veréffentlicht

werden.

Ich bedanke mich bei allen Beteiligten ganz herzlich fiir ihr Engagement.

Johannes Rauch

Bundesminister
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Praambel

1. Die Bundesregierung bekennt sich zu den in der UN-Behindertenrechtskonvention
verankerten Menschenrechten fiir alle in Osterreich lebenden oder sich in Osterreich
aufhaltenden Menschen mit Behinderungen. Wie im Regierungsprogramm vorgese-
hen, |6st der vorliegende Nationale Aktionsplan Behinderung 2022-2030 den NAP Be-
hinderung 2012-2021 ab.

2. Mit dem neuen NAP Il liegt nun eine aus zeitlicher und inhaltlicher Hinsicht intensiv
vorbereitete behindertenpolitische Strategie der Bundesregierung vor, die unter Ein-
bindung der Lander auf fachlicher Ebene erarbeitet wurde und die in Osterreich seit
2008 geltende UN-Behindertenrechtskonvention weiter umsetzen soll. Wahrend des
NAP-Erstellungsprozesses hat das fiir die Koordinierung des NAP Behinderung und fir
die gesamtstaatliche Koordination der UN-Behindertenrechtskonvention zustandige
Sozialministerium durchgehend auf die Partizipation der Zivilgesellschaft, insbeson-

dere die Einbindung der Vertreter:innen der Menschen mit Behinderungen, geachtet.

3. Ein wesentlicher Aspekt des NAP Il ist, dass sich unter Respektierung des foderalen
Aufbaus des Osterreichischen Staates und unter Beachtung der verfassungsmafigen
Kompetenzen im Behindertenbereich neben dem Bund auch die Lander an den Ziel-
setzungen und MaRnahmen des NAP Behinderung 2022-2030 beteiligen werden. Die
Beteiligung der Lander an den Zielsetzungen und einzelnen MaRnahmen des NAP Il
tragt dazu bei, dass die Republik Osterreich den von den Vereinten Nationen fiir die
Zusammenarbeit zwischen Bund und Landern empfohlenen ,iibergreifenden Rahmen*

sowie die , iibergreifende Politik im Bereich ,Behinderung’in Osterreich” bewerkstelli-

gen kann.

4. Der NAP Behinderung ist das inhaltliche Ergebnis aus den Beitragen der Bundesmini-
sterien und Bundeslander, die in 26 Expert:innen-Teams ausgearbeitet wurden. Viele
dieser Beitrage enthalten noch detailliertere Strategien, Zielsetzungen und Mal3nah-
men auf Ressort- bzw. Landesebene. Es ist vorgesehen, diese Beitrdage bzw. Detailstra-
tegien zum NAP Il aus Griinden der Transparenz und Vollstandigkeit auf der Website

des Sozialministeriums zu veroffentlichen.
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10.

11.

12.

Auf Bundesldander-Ebene ist auf die bereits beschlossenen oder noch in Ausarbeitung
stehenden und weiter ins Detail gehenden Landesaktionsplane beziehungsweise Lan-

des-Strategien im Behindertenbereich zu verweisen.

Erganzend zu den derzeit im NAP Behinderung verankerten MaBBnahmen ist jedes
Bundesministerium und Land dazu angehalten, wahrend der Laufzeit des NAP Il auf
aktuelle Entwicklungen zu reagieren, neue Schwerpunkte zu setzen und erforderli-

chenfalls zusatzliche MalBnahmen im eigenen Zustandigkeitsbereich zu beschliel3en.

Der NAP Behinderung umfasst in seinen 55 Unterkapiteln viele Lebensbereiche und
hat den Anspruch, die Lebenssituationen von Menschen mit Behinderungen in allen
Bereichen langfristig und nachhaltig zu verbessern.

Inhaltlich ist fir den NAP Il insbesondere die verstarkte Zusammenarbeit zwischen
Bund und Landern hervorzuheben, die beispielsweise wichtige Verbesserungen fir die
Situation von Menschen mit Behinderungen bei Katastrophenfallen und Krisensituati-

onen erzielen soll.

In den Bereichen Nichtdiskriminierung und Barrierefreiheit werden durch diverse
Malnahmen zusatzliche Schritte fir die rechtliche Gleichstellung von Menschen mit

Behinderungen gesetzt.

Die Inklusion im Schul- und Beschaftigungsbereich soll durch den NAP Behinderung
2022-2030 kontinuierlich verbessert werden. Ein eigenes Kapitel im NAP Il enthalt
wichtige Verbesserungen fliir Menschen mit Behinderungen im Bereich Gesundheit
und Rehabilitation.

Es ist geplant, die personliche Assistenz weiter auszubauen sowie die Bewusstseinsbil-
dung hinsichtlich der Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen innerhalb der

gesamten Gesellschaft zu starken.

Nicht zuletzt soll auch die Erfolgsmessung des NAP durch zahlreiche Indikatoren ge-
steigert, der Zielerreichungsgrad kontinuierlich wissenschaftlich evaluiert und die Da-
tenlage im Behindertenbereich durch zusatzliche und genauere Statistiken auf Basis
einer dauerhaften intensiven Zusammenarbeit mit der Statistik Austria transparenter
werden. Diese transparente Datenlage wird die Basis fir weitere MaBBnahmen im Be-

hindertenbereich sein.
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1. Behindertenpolitik

1.1. UN-Behindertenrechtskonvention und osterreichische Behin-
dertenpolitik

1.1.1. Ausgangslage

UN-Behindertenrechtskonvention

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen (United Nations — UN) hat am 13. Dezem-
ber 2006 in New York das Ubereinkommen iiber die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen (UN-Behindertenrechtskonvention, UN-BRK, engl. UNCRPD) verabschiedet. Die UN-BRK
zahlt zu den UN-Menschenrechtsabkommen, hat groRe internationale Anerkennung erfah-
ren und ist ein wichtiger Motor zur Starkung der Rechte der Menschen mit Behinderungen.
Sie bindet als volkerrechtlicher Vertrag nach der Unterzeichnung, der Ratifizierung und in-
nerstaatlichem Inkrafttreten am 26. Oktober 2008 die Republik Osterreich in Gesetzgebung
und Vollziehung. Die Verpflichtung zur Umsetzung der UN-BRK betrifft alle Gebietskorper-

schaften (Bund, Ldnder, Gemeinden).

Der UN-Behindertenrechtsausschuss mit Sitz in Genf Gberwacht die Umsetzung der UN-
BRK. Osterreich hat 2013 im Rahmen der ersten Staatenpriifung 23 Empfehlungen des Aus-
schusses erhalten. Der UN-Behindertenrechtsausschuss zeigte sich in diesen Empfehlungen
u.a. besorgt, dass das féderale Regierungssystem in Osterreich zu einer unangemessenen
Uneinheitlichkeit der Politik und somit zu sehr unterschiedlichen Lebensrealitaten von Men-
schen mit Behinderungen gefiihrt habe. Der Ausschuss hat daher empfohlen, dass Bund und
Lander hinsichtlich Umsetzung der UN-BRK eng zusammenarbeiten sollen und der Bund ge-

meinsam mit den Bundeslandern eine Umsetzungsstrategie entwickeln soll.
Im Rahmen des vom Parlament beschlossenen Inklusionspakets 2017 wurden Strukturen

und Ressourcen eingerichtet, um die Unabhangigkeit des Bundes-Monitoring-Ausschusses

im Sinn der sogenannten ,,Pariser Prinzipien“ zu gewahrleisten. Diese Pariser Prinzipien, die
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im Dezember 1993 von den UN beschlossen wurden?, enthalten jene Kriterien fiir die Ein-
richtung von nationalen Menschenrechtsinstitutionen, die die Unabhdngigkeit dieser Insti-
tutionen sicherstellen sollen. Was die Erflillung der Pariser Prinzipien auf Landesebene be-

trifft, gibt es bei manchen der neun Monitoringorganen noch Entwicklungspotential.

Am 24. Juli 2012 hat die damalige Bundesregierung im Ministerrat den Nationalen Aktions-
plan Behinderung 2012—-2020 — die Strategie der Osterreichischen Bundesregierung zur Um-
setzung der UN-Behindertenrechtskonvention — beschlossen (Verlangerung um ein Jahr
durch Ministerratsbeschluss im November 2019). Der NAP Behinderung wird durch eine im
Bundesministerium fiir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz (BMSGPK)
eingerichtete Begleitgruppe, in der die Zivilgesellschaft, insbesondere die Behindertenorga-
nisationen eine zentrale Rolle einnehmen, auf Expert:innen-Ebene begleitet. 2020 hat die
Universitat Wien im Auftrag des BMSGPK den NAP Behinderung 2012—-2020 (2021) umfas-
send evaluiert. Die Evaluierung beinhaltet wesentliche Empfehlungen fir die Erstellung des
neuen NAP Behinderung 2022-2030, insbesondere

e Einbindung der Lander in die Erstellung des NAP

e Einflhrung einer Task Force zu Bund-Lander-lUbergreifenden Themen

e Sicherstellung der Partizipation von Menschen mit Behinderungen

e Sicherung der Finanzierung von MaRnahmen

e partizipative Erstellung von Indikatoren unter Heranziehung wissenschaftlicher Exper-

tise.

Nationaler Aktionsplan Behinderung 2022-2030

Das Regierungsprogramm 2020-2024 nimmt auf den neuen NAP Behinderung Bezug und
betont in diesem Zusammenhang die ,,bedarfsgerechte Finanzierung zur Umsetzung der UN
Behindertenrechtskonvention und des NAP“. Am 24. April 2019 beschloss die Bundesregie-
rung, dass der neue NAP Behinderung im Rahmen eines breit angelegten partizipativen
Prozesses zu erstellen ist, in den auch die Lander eingebunden werden. Der partizipative
Erstellungsprozess soll dazu beitragen, dass die Qualitat und die Akzeptanz des neuen NAP

Behinderung gesteigert wird. Insgesamt arbeiteten 26 Expert:innen-Teams Beitrage fir

1 Siehe Resolution der Generalversammlung 48/134: Nationale Institutionen zur Férderung und zum Schutz
der Menschenrechte (Pariser Prinzipien)
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den neuen NAP Behinderung aus (mindestens ein Team pro Bundesministerium, mindes-

tens eines pro Bundesland).

In der Landessozialreferent:innen-Konferenz am 24. Mai 2019 begriRten die Lander das
Vorhaben eines gemeinsamen NAP und haben sich in der Folge am NAP-Erstellungsprozess
beteiligt.

Ein partizipativ mit Vertreter:innen des BMSGPK, der Zivilgesellschaft, dem Behindertenan-
walt des Bundes und dem Monitoringausschuss zur Umsetzung der UN-BRK in Osterreich
sowie mit zwei Ldander-Vertreter:innen besetztes Redaktionsteam arbeitete ab August
2021 in einem aufwandigen und mehrmonatigen Prozess aus den Beitrdgen der 26 Ex-
pert:innen-Teams ein kompaktes Gesamtdokument aus. Das Redaktionsteam legte einen
besonderen Fokus darauf, dass die Inhalte des NAP Behinderung mit den Vorgaben (iber-
einstimmen, die sich unmittelbar aus der UN-Behindertenrechtskonvention, den Empfeh-
lungen des UN-Behindertenrechtsausschusses sowie den Empfehlungen aus der Evaluie-
rung des ersten NAP Behinderung ergeben. Im Bedarfsfall hat das Redaktionsteam die Lei-

ter:innen der Expert:innen-Teams zur Beratung einbezogen.

Im auf diese Weise redaktionell intensiv bearbeiteten NAP Behinderung sind jeweils nach
einer kurzen Beschreibung der Ausgangslage und der zentralen gemeinsamen Zielsetzun-
gen die fiir die Umsetzung der UN-BRK besonders hervorzuhebenden MalRnahmen enthal-

ten.

Die Finanzierung des NAP Behinderung erfolgt grundsatzlich nach dem Ressortprinzip. Das
bedeutet, dass die MaBnahmen, die aus kiinftigen Bundeshaushalten zu finanzieren sind,
nach MaRgabe der einzelnen jeweils geltenden Bundesfinanzgesetze (BFG) bzw. Bundesfi-
nanzrahmengesetze (BFRG) budgetiert werden miissen und die fiir die jeweiligen Manah-
men zustandigen Bundesministerien entsprechende Vorkehrungen im Ressortbudget zu
treffen haben. Die Bundeslander decken die Finanzierung ihrer MaBnahmen aus ihren Lan-
desbudgets ab. Mit Ministerratsbeschluss vom 16. Dezember 2020 wurde dem Regierungs-
programm 2020-2024 folgend bekraftigt, dass die bedarfsgerechte Finanzierung der ress-
ortbezogenen MaRnahmen durch die Bereitstellung der bendtigten Mittel im Rahmen der

entsprechenden Ressortbudgets erfolgen soll.
Der Bundesbehindertenbeirat hat mit Beschluss vom 19. Janner 2022 (Umlaufbeschluss)

betreffend , Finanzierung der im NAP 2022-2030 formulierten MaRnahmen und Schaffung

eines Inklusionsfonds” festgehalten, dass die Finanzierung der Malnahmen fiir die Laufzeit
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des NAP sicherzustellen ist — z.B. durch ein Sonderbudget fiir die einzelnen Ressorts oder

einen neu einzurichtenden Inklusionsfonds, um damit MaRnhahmen zu finanzieren, die von

Bund und Landern gemeinsam umzusetzen sind (z.B.: die einheitliche Personliche Assistenz

in allen Lebensbereichen und engagierte Schritte bei der De-Institutionalisierung).

1.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

Der NAP Behinderung soll die auf Basis der UN-BRK erstellten Leitlinien der dsterrei-
chischen Behindertenpolitik bis zum Jahr 2030 darstellen und die Zielsetzungen und
konkreten MaRnahmen fiir Menschen mit Behinderungen umfassen.

Gesetze, Verordnungen sowie Richtlinien des Bundes und der Lander sollen unter
Nutzung der bestehenden politischen und administrativen Netzwerke tGberprift und
nach gemeinsamen strategischen Vorgaben entsprechend der UN-BRK angepasst
werden.

Durch eine sorgfaltige und vollstandige Folgenabschatzung liber die Auswirkungen
auf Menschen mit Behinderungen soll sichergestellt werden, dass zukiinftige legisti-
sche Vorhaben des Bundes und der Lander konform mit der UN-BRK erfolgen.

Bund und Lander sollen sich auf Grundlage der UN-BRK sowie der Empfehlungen
aus den Staatenpriifungen auf ein gemeinsames Vorgehen zur Umsetzung der UN-
BRK einigen.

Durch die Einbindung der Zivilgesellschaft, vor allem von Menschen mit Behinde-
rungen, soll die erforderliche Partizipation bei allen behindertenpolitischen Vorha-
ben sichergestellt werden, auch lber die Bereitstellung von Unterstiitzungsstruktu-
ren und Ressourcen.

Selbstvertretungsorganisationen von Menschen mit Behinderungen, Peer Berater:in-
nen und Peer Beratungsorganisationen sollen durch 6ffentliche Mittel finanziell ab-
gesichert werden. Peerangebote sollen ausgebaut und die Anzahl der Peer-Bera-
tungsstellen soll erh6ht werden.

Indikator: Anzahl an zuséatzlichen Peer-Beratungsstellen

Die Strukturen und Ressourcen, um die Funktion innerstaatlicher Durchfiihrungs-
und Uberwachungsmechanismen der UN BRK zu gewihrleisten, sollen im erforderli-
chen AusmaR bereitgestellt werden.

Die Zielsetzungen des NAP Behinderung sollen die Basis fiir weitere MaBnahmen
zur Umsetzung der UN BRK auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene bilden und
damit in dynamischer Weise eine laufende Erweiterung des NAP Behinderung er-

moglichen.
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(9)

(10)

(11)

Indikator: Anzahl von zusatzlichen — den NAP Behinderung erweiternden — MaR-

nahmen auf Grundlage der vorliegenden Zielsetzungen

Geeignete Indikatoren und aussagekraftige Daten sollen in einem fortlaufenden

Entwicklungsprozess im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung des NAP verbes-

sert und erweitert werden.

Zielerreichung und Umsetzung der MalBnahmen des NAP Behinderung sollen wis-

senschaftlich begleitet und bewertet werden.

Indikator: Vorlage des jahrlichen NAP-Bewertungsberichts der wissenschaftlichen

Begleitung des NAP Behinderung

Multiprofessionelle Bedarfserhebungen sollen in den Landern zur Starkung der

Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen eingerichtet werden.

1.1.3. MaBnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit  Kosten

1 Unter Einbeziehung von Expert:innen mit Behinderun- 2024~ BMSGPK Kosten vom
gen Einrichtung einer Arbeitsgruppe , Screening der 6s- 2027 Ktn. Stmk :E;Se?jzs;tdgm
terreichischen Rechtsvorschriften hinsichtlich inhaltli- e

.. . - w . Bgld., Wien,
cher Ubereinstimmung mit der UN-BRK” — einschlieR- NG, 00, Sbg
lich Durchforstung der Rechtsordnung in Bezug auf die e

e . Tirol, Vbg.
Verwendung diskriminierender Begriffe und betreffend
die Zulassung zu Berufen und Berufsausbildungen

2 Erarbeitung von Kommunikationsstrukturen fir die Zu-  2022- BMSGPK Kosten vom
sammenarbeit zwischen dem Bund und den Landern 2030 :E;ZZZE;tdgEt
betreffend einheitliche Umsetzung der UN-BRK in Os-
terreich

3 Erarbeitung einer Zielvereinbarung ,Inklusive Behin- 2024- BMSGPK Kosten vom
dertenpolitik” zwischen Bund und Lindern betreffend 2027 Ktn. Stmk zst‘;::;tdget
einheitliche Umsetzung der UN BRK, einschlieBlich Ge- Bgl(;II Wie; &
samtstrategie zur schrittweisen Umsetzung der Barrie- NO C,)O Sb’g
refreiheit, unter Einbeziehung der Behindertenorgani- TR

. Tirol, Vbg.
sationen

4 Arbeitsgruppe bestehend aus BMSGPK, Landern und 2022- BMSGPK, BMF  Kostenvom
Stakeholdern, insbesondere der Zivilgesellschaft, 2023 Ktn. Stmk zs;sei’j::;tdget
zwecks Erarbeitung eines Vorschlags fiir die Inhalte ei- Bglt.j, Wie;
nes Inklusionsfonds in Vorbereitung auf die Finanzaus- NO C,)O Sblg
gleichsverhandlungen Tirol, Vbg.

5 Prufung der Schaffung eines Inklusionsfonds zur Finan- 2024 BMF, BMSGPK  Festlegung der
zierung der MaRnahmen zur Umsetzung der UN-BRK in rnis;:mgs'gt
den Landern und dem Bund des Finanzaus-
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Nr. Inhalt Zeit Zustiandigkeit  Kosten
gleichs zwi-
schen Bund
und Landern

6 Forderung umfassender und gemeindenaher Beratung 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
von Menschen mit Behinderungen nach dem Prinzip 2030 Bgld., Wien, EZiStBeundereftonl'\gi:-
der Peer-Beratung durch Menschen mit Behinderun- NO, 00, Sbg., telaufteiung
gen, auch fir LGBTIQA+ Personen mit Behinderungen Tirol, Vbg.

7 Addquate und die Unabhangigkeit garantierende 6f- 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
fentliche Finanzierung der Linder-Monitoringaus- 2030 Bgld., Wien, EZf;eundZ;f:rLgi:-
schiisse zur Uberwachung der UN-BRK NO, 00, Sbg.,  telaufteilung

Tirol, Vbg.

8 Koordinierung und gesamtstrategische Umsetzung des  2022- BMSGPK Kosten vom
NAP Behinderung sowie jahrliche Berichterstattungan 2030 :zsse‘;:'c’li‘tdget
den Bundesbehindertenbeirat Uber den Stand der &
Umsetzung des NAP Behinderung durch den nationalen
CRPD Focal Point

9 Veroffentlichung von jahrlichen Fortschrittsberichten 2023- BMSGPK Kosten vom
tiber die Umsetzung der MaRnahmen des NAP Behinde- 2031 zs;zz:s;tdgm
rung (Jahresriickblick)

10 Weiterfithrung der partizipativen NAP-Expert:innen- 2022- BMSGPK, BMJ, Kostenvon
Teams als behindertenpolitisches Beratungs- und 2030 BMI, BMLV, R:::‘;Eb::éckt
Austauschgremium der Bundesministerien BKA, BMEIA, 8 g

BML, BMK,
BMKOS, BMF,
BMBWEF,
BMAW

11 Weiterfiihrung bestehender partizipativer Strukturen 2022- Ktn., Stmk., Kosten von
der Lander zur Beratung, Abstimmung und zum Aus- 2030 Bgld., Wien, ;znzzzt:;?gets
tausch in behindertenpolitischen Fragen NG, 00, Sbg., g

Tirol, Vbg.
12 Laufende wissenschaftliche Begleitung und Bewertung  2023- BMSGPK Kostenschit-
(Evaluierung) des NAP Behinderung inklusive Entwick- 2031 zung erstim
R Zusammen-
lung von Indikatoren hang mit der
Leistungsbe-
schreibung im
Rahmen der
Vergabe
zweckmaRig
(Partizipation)

13  Koordinierung und Vorbereitung der Weiterentwick- 2023- BMSGPK Kosten vom
lung des NAP Behinderung — basierend auf den Ergeb- 2030 :E;se%z:;tdget
nissen der laufenden wissenschaftlichen Begleitung und
Bewertung — unter Einbeziehung aller Stakeholder so-
wie des Bundesbehindertenbeirats
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1.2. Definition von Behinderung

1.2.1. Ausgangslage

In der UN-BRK wurde ,,Behinderung” nicht im Detail definiert. Die Praambel (Buchstabe e)

geht von folgendem Verstandnis aus:

,Behinderung [entsteht] aus der Wechselwirkung zwischen Menschen mit Beeintrdchtigun-
gen und einstellungs- und umweltbedingten Barrieren [...], die sie an der vollen, wirksamen

und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern”.

Diese Beschreibung bringt das soziale Modell, das im Rahmen der UN-BRK zum menschen-
rechtlichen Modell? von Behinderung erweitert wurde, zum Ausdruck: Behinderung ist
nicht die Eigenschaft einer Person, vielmehr ist es ein soziales Phanomen, in das Handlun-

gen und Unterlassungen der Gesellschaft einflieRen.

Nach Artikel 1 zweiter Satz UN-BRK zdhlen zu den Menschen mit Behinderungen, Men-
schen, die langfristige korperliche, psychische, intellektuelle oder Sinnesbeeintrachtigun-
gen haben, die sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen und wirk-
samen Teilhabe, gleichberechtigt mit anderen, an der Gesellschaft hindern kénnen. Das 0s-
terreichische Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) enthalt keinen eigenen Kompetenztatbe-
stand fir Angelegenheiten, die Menschen mit Behinderungen betreffen. Rechtsvorschriften
betreffend Menschen mit Behinderungen gehoren zu den sogenannten Querschnittsmate-
rien. Zahlreiche Bundes- und Landesgesetze beinhalten Rechtsnormen, die fiir Menschen
mit Behinderungen von Bedeutung sind. Diese Gesetze haben unterschiedliche Zielsetzun-

gen und enthalten unterschiedliche Definitionen von Behinderung.

Die Definition von Behinderung im Behinderteneinstellungsgesetz (§ 3 BEinstG), Bundesbe-
hindertengesetz (§ 1 Absatz 2 BBG) und Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz (§ 3
BGStG) entspricht dem UN-BRK-Modell von Behinderung. Die drei Gesetze normieren Be-

hinderungen als ,Auswirkung einer nicht nur voriibergehenden kérperlichen, geistigen oder

2 Siehe CCPD/C/12/D/10/2013. (s. Pkt. 6 3), CRPD/C/18/D/22/2014 (s. Pkt. 7.6: ...“The Committee notes that
a human rights-based model of disability requires that the diversity of persons with disabilities (see
Convention, preamble, para. (i) and the interaction between persons with impairments and attitudinal and
environmental barriers (ibid., preamble, para. (e)) be taken into account) (...)“
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psychischen Funktionsbeeintréichtigung oder Beeintréichtigung der Sinnesfunktionen, die ge-
eignet ist, die Teilhabe am Arbeitsleben (BEinstG) bzw. Leben in der Gesellschaft (BBG,

BGStG) zu erschweren”,

Wenn es um konkrete Rechtsfolgen geht, wird allerdings in vielen Bestimmungen auf einen
so genannten Grad der Behinderung abgestellt. Dies betrifft z.B. im BEinstG die Zugehorig-
keit zum Kreis der ,Beglinstigten Behinderten” und damit den Zugang zu Férderungen zur
Eingliederungin den Arbeitsmarkt oder im BBG die Ausstellung des Behindertenpasses. Die-
ser Grad der Behinderung wird liberwiegend nach medizinischen Kriterien gemaR der so

genannten Einschatzungsverordnung ermittelt.

Mehrere Organisationen der Menschen mit Behinderungen haben in einem gemeinsamen
Strategiepapier darauf hingewiesen, dass die aktuellen Einschatzungen zu sehr auf einem
medizinischen, defizitorientierten Zugang zu Menschen mit Behinderungen beruhen.

1.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(12) Alle Definitionen und Einschatzungen von Behinderung in dsterreichischen Bundes-
und Landesgesetzen sollen an das menschenrechtliche Modell von Behinderung
nach der UN-BRK herangefiihrt werden.

(13) Der Zugang zu Leistungen fiir Menschen mit Behinderungen soll sich nach dem tat-
sachlichen Unterstiitzungsbedarf und nicht nach prozentualen Werten (basierend
auf medizinischen Kalkilen) richten. Soziale Kriterien sollen in die Bemessung der
Bedarfe von Menschen mit Behinderungen einflieBen.

(14) Modelle anderer Staaten, die sich an der Internationalen Klassifikation der Funkti-
onsfahigkeit, Behinderung und Gesundheit (engl. ICF) orientieren, sollen mit der

Rechtslage in Osterreich wissenschaftlich verglichen werden.

1.2.3. MaBnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit  Kosten
14  Einrichtung einer Begleitgruppe zu Ausschreibung, Be- 2024 BMSGPK Kosten vom
Ressortbudget

gleitung und Bewertung der Auswirkung einer Studie zur
Weiterentwicklung der Einschatzungsverordnung unter
Einbindung der Organisationen von Menschen mit Behin-
derungen

abgedeckt
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Nr. Inhalt Zeit Zustiandigkeit  Kosten

15 Studie zur Weiterentwicklung der Einschdtzungsverord-  2025- BMSGPK 300.000 €
nung mit Orientierung am menschenrechtlichen Modell 2026
unter Einbindung relevanter Stakeholder

16  Erarbeitung von Vorschldgen fiir Novellierungen von 2027- BMSGPK Kosten vom
BEinstG, BBG, BGStG und Einschitzungsverordnung um 2028 zg;se‘;tf;dget

den Behinderungsbegriff am Sozialen Modell von Behin-
derung auszurichten, legistische Umsetzung bis 2028

17  Ausrichtung aller Definitionen von Behinderung in den 2028 Ktn., Stmk., Festlegung der
Landesgesetzen nach dem Menschenrechtlichen Modell Bgld., Wien, EZ?;eundZ;f:rLgi:—
von Behinderung nach der UN-BRK NO, 00,Sbg.,  telaufteilung

Tirol, Vbg.

1.3. Kinder und Jugendliche mit Behinderungen

1.3.1. Ausgangslage

Nach Artikel 7 Absatz 1 UN-BRK sind alle erforderlichen MaRBnahmen zu treffen, um zu ge-
wahrleisten, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern alle

Menschenrechte und Grundfreiheiten genieflen kdnnen.

Artikel 7 Absatz 3 UN-BRK verpflichtet Osterreich zu gewéhrleisten, dass Kinder mit Behin-
derungen ihre Meinung in allen sie beriihrenden Angelegenheiten frei auern konnen. Um
dieses Recht zu verwirklichen, sollen sie behinderungs- und altersgemalie Assistenz erhal-

ten.

Familien haben derzeit Anspruch auf erhohte Familienbeihilfe fiir Kinder mit erheblicher
Behinderung in der Hohe von 155,90 € (Stand: 2022) zusatzlich zur allgemeinen Familien-
beihilfe. Die erhebliche Behinderung ist durch eine Bescheinigung des Sozialministeriumser-

vice auf Grund eines arztlichen Gutachtens nachzuweisen.

Insgesamt fordert das BKA rund 30 Schwerpunktfamilienberatungsstellen, die Beratung fir
Familien mit Angehoérigen mit Behinderung anbieten. Frithférderung konnen Kinder mit
korperlichen Behinderungen oder Lernbehinderungen ab der Geburt mindestens bis zum
Eintritt in den Kindergarten erhalten. Kinder mit Sinnesbehinderungen kdnnen diese Hilfe
bis zum Schuleintritt erhalten. Die Frihférderung wird in ambulanter oder mobiler Form

angeboten.
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Kinder mit Behinderungen werden in Wohngemeinschaften der Kinder- und Jugendhilfe

sowie in Einrichtungen nach den Chancengleichheits- oder Teilhabegesetzen der Lander o-

der von Pflegeeltern betreut, wenn das Kindeswohl durch die erwachsenen Bezugsperso-

nen gefahrdet ist. Die Lander bieten Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen aulRer-

dem Angebote zu deren Freizeitgestaltung.

Seit 1. Juli 2018 gilt das Heimaufenthaltsgesetz (HeimAufG), in dem die Voraussetzungen

flr Freiheitsbeschrankungen in Einrichtungen geregelt sind, auch fir Einrichtungen zur

Pflege und Erziehung Minderjahriger.

1.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren
(vgl. auch die Zielsetzungen im Unterkapitel 2.6 ,, Schutz vor Gewalt und Missbrauch”)

(15)

(16)

(17)

(18)

(19)

(20)

(21)

Mit Verfahren nach dem HeimAufG betraute Richter:innen sollen in Hinblick auf das
Grundrecht auf personliche Freiheit und Freiheitsbeschrankungen in Einrichtungen
zur Pflege und Erziehung Minderjahriger laufend sensibilisiert werden.

Indikator: Jahrliches Fortbildungsangebot fiir Richter:innen zum HeimAufG

In allen Institutionen fiir Kinder und Jugendliche mit Behinderungen sollen Gewalt-
schutzkonzepte und Kinderschutzrichtlinien vorhanden sein, um Gewalt an Kindern
und Jugendlichen zu verhindern und zu bekampfen.

Es soll eine deutliche Verbesserung der Datenlage zu Kindern und Jugendlichen mit
Behinderungen hergestellt werden.

Die Verfahren fir die Gewahrung der erhohten Familienbeihilfe bei Vorliegen einer
erheblichen Behinderung sollen erleichtert werden.

Niederschwellig geférderte Elternbildungs-Veranstaltungen sollen dsterreichweit
allen interessierten Eltern kostenlos und umfassend barrierefrei zur Verfligung ste-
hen.

Kinder mit Behinderungen und deren Angehorige sollen durch gemeindenahe, mo-
bile und ambulante Angebote langfristig entlastet und auf Basis der individuell vor-
liegenden Bediirfnisse unterstilitzt werden.

Die Landes-Férderungen von Kindern mit Behinderungen sollen moglichst friih an-
setzen, um eine weitgehende Inklusion und ein langfristig selbstbestimmtes Leben

zu ermoglichen.
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(22)

(23)

(24)

(25)

(26)

Um die Qualitdtsstandards der Angebote und Leistungen fiir Kinder und Jugendliche
mit Behinderungen an jene fir Kinder und Jugendliche ohne Behinderungen anzu-
gleichen, soll eine Harmonisierung zwischen ,,Behindertenhilfe” und Kinder- und
Jugendhilfe bundesweit erreicht werden.

In sozialpadagogischen Einrichtungen soll die Betreuung inklusiv erfolgen. Die Leis-
tung von Kurzzeitunterbringungen soll stetig ausgebaut werden, um Familien tem-
porar zu entlasten.

Projekte im Rahmen des Bundesjugendférderungsgesetzes sollen barrierefrei und
niederschwellig zuganglich sein.

Die Kooperation zwischen den Bereichen Soziales, Gesundheit, Bildung und Kinder-
und Jugendhilfe soll gestarkt werden, um Familien mit Kindern mit Behinderungen
friihzeitig zu erreichen und eine umfassende Praventionskultur zu etablieren und zu
finanzieren.

Reality Checks mit jungen Menschen mit und ohne Behinderungen sollen bei der Er-
arbeitung von Jugendzielen und Malinahmen sowie auch bei der Erarbeitung der

Osterreichischen Jugendstrategie durchgefiihrt werden.

1.3.3. MaBRnahmen
(vgl. auch die MaRnahmen im Unterkapitel 2.6. ,Schutz vor Gewalt und Missbrauch®)

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit  Kosten
18 Umsetzung der Europdischen Garantie fiir Kinder (Pro- 2022—- BMSGPK Kosten vom
gramm ,,Kinderchancen®) inkl. Erstellung eines Nationalen 2030 zsszzti’stdget
Aktionsplans, Schwerpunkt u.a. auf Zielgruppe Kinder mit &
Behinderungen
19 Jahrliche Fortbildungsveranstaltungen fir Richter:innen 2022- BMJ Festlegung der
tiber das Grundrecht auf personliche Freiheit, HeimAufG 2030 SK:::;:::;E:Z_
und Freiheitsbeschréankungen in Einrichtungen zur Pflege bar, bei Budget-
und Erziehung Minderjahriger mittelaufteilung
20 Weiterflihrung und Ausbau der Beratungsangebote, die 2022— BKA 15 Mio €
sich an Familien mit Kindern mit Behinderungen richten 2030 600.000 €
(mehrere Einzel-MalRnahmen mit Férdersummen) 200.000 €
850.000 €
Gesamt:
16.650.000 €
21 ,Behindertenpass” als Nachweis fiir das Vorliegen einer 2022— BKA, BMSGPK  Festlegung der
erheblichen Behinderung bei Bewilligung der erhéhten Fa- 2030 EZf;eu”dZ;f:’nLgi:_
milienbeihilfe (Novelle FLAG) telaufteilung
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Nr. Inhalt Zeit Zustiandigkeit  Kosten

22  Partizipative Einbindung junger Menschen in die Entwick- 2022—- BKA jahrl.
lung der Osterreichischen Jugendstrategie. Einbindung von 2030 60.000 €
,Reality Checks” zur Reflexion von dazugehérigen Jugend-
zielen und MaRnahmen

23 RegelmaRige Evaluierung der Unterstiitzungsangebote fiir  2022— Ktn., Stmk., Festlegung der
Kinder mit Behinderungen 2030  Bgld., Wien, Kosten erfolgt

. .. bei Budgetmit-
NO, OO, Sbhg., telaufteilung
Tirol, Vbg.

24 Inklusives, pddagogisches Konzept sowie Gewaltschutz- 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der
konzept fiir Institutionen, in der Kinder mit Behinderungen 2030  Bgld., Wien, E:is’;eundzgtonlqgit_
betreut werden als Voraussetzung fiir ihre Genehmigung NO, 00, Sbg.,  telaufteilung

Tirol, Vbg
25 Bedarfsorientierter Ausbau 2022—- SV Festlegung der
2030 Kosten erfolgt
der Ambulatorien fur Entwicklungsdiagnostik und Ktn., Stmk., bei Budgetmit-
Therapie, Bgld., Wien, telaufteilung
der mobilen Frithférderung, ?_O'IS?/%'
AT .. . irol, .
der individuellen Unterstiitzungsangebote fiir Kinder g
mit Entwicklungsverzégerung und/oder Behinderun-
gen,
der (Freizeit-)Assistenz fur Jugendliche und junge Er-
wachsene mit Behinderungen
e der wohnortnahen und gemeindenahen Freizeitange-
bote im Rahmen der jeweiligen Zustandigkeitsberei-
che

26 Ausbau Familien entlastender Dienste bei den Familienbe- 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der

ratungsstellen fiir Eltern bzw. Pflegeeltern von Kindern mit 2030  Bgld., Wien, Kosten erfolgt

R o ) . X . .. bei Budgetmit-
Behinderungen sowie fiir Eltern mit Behinderungen, insbe- NO, OO, Sbg.,  telaufteilung
sondere durch den Einsatz einer Familienhelferin; Unter- Tirol, Vbg.

stitzung von Pflegeeltern bei Hochbelastung

1.4. Frauen mit Behinderungen

1.4.1. Ausgangslage

Nach Artikel 6 UN-BRK muss Osterreich gewéhrleisten, dass Frauen mit Behinderungen alle

Menschenrechte und Grundfreiheiten voll und gleichberechtigt gewahrt werden. Rund
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18,8 % der weiblichen und 17,9% der mannlichen Bevélkerung ab 15 Jahren hatten 2015

eine dauerhafte Beeintrachtigung bzw. eine Behinderung?.

Daten belegen, dass Frauen mit Behinderungen nicht nur gegeniber Frauen ohne Behinde-
rungen deutlich schlechter gestellt sind, sondern auch gegeniiber Mannern mit Behinde-
rungen. Frauen mit Behinderungen sind weniger sichtbar, haufiger von psychischer, physi-
scher und sexueller Gewalt betroffen, sind Hiirden beim Zugang zu Gesundheitsleistungen
ausgesetzt, mit Vorurteilen und Stereotypen bei der Arbeitssuche konfrontiert und in ihrer
sexuellen bzw. reproduktiven Selbstbestimmung eingeschrankt. Auch in der politischen
Vertretung von Menschen mit Behinderungen sind Frauen unterreprasentiert und fordern

moderne Strukturen und eine breitere Vertretung.

Unter den beeintrachtigten Erwerbspersonen stellen Frauen nur einen Anteil von 43%.
Hinzu kommen weitere Benachteiligungen wie haufig niedrigere Bezahlung, im Fall von Ar-
beitslosigkeit geringere Sozialleistungsanspriiche und niedrigere Pensionen im Alter.
Frauen mit Behinderungen sind daher haufiger von Armutsgefdahrdung betroffen als Man-

ner mit Behinderungen.

Osterreich verfiigt (iber ein Netz an bundes- und landesweiten Frauen- und Midchenbera-
tungseinrichtungen, das grundsatzlich allen Frauen zur Verfligung steht. Diese bieten auch
Beratung flir Frauen und Madchen, die von Gewalt betroffen sind und sind baulich (ver-
pflichtend) barrierefrei. Dennoch ist nach wie vor Ausbau- und Verbesserungsbedarf er-
kennbar, der sich auch in den Empfehlungen des Vertragsstaatenkomitees der Istanbul Kon-
vention niederschligt. Osterreich ist aufgefordert, die umfassende Einhaltung der Istanbul-

Konvention auch im Hinblick auf Frauen mit Behinderungen zu gewahrleisten.

Zur Bewertung der Situation von Frauen mit Behinderungen und zur Entwicklung adaquater

MaBnahmen und Strategien ist eine umfassende Datenbasis notig.

3 Siehe
http://statistik.at/web de/statistiken/menschen und gesellschaft/gesundheit/gesundheitszustand/gesund
heitliche beeintraechtigungen/111229.html
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1.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren
(vgl. auch die Zielsetzungen im Unterkapitel 2.6. ,,Schutz vor Gewalt und Missbrauch”

und Kapitel 5 ,,Beschaftigung”)

(27)

(28)

(29)

(30)

(31)
(32)

(33)

(34)

(35)

(36)

(37)

(38)

Die Einbeziehung der Geschlechterperspektive soll bei allen behindertenpolitischen
Vorgaben bedacht werden.

Frauen und Madchen mit Behinderungen sollen in ihrer individuellen Vielfalt wahr-
genommen werden, um gleiche Teilhabechancen in der Gesellschaft zu ermdoglichen.
In diesem Kontext spielt auch eine geschlechtsgerechte und diskriminierungsfreie
Sprache eine entscheidende Rolle.

Frauen mit Behinderungen sollen gleichberechtigt in allen Gremien der Behinder-
tenhilfe vertreten sein.

Die Chancen von Frauen mit Behinderungen am Arbeitsmarkt sollen durch inklusive
Beratungs- und Weiterbildungsangebote sowie bewusstseinsbildende Kampagnen
Uber die Fahigkeiten und das Potential von Frauen mit Behinderungen verbessert
werden.

Die Altersarmut von Frauen mit Behinderungen soll deutlich verringert werden.
Alle Gewaltschutzeinrichtungen, Beratungsstellen und gesundheitliche Einrichtun-
gen sollen umfassend barrierefrei gestaltet und bedarfsgerecht ausgebaut sein.
Das Recht auf Selbstbestimmung soll in allen Lebensbereichen von Frauen mit Be-
hinderungen gewahrleistet sein, u.a. auch in Bezug auf selbstbestimmte Sexualitat.
Es sollen professionelle Strukturen geschaffen werden, die es Frauen ermoglichen,
mit Peers Uber schwierige Alltagssituationen, Sexualitat und Gewalterfahrungen zu
sprechen. In diesem Zusammenhang sollen Netzwerke, Interessens- und Selbstver-
tretungen von Frauen mit Behinderungen gestarkt werden.

Indikator: Anzahl der bundes- und landesweiten Beratungsangebote fiir Frauen mit
Behinderungen

In Einrichtungen der Behindertenhilfe soll das Bewusstsein fir die Lebenssituation
von Frauen mit Behinderungen erhdht werden.

Indikator: Anzahl der Fortbildungen von Mitarbeiter:innen zur Lebenssituation von
Frauen mit Behinderungen in Einrichtungen der Behindertenhilfe

Es soll eine umfassende Datenlage zum Thema Frauen mit Behinderungen geschaf-
fen werden.

Frauen mit Behinderungen sollen unterstiitzt werden, korperliche und sexuelle
Ubergriffe von sich aus zu erkennen, zu benennen und zu melden.

Das Umfeld von Menschen mit Behinderungen, insbesondere Menschen mit Behin-

derungen betreuende Personen, soll zum Thema Gewalt an Frauen und Madchen
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mit Behinderungen sensibilisiert sein und dabei unterstiitzen, Gewalt zu benennen,

zu melden und zukiinftige Ubergriffe abzuwehren.

1.4.3. MaBnahmen
(vgl. auch die MaRnahmen im Unterkapitel 2.6. ,,Schutz vor Gewalt und Missbrauch”

und im Kapitel 5 ,Beschaftigung”)

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit  Kosten

27  Auf- und Ausbau geschlechterspezifischer Auswertungen 2022— BMSGPK, BMJ, Festlegung der
bei statistischen Erhebungen (insbesondere Frauen mit 2030 BMI, BMLY, Ezfgeu"dzref;;gi:_
Behinderungen) BKA, BMEIA, telaufteilung

BML, BMK,
BMKOS,
BMBWEF,
BMAW, Statis-
tik Austria
Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
NO, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

28 Schaffung und bedarfsgerechter Ausbau der Empower- 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der
ment-Seminare und Gewaltschutz-Seminare fiir Frauen 2030  Bgld., Wien, :Zf;eu”de::’r:]gi:_
mit Behinderungen 00, Sbg., tehufte?lung

Tirol, Vbg.

29 Aufbau eines Netzwerks von professionell geschulten 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der

Peer-Beraterinnen fir Frauen mit Behinderungen 2030  Bgld., Wien, E:?;eundzgf;git—
00, Sbg., telaufteilung
Tirol, Vbg.

30 Sukzessive Steigerung des Anteils der barrierefrei aufbe- ~ 2022—  Ktn., Stmk., Festlegung der

reiteten Online-Angebote fiir Frauen mit Behinderungen 2030  Bgld., Wien, EZiSEundZ:ergi:-
00, Sbg., telaufteilung
Tirol, Vbg.

1.5. Altere Menschen mit Behinderungen

1.5.1. Ausgangslage

Die Zahl der Senior:innen mit Behinderungen steigt aufgrund des demografischen Wandels

an. Daher bendtigt es eine Anpassung der Leistungen der Behindertenhilfe der Lander an
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die Bedarfe dieser wachsenden Zielgruppe. Insbesondere ist auch ein Fokus auf ein rei-
bungsfreies Management beim Ubergang vom Behindertenbereich in den Pflegebereich zu

legen.

Die Bundeslander sehen bereits einzelne MaBRnahmen fir dltere Menschen mit Behinde-
rungen, wie z.B. Ruhegruppen, mobile Pflegeleistungen und Mobilitiatskonzepte vor, die

jedoch nicht allen Menschen, die Bedarf haben, flaichendeckend zur Verfligung stehen.

Um die Entwicklung im Bereich dlterer Menschen mit Behinderungen besser analysieren
und planen zu kdnnen, braucht es eine umfassende und valide Datenlage. Die aktuell vor-

handenen Daten reichen nicht aus.

1.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(39) Altere Menschen mit Behinderungen sollen solange wie méglich in ihren bestehen-
den Wohneinrichtungen bzw. der eigenen Wohnung bleiben kénnen.

(40) Altere Menschen mit Behinderungen sollen rechtzeitig durch partizipativ erarbeitete
Betreuungskonzepte auf die zu erwartenden Veridnderungen beim Ubergang in den
Pflege- und Betreuungsbereich vorbereitet werden. Kooperationen mit mobilen
Pflegeleistungen und ein intensiver Erfahrungsaustausch zwischen dem Betreuungs-
personal sollen forciert werden.

(41) Eine umfassende Datenlage im Bereich adlterer Menschen mit Behinderungen soll
hergestellt werden.

(42) Fur altere Menschen mit Behinderungen, die nicht in eine reguldre Tagesstruktur
bzw. Tagesbetreuung wollen, sollen neue Angebote geschaffen werden.

(43) UnterstitzungsmalRnahmen sollen flachendeckend, leistbar, wohnortnah und in ho-

her Qualitat angeboten und auf die konkreten Bediirfnisse abgestimmt werden.

1.5.3. MaBnhahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit  Kosten
31 Entwicklung von bedarfs- und bediirfnisgerechten Lésungen 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der
hinsichtlich der speziellen Herausforderungen fiir iltere 2030  Bgld., Wien, Kosten erfolgt

bei Budgetmit-
telaufteilung

Menschen mit Behinderungen NO, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.
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Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten

32 Statistische Erhebungen in Zusammenhang mit dlteren Men- 2022— BMSGPK, Sta-  Festlegung der
schen mit Behinderungen 2030 tistik Austria Kosten erfolgt

bei Budgetmit-
Ktn., Stmk., telaufteilung
Bgld., Wien,
NG, 00,
Sbg.,Tirol,
Vbg.

33 Laufende Evaluierung und bedarfsorientierte Weiterentwick- 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der
lung altersadiquater Begleitung in Wohneinrichtungenvon 2030  Bgld., Wien, EZf;eu”de:t‘;Lgi:_
Menschen mit Behinderungen, die aus altersbedingten Griin- NO, 00, Sbg., te|aufte?|ung
den nicht mehr in die Beschaftigungswerkstatte gehen wol- Tirol, Vbg.
len

34 Ausweitung der Versorgung durch ambulante Betreuung 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der

2030 Bgld., Wien Kosten erfolgt
e L. ! bei Budgetmit-
NO, 00, Sbg., telaufteilung
Tirol, Vbg.

35 SchlieBung der Versorgungsliicke zwischen mobilen Unter-  2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
stiitzungsleistungen der Pflege/Behindertenhilfe und der24 2030  Bgld., Wien, Ezf;eu“dzgt‘:;gii_
Stunden-Betreuung NG, 00, Sbg., telaufteilung

Tirol, Vbg.

1.6. Migrant:innen und Asylwerber:innen mit Behinderungen

1.6.1. Ausgangslage

Menschen mit Behinderungen und Migrationshintergrund sind aufgrund von sprachlichen
und kulturellen Barrieren starker gefahrdet, Opfer von Diskriminierung, Benachteiligung o-

der Gewalt zu werden.

Unter Migrant:innen im weiteren Sinn sind Personen zu verstehen, die ein Bleiberecht in
Osterreich anstreben. Bei Asylwerber:innen als Teilgruppe der Migrant:innen ist dabei der
Schutz vor Verfolgung der maRgebende Grund fiir einen permanenten Aufenthalt in Oster-

reich.

Besonders exponiert sind dabei Frauen, bei denen der geschlechtsspezifische Aspekt noch
hinzutritt. Es sind daher erforderlich MaRnahmen zu setzen, die eine Mehrfachdiskriminie-

rung der Betroffenen verhindern. Beratungs- und Férderangebote sowie Diskriminierungs-
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verbote zugunsten von Menschen mit Behinderungen kdnnen grundsatzlich auch von Mig-
rant:innen bzw. Asylwerber:innen in Anspruch genommen werden. In der Praxis wird die
Zielgruppe allerdings aufgrund sprachlicher oder kultureller Barrieren nur eingeschrankt er-

reicht.

Menschen mit Migrationshintergrund ohne Gsterreichische Staatsangehdrigkeit unterlie-
gen unterschiedlichen rechtlichen Rahmenbedingungen. Der Zugang zu Leistungen ist im
Schnittpunkt des Aufenthalts- und Behindertenrecht geregelt. Fiir die Beratung und Unter-
stitzung dieses Personenkreises mit einer Behinderung ist es wichtig, die aufenthaltsrecht-
lichen Unterschiede zu kennen. Die Inanspruchnahme von sozialrechtlichen Leistungen
kann u.a. von ihrem Aufenthaltstitel, der Aufenthaltsdauer und der Aufenthaltsverfestigung

abhangen.

Allfallige Anspriche nach dem Behindertengleichstellungsrecht konnen von allen Mig-
rant:innen bzw. Asylwerber:innen mit Behinderungen geltend gemacht werden, da weder
Staatsbirgerschaft noch ethnische Herkunft Voraussetzung fiir die Anspruchsberechtigung
sind. Begiinstigt behinderte Personen nach dem BEinstG missen Uber die dsterreichische
Staatsbirgerschaft verfligen, einem EU- bzw. EWR-Staat angehoren oder als anerkannter
Flichtling zum dauerndem Aufenthalt in Osterreich berechtigt sein. Weiters kénnen auch
bestimmte Gruppen von Drittstaatsangehorigen als beglinstigt behindert eingestuft wer-
den. Das BBG stellt fiir Forderungen aus dem Unterstiitzungsfonds auf die 6sterreichische

Staatsbiirgerschaft oder den stindigen Aufenthalt in Osterreich ab.

Die Betreuungs- und Erstaufnahmestellen fiir Asylwerber:innen und Fliichtlinge werden
vom Bund im Wesentlichen im sogenannten Zulassungsverfahren gefiihrt und ab dem Zeit-
punkt der Zulassung geht die Zustandigkeit flr die Unterbringung und die Versorgung auf
die Lander Uber. Dabei ist Asylwerber:innen die erforderliche Unterkunft bzw. Betreuung

zu gewahren.

In der Praxis werden Asylwerber:innen in einem der Erstaufnahmezentren unverziiglich ei-
ner medizinischen Erstbegutachtung vorgestellt. Wird dort eine Behinderung erkannt, wer-
den die notwendigen MaBnahmen ergriffen. Die Gesamtsituation erschopfter, traumati-
sierter oder von Verzweiflung gepragter Personen, vor allem aber auch Sprachbarrieren er-
schweren die Feststellung einer Behinderung erheblich. Erschwerend hinzu kommt auler-
dem, dass das Vorliegen einer Behinderung nicht standardmaRig erfasst werden kann. In

der Folge erhalten Asylwerber:innen nicht immer die Hilfsmittel, die sie brauchten.
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Mobilitatseingeschrankte Asylwerber:innen werden in einer der beiden barrierefreien Erst-

aufnahmestellen untergebracht.

Spezifische Angebote in Betreuungseinrichtungen fiir asylsuchende Kinder und Jugendli-
che mit Behinderungen, in denen sie inklusiv untergebracht und betreut werden, sind der-

zeit nicht oder nur unzureichend vorhanden.

Asylwerber:innen haben Anspruch auf Dolmetschleistungen und damit auch auf Gebarden-
sprachdolmetscher:innen im behordlichen Verfahren. Dies erweist sich oft als schwierig, da
diese Uber einschlagige Fremdsprachkenntnisse verfligen missen bzw. eine Mehrfachver-
dolmetschung erforderlich wird. Dabei wird von den Behindertenorganisationen ein beson-
derer Bedarf an Dolmetscher:innen in Belangen auRerhalb des formellen Verfahrensrech-

tes in Betreuungseinrichtungen erkannt.

Die Zahl der Asylwerber:innen mit psychischen Beeintrachtigungen nimmt zu. Das hangt
vor allem mit Fluchterfahrung und langen Wartezeiten im Asylverfahren zusammen. Es gibt
zu wenige Moglichkeiten fir Behandlungen. Therapeutisches und medizinisches Personal
mit Sprachkenntnissen des Herkunftslandes der Personen steht, wenn lberhaupt, nur in

sehr geringem Ausmal} zur Verfligung.

1.6.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(44) Die Integrationspolitik soll auf die Bedirfnisse von Menschen mit Behinderungen
und Migrationshintergrund eingehen und ihnen und ihren Familien faire Teilhabe-
moglichkeiten in den unterschiedlichsten Gesellschaftsbereichen ermdéglichen.

(45) Allen Migrant:innen mit Behinderungen soll es durch passende Unterstitzungsmal3-
nahmen ermoglicht werden, Deutschkurse zu besuchen und Sprachprifungszertifi-
kate des Osterreichischen Integrationsfonds (OIF) zu erlangen.

(46) Die Datenlage zum Thema Menschen mit Migrationshintergrund und Behinderun-
gen und deren Unterstlitzungsbedarfe soll verbessert werden.

(47) Alle Unterkiinfte in der Grundversorgung fiir Flichtlinge sollen umfassend barriere-
frei sein. Der Grundsatz des ,Design for All“ soll bei der baulichen Gestaltung, Sanie-
rung und Neuanmietung verwirklicht sein.

Indikatoren: Anzahl der barrierefreien Liegenschaften im Bereich der Erschliefung;
Anzahl der barrierefreien Zimmer im Bereich der Unterbringung; Anzahl an barriere-

freien Raumlichkeiten in den Abschiebezentren
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(48)

(49)

(50)

(51)

(52)
(53)

Fiir asylsuchende Kinder und Jugendliche mit Behinderungen sollen inklusive Unter-
bringungsangebote verfiigbar sein.

Alle Asylwerber:innen sollen Zugang zu einer angemessenen medizinischen Versor-
gung haben. Dabei soll dezidiert auf die Bediirfnisse von Asylwerber:innen mit Be-
hinderungen Riicksicht genommen werden.

Asylwerber:innen und Flichtlinge sollen ausreichend psychologisch und psychothe-
rapeutisch regelmaRig in ihrer Erstsprache versorgt werden.

Fiir Migrant:innen mit Behinderungen sollen ausreichend Kommunikationsmaoglich-
keiten bereitgestellt werden. Informationsmaterial zum Thema Behinderungen soll
in diversen Fremdsprachen sowie in Gebardensprache, Braille-Schrift und leichter
Sprache vorhanden sein. Auch auflerhalb formeller Verfahren sollen (Gebarden-
sprach-)Dolmetscher:innen bereitgestellt werden.

Indikator: Anzahl der Sprachen und Kommunikationsmaéglichkeiten, in denen Infor-
mationsmaterial zum Thema Behinderung vorhanden ist

Migrant:innen mit Behinderungen sollen umfassend vor Gewalt geschiitzt werden.
Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sollen im Umgang mit vulnerablen
Migrant:innen sensibilisiert sein.

Indikatoren: Anzahl abgeschlossener Schulungen; Anzahl der Beschwerden und In-

terventionen gegeniiber der Exekutive

1.6.3. MaBnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit  Kosten
36 Barrierefreie Gestaltung von Erstaufnahmezentren nach 2022- BMI Kosten vom
dem Bedarf von mobilitiatseingeschrankten Asylwerber:in- 2030 Ressortbudget
. . . X . abgedeckt
nen sowie barrierefreie ErschlieBung der Liegenschaften
37 Bereitstellung einer Dolmetsch-Infrastruktur, inklusive 2022- BMI Festlegung der
Schaffung eines Pools von abrufbaren Gebardensprach- 2030 E:?;ZZ:SL%L
Dolmetscher:innen, im Bedarfsfall Gber Videoschaltung telaufteilung
38 Schaffung von Informationsmaterial fir Migrant:innen mit  2022— BMI Festlegung der
. . . . . o Kosten erfolgt
B'ehlnderungen in leicht verstandllcht'ar Spraf:he, den wich 2030 Ktn., Stmk., bei Budgetmit.
tigsten Fremdsprachen bzw. International-Sign-Language Bgld., Wien, telaufteilung
00, Sbg.,
Tirol, Vbg.
39 Zurverfugungstellung der medizinischen Versorgung bzw. 2022—- BMI Kosten vom
des Zugangs zu erforderlichen Behandlungen fir alle 2030 Ressortbudget
abgedeckt;

Asylwerber:innen bzw. Krisenintervention im Einzelfall
Festlegung der

sonstigen Kos-
ten erfolgt bei
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Nr. Inhalt Zeit Zustiandigkeit  Kosten

Budgetmittel-

aufteilung
40 Finanzierung und Einrichtung von inklusiven Unterbrin- 2022—- BMI Festlegung der
. . . Kosten erfolgt
gu'ngsar?geboten fir asylsuchende Kinder und Jugendliche 2030 Ktn., Stmk., bei Budgetmit-
mit Behinderungen Bgld., Wien, telaufteilung
NO, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.
41  Ausnahmen fir Migrant:innen mit Sprachbehinderungen 2022  BKA, BMI Festlegung der
bei der Nachweispflicht Giber Deutschkenntnisse Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung
42  Erhebung statistischer Daten flr eine behindertengerechte 2022— BKA Festlegung der
Integrationsarbeit 2030 Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung
43  Erarbeitung von Vorschlagen zur Forderung der Ausbildung  2022— BMSGPK Kosten vom
von zwei- oder mehrsprachigen Fachkriften in den Berei- 2030 Ressortbudget

bgedeckt
chen Psychiatrie/Psychologie/Psychotherapie aheedec

1.7. Menschen mit Behinderungen und Krisensituationen

1.7.1. Ausgangslage

GemalR Artikel 11 UN BRK haben die Vertragsstaaten alle erforderlichen Mallnahmen zu
treffen, um den Schutz und die Sicherheit von Menschen mit Behinderungen in Gefahren-

situationen und humanitaren Notlagen zu gewahrleisten.

Das bedeutet, dass langanhaltende Krisen wie z.B. die COVID-19-Pandemie Menschen mit
Behinderungen in den verschiedenen Lebensbereichen nicht in besonderer Weise ein-
schranken dirfen und in diesem Zusammenhang behinderungsbedingte Diskriminierung
bzw. Stigmatisierung verhindert werden muss. Die Aufrechterhaltung von Unterstiitzungs-

strukturen, psychosozialen und therapeutischen Angeboten ist zu gewahrleisten.

Die Sicherstellung der Partizipation von Menschen mit Behinderungen sowie die umfas-
sende Barrierefreiheit von Informationen sind deswegen in akuten Krisen wesentlich. Hier-
flr ist es unabdingbar, dass die umfassende Einbindung von Menschen mit Behinderungen

bereits bei der Erstellung von Krisenplanen erfolgt.
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Fiir Not- und Katastrophenfalle mangelt es an ausreichenden Vorkehrungen, die es ermdg-
lichen, in Hinblick auf die speziellen Anforderungen von Menschen mit Behinderungen ziel-
gerichtet und ohne Zeit- und Ressourcenverluste handeln zu kénnen. Vor allem fehlt es an
einer detaillierten Datenlage (iber die Anzahl und gewdhnlichen Aufenthalte von Men-
schen mit Behinderungen und deren individuelle Bedarfe (Mobilitat, Grundversorgung, Me-

dikamente).

Dies gilt gleichermaRen fiir Fluchtbewegungen, im Zuge derer auch Menschen mit Behin-
derungen nach Osterreich kommen. Derzeit fehlen entsprechende Krisenplidne und auch
Daten tiber mogliche zur Verfligungen zu stellende Ressourcen wie barrierefreie Unterbrin-

gungsmoglichkeiten.

1.7.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(54) Um in Krisensituationen rasch und I6sungsorientiert handeln zu kénnen, soll, unter
Bericksichtigung aller geltenden Datenschutzbestimmungen, eine transparente Da-
tenlage Uber potentiell hilfebedlirftigen Personen und deren individuelle Bedarfe in
Gemeinden, Bezirken und Einrichtungen hergestellt werden.

(55) Essollen auch Daten gesammelt und vernetzt werden lGber Strukturen, Institutio-
nen und Ressourcen, die im Zusammenhang mit Krisensituationen genutzt werden
kdnnten.

(56) Ein diskriminierungsfreier Zugang zu psychosozialer, therapeutischer und medizini-
scher Versorgung fiir Menschen mit Behinderungen soll in Krisensituationen sicher-
gestellt sein.

(57) Die allgemeine Bevolkerung, betroffene Menschen und betroffene Stellen sollen in
Krisensituationen gezielt Gber Sonderbestimmungen und Ausnahmen fiir Menschen
mit Behinderungen informiert werden.

(58) Menschen mit Behinderungen und ihre Organisation sollen bei groReren Katastro-
phen und Pandemien in die Krisenstabe bzw. Beratungsstrukturen einbezogen sein.
Indikator: Anzahl der Krisenstdbe auf Bundes- und Landesebene mit partizipativer
Beteiligung von Menschen mit Behinderungen

(59) Eine barrierefreie, einfache und rasche Méglichkeit zur Absetzung und Beantwor-
tung von Notrufen soll fiir alle Kommunikationsarten, inklusive Gebardensprache,

hergestellt werden.

Nationaler Aktionsplan Behinderung 2022-2030 29 von 164



(60) Durch Erfahrungsaustausch zwischen den Zivilschutzbeauftragten der Gemeinden

mit Vertreter:innen von Behindertenorganisationen und Unternehmen sollen Er-

kenntnisse gewonnen und bei der weiteren Katastrophenplanung eingearbeitet wer-

den.

1.7.3. MaBnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit Kosten
44  Einfihrung und laufende Adaptierung einer multifunktio- 2022— BMI Festlegung der
— “ Kosten erfolgt
nellen ,Polizei-App 2030 bei Budgetmit-
telaufteilung

45 Definition eines umfassend barrierefreien Warnsystems 2022 BMI Festlegung der

Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung

46 Planung des Krisenlageregisters und partizipativer 2022  BMSGPK Kosten vom
Krisenplidne unter Einbeziehung der zzsse‘;:i’li‘tdget
Behindertenorganisationen und der Bundesldnder &

47  Erstellung eines gesetzlichen nationalen Krisenlageregis-  2022— BMSGPK, BKA, Festlegung der
ters (KLR) in Bezug auf potentiell hilfsbediirftige Men- 2024 BMI :g:j;f;;tkg;'
schen und ihre individuellen Bedarfe in Gemeinden, Be- L . Budgetmittel-

. L . . . Statistik Austria udgetmitte
zirken und Einrichtungen der Behindertenhilfe der Lander aufteilung
Ktn., Stmk.,
Bgld., NO, 00,
Sbg., Tirol, Vbg.

48 Sammlung und Vernetzung von Daten liber bestehende 2022—- BMSGPK, BKA, Festlegung der
Strukturen, Institutionen und Ressourcen, die im 2024  BMI nggeu"dzref:’rLgit_
ZHsammenhang mit Krisensituationen genutzt werden Statistik Austria telaufteilung
kénnen

Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
NGO, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

49 Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen und ih- 2022- BMSGPK, BKA, Kosten von Res-
ren Organisationen in die Erstellung von Krisen-und Ka- 2030  BMI ZZ?JLZZ@EZL.
tastrophenpldnen von Bund, Landern und Gemeinden Ktn., Stmk., gedeckt

Bgld., Wien,
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

50 Abhaltung von gemeinsamen Workshops zwischen Ver- 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der
treter:innen des Zivilschutzes, der Behindertenorganisati- 2024  Bgld., Wien, E:?Eeu"dzreft"fi:_
onen und Sicherheitsanbieter:innen NO, 00, Sbg., telaufteilung

Tirol, Vbg.
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1.8. EU-Behindertenpolitik

1.8.1. Ausgangslage

Die Europadische Union (EU) ist Vertragspartnerin der UN BRK. Sie muss daher in ihren

Rechtsvorschriften samtliche Bestimmungen der UN-BRK beachten und umsetzen.

Am 3. Marz 2021 hat die Europdische Kommission die neue EU-Strategie fiir die Rechte von
Menschen mit Behinderungen 2021-2030 (EU-Behindertenrechtsstrategie) vorgelegt, mit
der nationale MalRnahmen erganzt und die UN-BRK in der ganzen EU umgesetzt werden
soll*.Besonders wichtige MaRnahmen (Flagship-Initiativen) sind z.B. die Einflihrung einer
Austauschplattform unter dem Titel ,AccessibleEU”, Arbeiten an einer European Disability
Card und ein Paket zur Verbesserung der Arbeitsmarktsituation. Die Strategie spricht auch
die Mitgliedstaaten direkt an und gibt damit auch inhaltliche Anregungen fiir den NAP Be-
hinderung.

Die 2017 geschaffene Européische Siule Sozialer Rechte® soll die soziale Dimension der ge-
samten EU starken. Die Umsetzung wird durch das ,,Social Scoreboard” begleitet, das aller-

dings keine Indikatoren betreffend Menschen mit Behinderungen enthilt®.

Die EU tragt mit Rechtsakten besonders zur Umsetzung der UN-BRK sowohl auf EU-Ebene
als auch auf Ebene der Mitgliedstaaten bei, u.a. mit der Richtlinie (EU) 2016/2102 tber den
barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen Anwendungen 6ffentlicher Stellen und
der Richtlinie (EU) 2019/882 Uber die Barrierefreiheitsanforderungen fiir Produkte und
Dienstleistungen (European Accessibility Act, EAA).

In der EU-Kohdsionspolitik stellen Menschen mit Behinderungen auch in der Férderperiode
2021-2027 wieder eine zu bericksichtigende Personengruppe dar. Die Zielsetzungen be-

ziehen sich auf ,,Disability Mainstreaming”, die Verbesserung der Barrierefreiheit und die

4 Siehe https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docld=23707&langld=en
5 Siehe https://ec.europa.eu/info/european-pillar-social-rights_de
6 Siehe https://composite-indicators.jrc.ec.europa.eu/social-scoreboard/
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Bekdampfung von Diskriminierung jeglicher Art. Die Programme der EU-Kohasionspolitik ent-
halten Bestimmungen, die Diskriminierungen — auch aufgrund einer Behinderung — verbie-

ten.

Auf EU-Ebene werden in unterschiedlichen Bereichen Europaische Normen (EN) entwickelt,
die von nationalen Normungsorganisationen verpflichtend tbernommen werden miissen’.
Ein aktuelles Beispiel ist die EN 17210:2021 zur Barrierefreiheit und Nutzbarkeit der gebau-
ten Umgebung.

Aus Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe ¢ UN-BRK ergibt sich, dass Osterreich die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen auch in seiner Politik auf EU-Ebene zu beriicksichtigen hat. Oster-
reich setzt als Mitgliedstaat der EU auf der einen Seite EU-Recht um, das die rechtliche Po-
sition der Menschen mit Behinderungen stirkt. Auf der anderen Seite beteiligt sich Oster-
reich aktiv an EU-Rechtsetzungsverfahren und unterstitzt in den behindertenpolitischen
Gremien der EU die Weiterentwicklung des EU-Behinderten-, Barrierefreiheits- und Nicht-

diskriminierungsrechts.

1.8.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(61) Auf EU-Ebene sollen behindertenrechtliche Interessen wahrgenommen und forciert
werden und damit die Umsetzung der UN-BRK auch auf nationaler Ebene unter-
stltzt und geférdert werden. Dazu soll auch die Zusammenarbeit mit dem Europai-
schen Behindertenforum (European Disability Forum — EDF, Dachverband europai-
scher Behindertenorganisationen) gestarkt werden.

Indikator: Neue EU-Rechtsakte und andere EU-Dokumente enthalten Verweise auf
die UN-BRK und beinhalten Bestimmungen, die auf die Bediirfnisse von Menschen
mit Behinderungen eingehen.

(62) Die Einfiihrung der , European Disability Card” in Osterreich soll grundsétzlich unter-
stltzt und nach Festlegung aller Details durch die Europdische Kommission vom
BMSGPK und Behindertenorganisationen geprift werden.

Indikator: Ergebnis der Priifung bzw. Einschdtzung durch das BMSGPK
(63) Die EU-Strategie fiir die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021-2030 soll

bei der Erarbeitung und Umsetzung des NAP Behinderung berticksichtigt werden.

7 Siehe dazu auch Kapitel 3.1.
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(64)

Indikator: Neue MaBBnahmen, die direkt auf die EU-Behindertenrechtsstrategie zu-

rickzufiihren sind, wurden im NAP Behinderung aufgenommen.
Die Mittel der EU-Fonds 2021-2027 sollen gemaR der UN-BRK eingesetzt werden.
Die Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbe-

reichen soll bei der Planung und Vergabe der Mittel entsprechend berlcksichtigt

und Barrierefreiheit explizit verankert werden. Diese Aspekte sollen auch bei der Er-

stellung der jeweiligen Programme einbezogen werden.

Indikator: Jahrlicher Finanzmitteleinsatz der EU-Fonds, die gemaR UN-BRK im

Interesse der Menschen mit Behinderungen sind

1.8.3. MaBnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten

51 Laufende Beobachtung und Analyse der EU-Strategie fir die 2022—- BMSGPK Kosten vom
Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021-2030 und ihrer 2030 :Esse‘;:?li‘tdgEt
Umsetzung und bedarfsweise Ausarbeitung neuer Mafnahmen &
fiir den NAP Behinderung

52 Nationaler Contact Point und Zusammenarbeit mit der Europdi- 2022—- BMSGPK Kosten vom
schen Kommission sowie Austausch mit anderen EU-Mitglied- 2030 :s;%:s;tdget
staaten zwecks erfolgreicher Umsetzung und Anwendung der
Richtlinie (EU) 2019/882 Uber die Barrirefreiheitsanforderungen
fir Produkte und Dienstleistungen (European Accessibility Act,
EAA)

53 Analyse der von der Europdischen Kommission festgelegten 2024  BMSGPK Kosten vom
Rahmenbedingungen fiir die Einfiihrung der European Disability :Esse(;:?;tdgﬂ
Card und Diskussion mit Behindertenvertreter:innen &

1.9. Internationale Behindertenpolitik

1.9.1. Ausgangslage

Die Mitgliedstaaten der UN und des Europarates tragen die internationale Behindertenpo-
litik mit. Aus Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe ¢ UN-BRK ergibt sich, dass Osterreich die Rechte
von Menschen mit Behinderungen auch in seiner Politik auf internationaler Ebene zu be-
riicksichtigen hat. Nach Artikel 32 UN-BRK anerkennt Osterreich die Bedeutung der inter-

nationalen Zusammenarbeit fiir die Verwirklichung des Zwecks und der Ziele der UN-BRK.
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Osterreich kann durch eine aktive Beteiligung und eine progressive behindertenpolitische
Positionierung in etablierten Gremien die internationale Behindertenpolitik positiv mitge-
stalten. Damit wird auch die Umsetzung der UN-BRK auf internationaler und innerstaatli-
cher Ebene unterstiitzt und gefoérdert. Auf internationaler Ebene, und besonders im Rah-
men der UN, sind bereits viele Erfolge bei der schrittweisen Umsetzung des Disability

Mainstreaming gelungen.

2019 hat der UN-Generalsekretar eine Strategie fiir eine starkere Inklusion von Menschen
mit Behinderungen veroffentlicht (,,UN Disability Inclusion Strategy”), die Empfehlungen
fir die UN enthalt und konkrete Schritte festlegt, um die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung
der UN-BRK und der Erreichung der Sustainable Development Goals (SDGs) zu unterstit-
zen. 2015 haben die Mitgliedsstaaten der UN eine umfangreiche globale Entwicklungsa-
genda verabschiedet. Sie beinhaltet 17 nachhaltige Entwicklungsziele mit 6kologischer,
okonomischer und sozialer Dimension und der Inklusion von Menschen mit Behinderungen
als zentraler Bestandteil. Fiir das Monitoring der SDGs in Osterreich hat die Statistik Austria
ein nationales Indikatorenset entwickelt®.

Osterreich arbeitet eng mit dem UN-Behindertenrechtsausschuss zusammen und beteiligt
sich bei den jahrlichen Vertragsstaatenkonferenzen zur UN-BRK regelmaRig aktiv an den
Diskussionen. Die osterreichischen Vertretungsbehorden bei den UN in New York, Genf und
Wien organisieren regelmalig Diskussionsveranstaltungen zu Themen im Zusammenhang
mit den Rechten und der Inklusion von Menschen mit Behinderungen und kooperieren da-
bei mit zivilgesellschaftlichen Organisationen. Osterreich ist Mitglied der ,,Group of Friends
of the Convention on the Rights of Persons with Disabilities” bei den UN in New York, die
dem Informationsaustausch und der Abstimmung etwa fiir gemeinsame Stellungnahmen
dient.

Insbesondere im UN-Menschenrechtsrat nimmt Osterreich aktiv an den Verhandlungen
von Resolutionen teil, bringt diese mit ein und unterstiitzt auch das Mandat des Sonderbe-

richterstatters fir die Rechte von Menschen mit Behinderungen.

8
Siehe

https://www.statistik.at/web_de/statistiken/internationales/agenda2030 sustainable development goals/
un-agenda2030 monitoring/index.html

34 von 164 Nationaler Aktionsplan Behinderung 2022-2030


https://www.statistik.at/web_de/statistiken/internationales/agenda2030_sustainable_development_goals/un-agenda2030_monitoring/index.html
https://www.statistik.at/web_de/statistiken/internationales/agenda2030_sustainable_development_goals/un-agenda2030_monitoring/index.html

Auch der Europarat gestaltet die internationale Behindertenpolitik mit. Die im November

2016 beschlossene ,Strategie des Europarats fiir Behinderung 2017 bis 2023“ |6ste den ,,Be-
hindertenaktionsplan 2006 bis 2015“ ab.

Internationale Freiwilligeneinsatze sollen die Teilhabechancen fiir benachteiligte Gruppen

verbessern. Einzelne Organisationen im Bereich des freiwilligen Engagements versuchen,

diesem Anspruch im Bereich ihrer Aktivitaten gerecht zu werden und die Inklusion von

Menschen mit Behinderungen in internationalen Freiwilligendiensten zu fordern.

1.9.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(65)

(66)

(67)

(68)

(69)

Osterreich soll, insbesondere wihrend einer Mitgliedschaft im UN-Menschenrechts-
rat, gemeinsam mit anderen Mitgliedsstaaten Resolutionen und Initiativen des Ra-
tes zu Menschen mit Behinderungen sowie das Mandat des Sonderberichterstatters
fir die Rechte von Menschen mit Behinderungen einbringen und unterstitzen.
Indikator: Unterstiitzte und aktiv eingebrachte Resolutionen und Initiativen sowie
erneute Verlangerung des Mandats des Sonderberichterstatters

Der Bund und die Lander sollen bei allen (nationalen und internationalen) politi-
schen Aktivitaten die UN-BRK und die SDGs aktiv verschranken und Vorkehrungen
fiir eine gegenseitige Berlicksichtigung treffen.

Indikator: SDGs-relevante Aktivitaten im Behindertenbereich

Das Menschen mit Behinderungen betreffende nationale Indikatorenset fiir das Mo-
nitoring der SDGs soll an das Indikatorenset der UN angepasst werden.

Indikator: Osterreichisches Indikatorenset entspricht weitestgehend dem internati-
onalen UN-Indikatorenset, sodass auch die Umsetzung der SDGs im Hinblick auf
Menschen mit Behinderungen evaluiert werden kann.

Der Bund und die Lander sollen die internationale Zusammenarbeit im Behinder-
tenbereich zur Reflexion der eigenen Umsetzungserfolge und zur Weiterentwicklung
des innerstaatlichen Umsetzungsansatzes nutzen.

Indikator: Vorbildliche internationale Praktiken im Behindertenbereich, die in Oster-
reich aufgegriffen und umgesetzt werden.

Die Teilhabechancen fiir benachteiligte Gruppen im Internationalen Freiwilligen En-
gagement sollen durch Schaffung grundlegender Strukturen durch adaquate Verfah-
ren und Instrumente zur Vor- und Nachbereitung sowie zur Durchfiihrung der Eins-
atze verbessert werden. Freiwilligeneinsatze sollen fir alle Menschen mit Behinde-

rungen zuganglich gemacht werden.
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1.9.3. MaBnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit  Kosten
54 Bilateraler systematischer Informations- und Erfahrungsaus- 2022—- BMSGPK Kosten vom
tausch mit anderen Staaten auBerhalb der EU hinsichtlich Um- 2030 :s;se%:?;tdget
setzungsmethoden und Weitergabe von vorbildlichen Prakti-
ken im Behindertenbereich
55 Unterstiitzung der Aktivitaten der ,Group of Friends of the 2022— BMEIA, Kosten von Res-
Convention on the Rights of Persons with Disabilities” 2030 BMSGPK ;Zg::k‘igets ab-
56 Information der Offentlichkeit iiber die behindertenpolitischen 2022— BMSGPK Kosten vom
Aktivititen des Europarates und (iber die Strategie des Euro- 2030 :E;Z;:?;tdgﬂ
parates 2017-2023 sowie liber deren Umsetzung
57 Forderung inklusiver Freiwilligeneinsatze im Ausland 2022- BMSGPK Festlegung der
2030 Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung
58 Aktiver Einsatz in Verhandlungen und zur erfolgreichen 2022—- BMEIA Kosten vom
Verabschiedung von Resolutionen im UN Menschenrechtsrat 2030 :s;z%:?;‘tdget
und der UN Generalversammlung, die zur Starkung der Rechte
von Menschen mit Behinderungen und insbesondere zur
Umsetzung des Disability Mainstreaming beitragen
59  Organisation von Diskussionsveranstaltungen in Zusammen- 2022—- BMEIA, Kosten von Res-
arbeit mit der Zivilgesellschaft im Rahmen der Vereinten Nati- 2030  BMSGPK sortbudgets ab-

onen, z.B. am Rande der UN-BRK Vertragsstaatenkonferenz
zur Bewusstseinsbildung und Starkung der Rechte von Men-
schen mit Behinderungen

gedeckt

1.10. Entwicklungszusammenarbeit und humanitare Hilfe

1.10.1.

Ausgangslage

Entwicklungspolitisches Engagement und humanitare Hilfe sind fiir die Verwirklichung der

Menschenrechte wesentliche Handlungsfelder und Politikinstrumente. In der osterreichi-

schen Entwicklungszusammenarbeit (OEZA) ist der menschenrechtsbasierte Ansatz seit der

Periode 2016—-2018 im Dreijahresprogramm der osterreichischen Entwicklungspolitik als

ein leitender Grundsatz verankert.
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Die UN-BRK verpflichtet Osterreich im Artikel 32 dazu, Entwicklungszusammenarbeit ,in-
klusiv“ zu gestalten und dabei geeignete und wirksame MalRnahmen zu setzen. Die Bedirf-
nisse von Menschen mit Behinderungen sind gemaR § 1 Absatz 3 Z 5 Entwicklungszusam-
menarbeitsgesetz (EZA-G) bei allen MaRnahmen ,in sinnvoller Weise” zu bericksichtigen.
Diese Politikvorgabe wird im Dreijahresprogramm der dsterreichischen Entwicklungspoli-
tik berlcksichtigt.

Dialog und Beteiligung der Zivilgesellschaft zu Themen der OEZA, wie zur Inklusion von
Menschen mit Behinderungen, erfolgt tber die , Arbeitsgemeinschaft fir Entwicklung und
Humanitare Hilfe” (AGGV). Der beratende Arbeitskreis ,Inklusion von Menschen mit Be-
hinderungen in der EZA“, der vom BMEIA und ADA geleitet wird, dient als gemeinsame

Plattform der spezialisierten OEZA-Akteure.

Die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen soll erzielt werden einerseits durch
spezifische Projekte und Programme gemaR einer zweigleisigen Vorgangsweise (,twin
track“-Ansatz), andererseits durch einen allgemeinen barrierefreien und inklusiven Zugang
und die aktive Teilhabe an der Entwicklung von MaRnahmen und Dienstleistungen, die fir

Menschen mit Behinderungen von zentraler Bedeutung sind.’

Bewaffnete Konflikte, Naturkatastrophen, einschlielRlich der Folgen des Klimawandels und
insbesondere auch die andauernde Covid-19 Pandemie stellen zusatzlich beeintrachtigende
Rahmenbedingungen fiir Menschen mit Behinderungen dar. In den letzten 20 Jahren hat
sich die Zahl der Naturkatastrophen mehr als verdoppelt 1° und in Katastrophenfillen und
Krisensituationen ist die Todesrate von Menschen mit Behinderungen tatsachlich zwei bis
vier Mal héher als von Menschen ohne Behinderungen!?. Die Auswirkungen von Covid-19
und der damit verbundenen Mallnahmen machten in der Gesellschaft vorhandene Barrie-
ren und Hindernisse verstarkt sichtbar und férderten weltweit bestehende Exklusionsten-

denzen betreffend Menschen mit Behinderungen massiv.

° Siehe https://www.entwicklung.at/fileadmin/user upload/Dokumente/Publikationen/Strategien/
Strat Leitfaden Sicherheit DE.pdf;

10 Auf mittlerweile iber 400 pro Jahr. Vgl. dazu UN Disability Inclusive Humanitarian Action
https://www.un.org/development/desa/disabilities/issues/whs.html (10.5.2020).

11 Siehe dazu UN Disability Inclusive Humanitarian Action, https://www.un.org/
development/desa/disabilities/issues/whs.html (10.5.2020).
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Osterreich ist durch Artikel 11 UN-BRK verpflichtet, die Katastrophenvorsorge und Kata-

strophenhilfe sowohl in Osterreich wie auch international inklusiv zu gestalten sowie ge-

eignete und wirksame MalRnahmen fiir die Verwirklichung der Ziele der Konvention zu set-

zen. Die Vertragsstaaten miissen dabei ihre volkerrechtlichen, besonders humanitatsrecht-

lichen Verpflichtungen und internationalen Menschenrechtsvertrage beachten. Dabei sind

der barrierefreie Zugang und die aktive Teilhabe von Menschen mit Behinderungen bei der

Entwicklung von MaRBnahmen und Dienstleistungen von zentraler Bedeutung.

1.10.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(70)

(71)

(72)

(73)

(74)

(75)

Im Rahmen des regelmaligen behindertenpolitischen Erfahrungsaustausches des
BMSGPK mit stidost- und osteuropdischen Staaten sollen innovative Forderprojekte
vor Ort unterstitzt werden.

Indikator: Anzahl und Art der geférderten Projekte

Die OEZA soll inklusiv gestaltet sein, indem Inklusion und Partizipation von Men-
schen mit Behinderungen auf strategischer, programmatischer und struktureller
Ebene gewahrleistet werden.

Zumindest 10 % des Gesamtvolumens der operativen OEZA- und European
Recovery Programme-Mittel sollen OECD DAC Disability Marker 1 oder 2 haben, mit
einer Uberpriifung und méglichen Anpassung bei der Mid-term Review.
Selbstvertretungsorganisationen und/oder Interessenvertretungen fiir Menschen
mit Behinderungen sollen am Erarbeitungsprozess von strategischen Dokumenten
(Lander- und Regionalstrategien, thematische Leitlinien) teilhaben.

OEZA-Akteure sollen Barrierefreiheit in der Kommunikation, bei Veranstaltungen
und in physischer Hinsicht in Osterreich und in den Partnerldndern weitgehend si-
cherstellen und sich in den besten Praktiken austauschen.

Militarische Einsadtze im In- und Ausland sollen stets unter Beriicksichtigung der hu-
manitaren Sicherheit und der Vielfalt in den Zielgruppen erfolgen. Dies umfasst auch

den Einbezug von Einschrankungen und Behinderungen der Menschen in den Ziel-

gruppen.

38 von 164 Nationaler Aktionsplan Behinderung 2022-2030



1.10.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit  Kosten
60 Forderung von Projekten zur Umsetzung von Inklusion 2022—- BMSGPK 150.000 €
in den Schwerpunktlandern des BMSGPK 2030
61 Verstetigung/Formalisierung des mit der ADA geleiteten 2022— BMEIA Festlegung der Kos-
Arbeitskreises ,Inklusion von Menschen mit Behinde- 2025 :Zne;f:r'g;g:_Rah'
rungen in der EZA” und thematische Erweiterung um Budgetmittelauftei-
humanitare Hilfe lung
62  Austausch von ,Gute Praxis“-Beispielen in Netzwerken 2022—- BMEIA Festlegung‘der Kos-
sowie aktive Bewerbung und Verbreitung nach innen 2025 tr:;‘ne;fsr'i‘D'r:_Rah'
und auRen Budgetmittelauftei-
lung
63 Uberpriifung der Barrierefreiheit in ADA-Gebiuden und 2022— ADA, BMEIA Festlegung der Kos-
— nach Méglichkeit — barrierefreie Gestaltung des ge- 2025 :Zne;f::g;S?_Rah'
samten ADA-Kommunikations-, Veranstaltungs- und Ge- Budgetmittelauftei-
baudebereichs, zentral und dezentral (ADA, Koordinati- lung
onsbiiros)
64  Explizite Verankerung von Inklusion fiir Bewerber:innen  2022— ADA, BMEIA Festlegung der Kos-
und Mitarbeiter:innen im Nachhaltigkeitskonzept der 2025 ten erfolgt im Rah-
men der ADA-
ADA Budgetmittelauftei-
lung
65 Systematische Anwendung des OECD DAC Disability 2022- ADA, BMEIA Festlegung der Kos-
Markers 1 und 2 und Aufschliisselung von Daten und 2025 tnfzneg:rli‘D":_Rah'
Statistiken zu einschlagigen OEZA-Projekten (disability- Budgetmittelauftei-
disaggregated data) mit entsprechenden Trainings lung
66 Gegebenenfalls Weiterentwicklung des ,,Environmental, 2022— ADA, BMEIA Festlegung‘def Kos-
Gender and Social Impact Management System* 2025 trEZne;f:rlg;L;r:-Rah_
(EGSIM) im Sinne einer Prifung aller Programme und Budgetmittelauftei-
Projekte betreffend Gleichberechtigung und Nichtdiskri- lung
minierung sowie ,,Do no harm“, auch mit Hinblick auf
Menschen mit Behinderungen durch die ADA im Rah-
men des EGSIM
67 Ausarbeitung der Strategie ,Humanitire Hilfe Oster- 2022—- BMEIA Festlegung der Kos-
reichs” unter besonderer Beriicksichtigung der fiir Men- 2030 :Zne::r'i‘D":_Rah'

schen mit Behinderungen spezifischen MaRnahmen zur
Inklusion und Barrierefreiheit in fragilen Situationen

Budgetmittelauftei-

lung
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2.Gleichberechtigung und Nichtdiskri-
minierung

Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung bilden gemeinsam ein Kernthema der UN-
BRK. Beispielhaft erkennbar wird dies an der in einer Vielzahl von Artikeln wiederholt ange-

fihrten Wortfolge ,,on an equal basis with others” (,,gleichberechtigt mit anderen”).

In Artikel 2 UN-BRK wird Diskriminierung aufgrund von Behinderung definiert als , jede
Unterscheidung, AusschliefSung oder Beschridnkung aufgrund von Behinderung, die zum Ziel
oder zur Folge hat, dass das auf die Gleichberechtigung mit anderen gegriindete Anerken-
nen, Geniefsen oder Ausiiben aller Menschenrechte und Grundfreiheiten im politischen, wirt-
schaftlichen, sozialen, kulturellen, biirgerlichen oder jedem anderen Bereich beeintrichtigt
oder vereitelt wird“. Mit dieser weiten Definition werden alle Formen der Diskriminierung

einschlielllich der Versagung angemessener Vorkehrungen umfasst.

2.1. Verfassungsrechtlicher Diskriminierungsschutz

2.1.1. Ausgangslage

Gemal Artikel 4 UN-BRK (Allgemeine Verpflichtungen) sind die Vertragsstaaten aufgeru-
fen, die volle Verwirklichung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten fiir alle Menschen
mit Behinderungen ohne jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung zu gewadhrleisten
und zu férdern. Dies bedeutet insbesondere die Abschaffung und Beseitigung aller Gesetze,
Verordnungen, Gepflogenheiten und Praktiken zu veranlassen, die eine Diskriminierung von

Menschen mit Behinderungen darstellen.

In Osterreich darf gemaR Artikel 7 Absatz 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) niemand auf-

grund seiner Behinderung benachteiligt werden. Ebenfalls in der Bundesverfassung ent-
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halten ist gemaR Artikel 8 Absatz 3 B-VG die Anerkennung der Osterreichischen Gebarden-
sprache als eigenstandige Sprache. Die Umsetzung dieser Verfassungsbestimmung soll

durch entsprechende Gesetze erfolgen.*?

Zudem enthalten weitere Osterreichische Gesetze im Verfassungsrang Schutzbestimmun-
gen zugunsten von Personen mit Behinderungen — beispielsweise ist im Bundesverfas-
sungsgesetz liber die Rechte von Kindern aus dem Jahr 2011 in Artikel 6 festgeschrieben,

dass jedes Kind mit Behinderung Anspruch auf den Schutz und die Fiirsorge hat, die seinen

»,besonderen Bediirfnissen” Rechnung tragen.

2.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(76) Die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen soll verstarkt bei der Budgeter-

stellung bericksichtigt werden.

2.1.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit  Kosten

68 Prifung der Moglichkeiten zur Verbesserung der Gleichstellung 2024  BMSGPK, BMJ, Kostenvon

von Menschen mit Behinderungen bei der Erstellung des Bundes- BMI, BMLYV, RessoEbUd'
voranschlags BKA, BMEIA, iztcsk: 5
BML, BMK,
BMKOS, BMF,
BMBWEF,
BMAW

12 Ndheres zum Thema Gebardensprache enthilt das Unterkapitel 3.4.
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2.2. Behindertengleichstellungsrecht

2.2.1. Ausgangslage

Das seit 2006 auf Bundesebene bestehende Behindertengleichstellungsrecht beinhaltet ein
weitreichendes Diskriminierungsverbot fiir Menschen mit Behinderungen, welches auch

das Versagen angemessener Vorkehrungen umfasst.

Neben den behindertengleichstellungsrechtlichen Regelungen auf Bundesebene (BGStG,
BEinstG) haben auch die Lander im Rahmen ihrer verfassungsmaRigen Zustandigkeiten in
ihren Rechtsordnungen eigene Nichtdiskriminierungsgesetze beschlossen, wobei der Dis-

kriminierungsschutz nicht in allen Landern umfassend ausgestaltet ist.

Zum BGStG, das mit 1.1.2006 in Kraft getreten ist, gibt es kaum héchstgerichtliche Judika-
tur. Eine solche ware sowohl fiir die Betroffenen als auch fiir die vom BGStG in die Pflicht
genommenen Personen als Orientierung in der Praxis von groRer Bedeutung. Insbesondere
in Bezug auf die Frage der Unzumutbarkeit der Beseitigung von Barrieren wegen unverhalt-
nismaRiger Belastungen wiirde eine gesicherte hochstgerichtliche Judikatur beiden Seiten

Leitlinien an die Hand geben und fiir mehr Rechtssicherheit sorgen.

Ein eigenes im Gesetz vorgesehenes Schlichtungsverfahren stellt einen niedrigschwelligen
Zugang zum Behindertengleichstellungsrecht dar. In diesem Schlichtungsverfahren werden
in formfreiem Rahmen Gesprache mit dem Ziel einer Sensibilisierung und einer giitlichen,
konsensualen Einigung gefiihrt und so die Mdglichkeit eréffnet, ohne groBen Kostenauf-

wand zielfiihrende Lésungen im Einzelfall zu finden.

Durch die Einfihrung einer speziellen Verbandsklage durch das Versicherungsrechtsande-
rungsgesetz 2013 sowie durch das vom Parlament beschlossene gesetzliche Inklusionspaket
2017 wurde der Rechtsschutz von Menschen mit Behinderungen im Behindertengleichstel-
lungsrecht verbessert. Das Inklusionspaket hat einen Anspruch auf Unterlassung bei Belds-
tigungen sowie auf Unterlassung und Beseitigung der Diskriminierung im Rahmen von Ver-
bandsklagen gegeniiber groRen Kapitalgesellschaften im Sinne des § 221 Absatz 3 Unter-
nehmensgesetzbuch (UGB) geschaffen.

Bei Individualklagen gemaR BGStG gibt es nach wie vor keinen gerichtlich durchsetzbaren

Beseitigungs- bzw. Unterlassungsanspruch. Erfahrungsexpert:innen berichten mit Blick auf
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Leistungsgewdhrungen und -verweigerungen trotz der gesetzlichen Verbesserungen —§ 1d

Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) gilt seit Janner 2013 — nach wie vor von Schwierig-

keiten im Bereich der privaten Versicherungen. Auf gréRBere Probleme bei der Durchsetzung

ihrer Rechte stoBen Menschen mit Behinderungen insbesondere bei Bekanntwerden der

Einnahme von Psychopharmaka.

2.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(77)

(78)

(79)

(80)

(81)

(82)

(83)

(84)

(85)

Das Behindertengleichstellungsrecht soll neuerlich umfassend evaluiert werden.
Verbesserte Rechtssicherheit soll fiir alle Rechtsanwender:innen durch Vorliegen
von Judikatur in ausreichendem AusmaR zu allen Bereichen des BGStG, des BEinstG
und des VersVG erreicht werden.

Informationen iber das Behindertengleichstellungsrecht sollen barrierefrei und nie-
derschwellig zuganglich gemacht werden.

Damit alle MaBnahmen zum Ausbau und der Férderung der Gleichstellung von Men-
schen mit Behinderungen effektiv umgesetzt werden, sollen diese angemessen fi-
nanziell bedeckt werden.

Die Unterstitzungsmoglichkeiten durch den Behindertenanwalt sollen erweitert
werden.

NGOs, die im Schlichtungsverfahren Schlichtungswerber:innen unterstiitzen, sollen
ausreichend 6ffentliche Unterstiitzung erhalten.

Das Rechtsschutzinstrumentarium im Behindertengleichstellungsrecht soll verbes-
sert werden.

Eine zeitlich befristete Moglichkeit der Anrufung des Obersten Gerichtshofes
(OGH) unabhéangig vom Streitwert soll zu mehr hochstgerichtlicher Judikatur zum
BGStG fuhren.

Die Bewusstseinsbildung hinsichtlich von Mehrfachdiskriminierung betroffene Men-

schen mit Behinderungen im Sozialministeriumservice soll gestarkt werden.

2.2.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten
69 Neuerliche Evaluierung des Behindertengleichstellungs- 2025—- BMSGPK Festlegung der
rechtes inklusive Empfehlungen 2026 Kosten erfolgt

bei Budgetmit-
telaufteilung
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Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten

70 Ausweitung der Unterlassungs- und Beseitigungsan- 2026— BMSGPK Kosten vom
spruchsmoglichkeiten im Behindertengleichstellungs- 2028 zszzzzs;tdgm
recht

71 Unter Einbindung der Stakeholder Einfihrung eines allge- 2026— BMSGPK Kosten vom
meinen Mindestschadenersatzes im BEinstG und BGStG 2028 :E;Se‘;tzftdget

72  Aufnahme von Streitigkeiten nach dem BGStG im Aus- 2022- BMIJ Kosten vom
nahmekatalog des § 502 Absatz 5 ZPO fiir einen Zeit- 2032 zzszzzzi’tdga
raum von 10 Jahren, um dadurch eine Anrufung des g
Obersten Gerichtshofes unabhangig vom Streitwert zu er-
moglichen

73  Verpflichtung aller Organe des Bundes zur Unterstiitzung 2025 BMSGPK Kosten vom
des Behindertenanwalts bei der Besorgung seiner Aufga- :z;zz::;tdgm
ben, zur Gewahrung von Akteneinsicht und auf Verlangen
zur Auskunftserteilung

74  Prifung der Einflihrung eines Verbandsklagerechtes im 2025 BMSGPK Kosten vom

. Ressortbudget
BEinstG abgedeckt

75 Verstirkte Sensibilisierung und Ausbildung der Rich- 2022— BMJ Festlegung der
ter:innen, Staatsanwilt:innen und sonstigen juristischen 2030 Engeunde;f:nLﬁ:_
Mitarbeiter:innen hinsichtlich Mehrfachdiskriminierung teIaufte?Iung
und intersektionale Diskriminierung

76  Entwicklung von Vorschldgen zur Starkung des Diskrimi- 2026— BMSGPK Kosten vom
nierungsschutzes bei Vorliegen einer Mehrfachdiskrimi- 2028 :E;Z?;:E;tdgm
nierung

77 Veroffentlichung wesentlicher Entscheidungen zum Be- 2027- BMSGPK Festlegung der
hindertengleichstellungsrecht auch in leichter Sprache 2030 EZfEeu”dZ;f:’nLgit_

telaufteilung

78  Schulung von Schlichtungsreferent:innen zur Gewahr- 2022- BMSGPK Kosten vom
leistung einer einheitlichen Schlichtungsfiihrung nach 2030 zst‘;::;tdget
dem Behindertengleichstellungsrecht &

79 Vermehrte Vernetzung des Sozialministeriumservice im 2022—- BMSGPK Kosten vom
Bereich Mehrfachdiskriminierung mit den Institutionen 2030 :E;Se(;r;zftdget
des Gleichbehandlungsrechts

80 Finanzielle Unterstiitzung der klageberechtigten Organi- 2022— BMSGPK Festlegung der
sationen fir die Durchfiihrung von Verbandsklagen 2030 EZfEeu”dZ;f:’nLgi:_

telaufteilung

81 Verstarkte Zusammenarbeit der Landesbehorden bei 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der
Diskriminierungsfallen mit den Regionalbiiros der Gleich- 2030  Bgld., Wien, E(e)isgeund’;:eftonlqgi:-
behandlungs- und Behindertenanwaltschaften NO, 00, Shg., telaufteilung

Tirol, Vbg.
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2.3. Diskriminierungsschutz in anderen Bundesgesetzen

2.3.1. Ausgangslage

Mit Einfihrung des Diskriminierungsschutzes in § 1d VersVG wurde 2013 der Rechtsschutz
von Menschen mit Behinderungen wesentlich verbessert. So hat etwa das Versicherungs-
unternehmen den Versicherungsnehmer:innen gegeniiber offenzulegen, aufgrund welcher
(insbesondere statistischer) Daten und aufgrund welcher Anderung in der versicherungs-
mathematischen Berechnung sich ein Pramienzuschlag oder eine mangelnde Versicherbar-
keit ergibt.

Nach Artikel Ill Absatz 1 Ziffer 3 Einfiihrungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgeset-
zen 2008 (EGVG) ist eine Diskriminierung aufgrund einer Behinderung bzw. die Behinde-
rung, Orte zu betreten oder Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen, eine Verwaltungs-

libertretung. Zu dieser Bestimmung gibt es allerdings kaum Judikatur.

Nach § 87 Absatz 1 Ziffer 3 Gewerbeordnung (GewO) kann die Behorde eine Gewerbebe-
rechtigung entziehen, wenn ,,der Gewerbeinhaber infolge schwerwiegender VerstéfSe gegen
die im Zusammenhang mit dem betreffenden Gewerbe zu beachtenden Rechtsvorschriften
und Schutzinteressen [...], die fur die Auslibung dieses Gewerbes erforderliche Zuverlassig-
keit nicht mehr besitzt. Schutzinteresse im Sinne dieser Bestimmung ist u.a. auch die Ver-

meidung einer Diskriminierung von Personen auf Grund einer Behinderung.

Nach dem Verbraucherzahlungskontogesetz (VZKG) diirfen Verbraucher:innen, die ein
Zahlungskonto oder den Zugang zu einem solchen Konto beantragen, nicht wegen ihrer Be-

hinderung diskriminiert werden.

Sowohl das ORF-Gesetz (ORF-G) als auch das Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz (AMD-
G) sehen seit 2010 vor, dass (audiovisuelle) kommerzielle Kommunikation die Menschen-
wirde nicht verletzen und keine Diskriminierungen aufgrund einer Behinderung enthalten

oder fordern darf.
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2.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(86) Die Nichtdiskriminierungsgesetze sollen Betroffenen einen wirksamen Diskriminie-

rungsschutz bieten.

2.3.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit  Zustandigkeit Kosten

82 Beauftragung einer umfassenden wissenschaftlichen 2025 BMSGPK Festlegung der
Studie zur Wirkung des Diskriminierungsschutzes fiir EZ?EeundZ;f:rLgiI-
Menschen mit Behinderungen im VersVG, EGVG, GewO, telaufteilung

VZKG, ORF-G und AMD-G

2.4. Erwachsenenschutzrecht

2.4.1. Ausgangslage

Artikel 12 UN-BRK fordert unter dem Titel ,,Gleiche Anerkennung vor dem Recht” eine um-
fassende Partizipation von Menschen mit Behinderungen im Rechtsleben, die Anerkennung
als Rechtssubjekte sowie deren gleichberechtigte Rechts- und Handlungsfahigkeit. Um das
gewahrleisten zu kdnnen, bedarf es zum einen ausreichender UnterstitzungsmaRBnahmen,
zum anderen Schutzmechanismen, um Missbrauche zu verhindern. Dazu zdhlen vor allem
die ausreichende Beriicksichtigung des Willens der betreffenden Person, die Wahrung der
VerhaltnismaRigkeit, eine zeitlich weitestgehende Einschrankung von (Vertretungs-)MaR-

nahmen sowie deren regelméaRige Uberpriifung durch unabhingige Behérden/Gerichte.

Um dieser Forderung nachzukommen, wurde mit dem am 1. Juli 2018 in Kraft getretenen
2. Erwachsenenschutzgesetz (2. ErwSchG, BGBI I. 59/2017) das bisherige Sachwalterrecht

grundlegend reformiert.

Laut dem neuen Erwachsenenschutzrecht darf jede Form der Stellvertretung fiir den ge-
nannten Personenkreis jeweils nur nachrangig und nur so weit zum Einsatz kommen, als
dies erforderlich ist (Subsidiaritatsprinzip). Wenn eine Stellvertretung unvermeidbar ist,

stehen vier (statt vormals drei) Vertretungsmaoglichkeiten zur Verfligung (4-Saulen-Mo-
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dell). Keine dieser Vertretungsformen fiihrt zum automatischen Verlust der Handlungsfa-
higkeit (Geschaftsfahigkeit) betroffener Menschen. Die Saulen 1 und 2 (Vorsorgevollmacht
und gewahlte Erwachsenenvertretung) sind grundsatzlich von beiden Seiten kiind- bzw. wi-
derrufbar, die Saulen 3 und 4 (gesetzliche und gerichtliche Erwachsenenvertretung) enden

automatisch nach drei Jahren, wenn sie nicht davor beendet oder erneuert werden.

Die Gerichte sind bis 1.1.2024 gefordert, den Altbestand an Sachwalterschaften in das neue
Recht Gberzufiihren. Eine Abklarung durch den Erwachsenenschutzverein im Auftrag des
Gerichts (,,Clearing”) findet nun nicht mehr nur im Verfahren iber die erstmalige Bestellung
eines gerichtlichen Erwachsenenvertreters, sondern auch im Erneuerungsverfahren sowie
in Verfahren iber die Anderung und Beendigung der gerichtlichen Erwachsenenvertretung

oder Uber die Anordnung oder Aufhebung eines Genehmigungsvorbehalts statt.

Die Informations- und Beratungsaufgaben der Erwachsenenschutzvereine zu Fragen der
Erwachsenenvertretung und deren Alternativen wurden sowohl inhaltlich als auch hinsicht-
lich der Zielgruppe erweitert. Weiters ist es seit 1. Juli 2018 mdglich, die Errichtung und
Registrierung alternativer Vertretungsverhaltnisse kostenglinstig auch bei den Erwachse-

nenschutzvereinen vornehmen zu lassen.

Dariber hinaus besteht Handlungsbedarf vor allem in einem weiteren Ausbau der Unter-
stiitzungsleistungen fiir Menschen mit Behinderungen, um den Grundsatz ,Unterstlitzung
vor Stellvertretung” bestmoglich umzusetzen. Da die Arbeit von gerichtlichen Erwachsenen-
ertreter:innen aus den Erwachsenenschutzvereinen auf den grofRtmoglichen Erhalt der
Selbstbestimmtheit ausgerichtet ist, soll eine Quotenerhéhung der von den Vereinen lber-
nommenen gerichtlichen Erwachsenenvertretungen dazu dienen, Betroffenen noch mehr

professionelle Unterstlitzung zur Verfligung zu stellen.

Austauschtreffen mit relevanten Institutionen (Krankenanstaltsverbdnde, Kreditinstitute,
Melde- und Passbehdrden etc.) sowie zahlreiche Riickmeldungen aus der Praxis sowie von
Betroffenen haben gezeigt, dass die Bewusstseinsbildung fiir das neue Recht noch erhoht

werden muss.
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2.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(87) Menschen mit Behinderungen sollen, wenn notwendig unter Zuhilfenahme von be-
darfsgerechten Unterstitzungsleistungen eigenstandig rechtlich verbindlich han-
deln kdnnen. Eine Stellvertretung soll so weit wie moglich vermieden werden.

(88) Die notwendige Unterstiitzung zur selbstandigen Entscheidungsfindung soll ge-
wahrleistet sein.

(89) Die Erwachsenenschutzvereine sind mit entsprechenden Mitteln auszustatten, da-
mit sie ihre erweiterten Aufgaben maoglichst bedarfsdeckend, in entsprechender
Qualitat und in angemessener Dauer erfiillen kénnen.

(90) Nach MalRgabe der budgetdaren Rahmenbedingungen soll ein moglichst hoher Ver-
sorgungsgrad durch die Erwachsenenschutzvereine in der Zielgruppe von Personen,
die einer besonders qualifizierten professionellen Unterstiitzung bedirfen, erreicht
werden. Dazu soll die Zahl der vom BMJ finanzierten Betreuungsstellen bei Erwach-
senenschutzvereinen in diesem Bereich bedarfsgerecht erhht werden.

Indikator: Anzahl der vom BMJ finanzierten Betreuungsstellen bei Erwachsenen-
schutzvereinen in diesem Bereich

(91) Das Wissen um die Moglichkeiten der Vorsorgevollmacht bzw. gewdhlten Erwach-
senenvertretung soll verstarkt werden.

(92) Die Akzeptanz eigenstdandigen Handelns von Menschen mit Behinderungen soll im
Rahmen ihrer Entscheidungsfahigkeit durch zahlreiche Institutionen wie Banken,
medizinische Einrichtungen sowie Pflege- und Betreuungseinrichtungen geférdert

werden.

2.4.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten

83 Studie lber die Versorgung der Bevolkerung mit Unter- 2025— BMJ, in Koope-  Festlegung der
stiitzungsleistungen zur Vermeidung von Erwachsenen- 2026  ration mit Ezis;eu"dzgt?:]gi:_
vertretung in den einzelnen Bundeslédndern und lber die BMSGPK telaufteilung
Akzeptanz des Vorrangs der Unterstiitzung vor Stellvertre-
tung bei Banken, Krankenanstalten und Angehdrigen der
Gesundheitsberufe sowie Heimen und vergleichbaren Ein-
richtungen

84 Ausreichende Ausstattung der Gerichte und ausreichende  2022—- BMJ EfwaChsen?n-
Férderung der Erwachsenenschutzvereine (laufende Eva- 2030 js;::tév;;el'\;g
luierung der Auswirkung auf die Gerichte und die Vereine, € (jahrliche Va-
ua durch das Monitoring des 2. ErwSchG) lorisierung 2%)
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Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten

85 Erhohung der Quote der von den Vereinen ilbernomme- 2022- BMIJ Ef'nrifhtung 2u-
nen gerichtlichen Erwachsenenvertretungen sowie Forcie- 2030 satzlicher Be-

. . . treuungsstellen:
rung der unterstitzten Entscheidungsfindungen jhrl. 2,04 Mio

€ (Valorisierung
2%)

86 Forderung der Kenntnis liber Erwachsenenschutzrecht in 2022- BMJ Festlegung der
der Bevolkerung, Fokus auf Vorsorgevollmacht und ge- 2030 EZisgeundZ:torLgiE-
wahlte Erwachsenenvertretung (Informationen in Arztpra- telaufteilung
xen, Sozialberatungsstellen, Gemeindedmtern, Gber Senio-
renverbidnde) sowie laufende Evaluierung und Uberarbei-
tung der Konsenspapiere ,Banken”, ,,Gesundheitsberufe”
sowie ,Heime und andere Betreuungseinrichtungen”

87 Laufende Fortbildungsveranstaltungen fiir Richter:innen 2022- BMIJ Festlegung der
unter Einbeziehung von Selbstvertreter:innen mit psycho- 2030 ch?\i/t:: ::gor'f;'z_
sozialen Behinderungen zur starkeren Verankerung des bar, bei Budget-
geltenden Erwachsenenschutzrechts in der Rechtsanwen- mittelaufteilung

dung und zur Unterstiitzung der Weiterentwicklung des Er-
wachsenenschutzrechts

88 Einleitung eines Prozesses zum Ausbau der Angebote zur 2024- BMSGPK, BMJ Festlegung der
unterstiitzten Entscheidungsfindung sowie Kldrung der Fi- 2030 Kosten erfolgt

. . . . . bei Budgetmit-
nanzierungsmaoglichkeiten, allenfalls im Rahmen eines In- Ktn., Stmk., telaufteilung
klusionsfonds

Bgld., Wien,
NG, 00, Sbg.,
Tirol

2.5. Schutz vor Gewalt und Missbrauch

2.5.1. Ausgangslage

Nach Artikel 16 UN-BRK treffen die Vertragsstaaten alle geeigneten Mallnahmen, um Men-
schen mit Behinderungen sowohl innerhalb als auch aulBerhalb der Wohnung vor jeder
Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu schiitzen, einschlieRlich der mit ihrem

Geschlecht zusammenhangenden Aspekte.

Eine erste Osterreichweite Pravalenzstudie im Auftrag des BMSGPK zum Thema , Erfahrun-

gen und Privention von Gewalt an Menschen mit Behinderungen“!3 zeigt, dass Menschen

13 Die gesamten Forschungsergebnisse der Studie: Erfahrungen und Privention von Gewalt an Menschen mit
Behinderungen https://broschuerenservice.sozialministerium.at/Home/Download?publicationld=718
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mit Behinderungen in ihrem Leben in wesentlich héherem AusmaR Gewalt erfahren als
Menschen ohne Behinderung. Im Fokus der von einer Arbeitsgemeinschaft unter Leitung
des Instituts fir Rechts- und Kriminalsoziologie durchgefiihrten Studie war die Erhebung
von Daten Uber Gewalterfahrungen im Verlauf des Lebens von Menschen mit Behinderun-
gen, die Einrichtungen der Behindertenhilfe nutzen, in psychosozialen Einrichtungen leben
oder sich im MalRnahmenvollzug in einer Anstalt fir ,geistig abnorme” Rechtsbrecher be-

finden.

Mehr als acht von zehn Personen mit Behinderungen gaben an, in ihrem Leben bereits psy-
chische Gewalt und knapp acht von zehn befragten Personen gaben an, kérperliche Gewalt
erfahren zu haben. Jede zweite befragte Person mit Behinderung oder psychischer Erkran-
kung ist in ihrem Leben bereits von sexueller Beldstigung oder sexueller Gewalt betroffen

gewesen.

Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass das Aufwachsen in einem von Lieblosigkeit und/oder
korperlicher Gewalt gepragten familiaren Umfeld und auch das Vorliegen einer psychi-
schen Erkrankung das Risiko von Gewalterfahrungen fiir Menschen mit Behinderungen sig-
nifikant erhdhen. AuBerdem weisen die Ergebnisse der Studie auf ein signifikantes Problem
von struktureller und institutioneller Gewalt an Menschen mit Behinderungen hin, wobei
die GroRe der Einrichtungen allein in keinem Zusammenhang mit dem Ausmal an Gewalt-
erfahrungen steht. Personalknappheit stellt laut Studie ein besonderes Risiko fiir Gewalt im

institutionellen Kontext da.

Wer einen erhohten oder spezifischen Unterstiitzungsbedarf hat, ist einem héheren Risiko
ausgesetzt, von Gewalt betroffen zu sein. Wirkungsvolle Gewaltpravention beginnt bereits
im Kindergarten und in der Schule und setzt sich fort in der Arbeit mit Opfern und Tatern

sowie in SensibilisierungsmalRnahmen zu Gewalt an dlteren Menschen.

Laut Weltgesundheitsorganisation werden in westlichen Landern zwischen einem und zehn

Prozent aller dlteren Menschen Opfer innerfamilidrer Gewalt.'* Die barrierefreie Website

Um wesentliche Forschungsergebnisse aus der Studie fiir moglichst alle Menschen mit Behinderungen
zuganglich zu machen, wurden diese in einer Broschiire in Leichter Sprache veréffentlicht.
(https://broschuerenservice.sozialministerium.at/Home/Download?publicationld=762).

14 Siehe www.gewaltinfo.at
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http://www.gewaltinfo.at dient als Diskussionsforum fir aktuelle Themen in der Gewalt-

pravention. Von Gewalt Betroffene finden dort Informationen, Adressen von Anlaufstellen

und ersten Rat.

Hass und Hetze in sozialen Medien und im Internet haben in den letzten Jahrzehnten massiv
zugenommen. Die Ubergriffe richten sich auch zunehmend gegen Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen. Mit dem Gesetzespaket gegen Hass im Netz wurden von der Bundes-
regierung neue MaRnahmen zur Bekdampfung von Hass im Netz vorgeschlagen, insbeson-

dere durch Starkung der Personlichkeitsrechte sowie des Opferschutzes.

2.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren
(vgl. auch Zielsetzungen in den Unterkapiteln 1.3 , Kinder mit Behinderungen“ und 1.4

»Frauen mit Behinderungen®)

(93) Pravention und Intervention sollen verhindern, dass Kinder und Jugendliche mit Be-
hinderungen in einem von Gewalt und Lieblosigkeit gepragtem Umfeld aufwachsen.

(94) Kindern und Erwachsenen mit Behinderungen sollen ausreichende therapeutische
Angebote zur Aufarbeitung von Gewalterfahrungen zur Verfligung stehen.

(95) Barrierefrei zugangliche, niedrigschwellige lebensweltnah gestaltete Information
und Unterstiitzung bei bzw. gegen Gewalt an Menschen mit Behinderungen sollen
flaichendeckend vorhanden sein.

(96) In den Einrichtungen der Behindertenhilfe sollen Betreuungspersonal, Gewalt-
schutzkonzepte und Interventionsplane zur Verfligung stehen, verbunden mit perso-
nenzentrierten Betreuungskonzepten und Unterstlitzungsformen, die den zu unter-
stitzenden Menschen Partizipation und eine selbstbestimmte Lebensgestaltung er-
moglichen.

(97) Menschen mit Behinderungen sollen beziiglich der Wohn- und Unterstiitzungs-form
Walhlfreiheit haben.

(98) Exekutivbedienstete sollen beim polizeilichen Einschreiten die Bedarfe von Men-
schen mit Behinderungen erkennen und diese im jeweiligen Anlassfall beachten.
Dem Thema , hate crime” soll diesbezliglich verstarktes Augenmerk geschenkt wer-

den.
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2.5.3. MaRnahmen
(vgl. auch die MaRnahmen in den Unterkapiteln 1.3 , Kinder mit Behinderungen* und

1.4.,Frauen mit Behinderungen®)

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit  Kosten

89  Weiterfiihrung der verpflichtenden Teilnahme fiir 2022-  BMJ far den Zeit-
Richteramtsanwirter:innen an Seminaren und Prak- 2030 raum bis 2030,

. . "« soweit abgrenz-
tika zum Themenbereich , Opferschutz” in Zusam- bar, zumindest
menarbeit mit staatlich anerkannten Opferschutzein- rund 1,1 Mio €
richtungen

90 Flankierend zum Gesetzespaket ,Hass im Netz” Erstel- 2022 BMJ 3.000 €
lung einer Broschiire fiir Opfer, in der samtliche
rechtliche Moglichkeiten und deren Voraussetzungen
in leichter Sprache dargestellt werden

91 Zurverfiigungstellung eines barrierefreien Formulars 2022 BMIJ Kosten vom
auf der Website der Justiz fiir die gerichtliche L6- :E;C:Ctz“dget
schung von Hasspostings mittels Mandatsverfahrens
(Unterlassungsauftrag ohne vorangehende Verhand-
lung)

92  Ausbildungslehrgidnge zur Sensibilisierung und zum 2022- BMSGPK 40.000 €
Umgang mit (Verdachts-)Féllen hauslicher Gewalt, se- 2023
xuellem Missbrauch und anderen Hartefallen im Rah-
men der vom BMSGPK geforderten Besuchsbeglei-
tung (Projektforderung)

93 Ubernahme/Integration des Dokumentationsberei- 2022- BMI Kosten vom
ches hinsichtlich vorurteilsmotivierter Straftratenin 2030 :E;i%:?;jgﬁ
den Regelbetrieb der Polizeilichen Kriminalstatistik

94 Forderung gemeinniitziger Organisationen sowie der 2022- BKA 2.480.000 €
Plattform gegen die Gewalt fir regionale Praventi- 2030
onsprojekte

95 Plattform gegen die Gewalt: Bereichskoordination 2022—- BKA 259.000 €
und Vernetzungstreffen; Website www.gewaltinfo.at 2030

96 Malnahmen zum Schutz vor sexueller Gewalt und 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
Umsetzung der Erkenntnisse aus der Gewaltstudie so- 2030 Bgld., Wien, Eg?;eundzgfr:]gi:_
wie Sensibilisierung der Mitarbeiter:innen von Ein- NO, 00, Sbg., telaufteilung
richtungen beim Thema Gewalt und Missbrauch Tirol, Vbg.

97 Implementierung von Peer-Streitschlichter:innen als ~ 2022—  Ktn., Stmk., Festlegung der
Angebot fiir Kund:innen der Behindertenhilfe 2030 Bgld., Wien, E:?Eeund‘;:fr;git»

00, Sbg., Ti- telaufteilung
rol, Vbg.

98 Konsequente Anwendung des § 283 StGB (,Verhet- 2022—- BMI Kosten vom

“ . . . . . . Ressortbudget
zung”), etwa bei Beschimpfung, die geeignet ist, (ei 2030 abgedeckt
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Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit  Kosten

nen) Menschen mit Behinderungen in der 6ffentli-
chen Meinung verdchtlich zu machen oder herabzu-
setzen

2.6. Rechtsschutz bei Freiheitsbeschrankungen

2.6.1. Ausgangslage

Rechtsschutz bei Freiheitsbeschrankungen bieten insbesondere das Unterbringungsgesetz
(UbG) und das Heimaufenthaltsgesetz (HeimAufG). Im UbG werden die Freiheitsbeschran-
kungen in Krankenanstalten und Abteilungen fiir Psychiatrie geregelt. Das HeimAufG gilt fir
Beschrankungen der personlichen Freiheit von Bewohner:innen in Heimen, in nichtpsychi-
atrischen Krankenanstalten und in Einrichtungen zur Pflege und Erziehung minderjahriger
Kinder und Jugendlichen. Freiheitsbeschrankende MaRnahmen sind demnach auf ein un-
bedingt erforderliches AusmaR zu reduzieren.

Im Rahmen von Fortbildungsveranstaltungen werden Richter:innen, die mit UbG und Hei-
mAuUfG betraut sind, sowie Patientenanwalt:innen und Bewohnervertreter:innen fir die be-

sondere Eingriffsintensitat von Freiheitsbeschrankungen sensibilisiert.

Gesetzliche Anderungen im Unterbringungsrecht allein reichen nicht aus, um wiederholte
Unterbringungen zu vermeiden. Es bedarf dazu vor allem auch eines dynamischen, an den
gesellschaftlichen Bedarfen orientierten Ausbaus sozialpsychiatrischer Unterstiitzungssys-

teme.

Ahnliches gilt hinsichtlich des MaRnahmenvollzugs im Rahmen des Justizwesens: ein Re-
formbedarf ist bereits seit geraumer Zeit anerkannt. Dabei ist die kontinuierlich und zuletzt
wieder massiv steigende Zahl der Untergebrachten einerseits ein treibender Faktor fiir Re-
formen der Anhaltebedingungen, andererseits geraten damit auch die Unterbringungsvo-
raussetzungen sowie die Regelungen Uber die bedingte Entlassung in Kritik. Zweck der Un-
terbringung im MalRnahmenvollzug ist einerseits die Gewahrleistung der 6ffentlichen Si-
cherheit und andererseits die erforderliche medizinische Behandlung sowie die Resoziali-

sierung.
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95 % der von der Osterreichischen Vollzugsverwaltung zu vollziehenden Strafen sind zeitlich
limitierte, strafgerichtliche Freiheitsstrafen. Nur zu einem verhadltnismagig sehr kleinen Teil
sind freiheitsentziehende MalRnahmen zu vollziehen, bei denen die personliche, korperliche
Freiheit wegen der aus einer psychischen Beeintrachtigung resultierenden Gefahrlichkeit

entzogen wird.

2.6.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(99) Sensibilisierungs- und FortbildungsmaRBnahmen, insbesondere fiir Mitarbeiter:in-
nen der Sonderanstalten fir den MaBnahmenvollzug und mit Verfahren nach dem
UbG und HeimAufG betraute Richter:innen, sollen insbesondere in Hinblick auf die
besondere Eingriffsintensitat von Freiheitsbeschrankungen und deren Auswirkungen
auf die Betroffenen fortgeschrieben werden. Aktuelles Wissen iber Behandlungs
und Betreuungsstandards, Alternativen zu Freiheitsbeschrankungen und gelindere
Malnahmen sollen vermittelt werden.
Indikator: Evaluierende Priifung des Fortbildungsangebots fiir Mitarbeiter:innen im
Malnahmenvollzug der Sonderanstalten und fir Richter:innen hinsichtlich effizien-
ter Anwendung von HeimAufG und UbG

(100) Der MaRBnahmenvollzug soll umfassend reformiert werden.

(101) Die Anzahl der innerhalb kurzer Zeit aufeinanderfolgenden Unterbringungen soll
reduziert werden.

(102) Die ambulante psychiatrische und soziale Unterstiitzung soll verbessert werden.

2.6.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustidndigkeit  Kosten

99  Jahrliche Fortbildungsveranstaltungen fiir Richter:innen 2022- BMIJ Festlegung der
zur besonderen Eingriffsintensitit von Freiheitsbeschrian- 2030 E:?;ZZ:SL%L
kungen nach dem HeimAufG und dem UbG, die Auswir- telaufteilung
kungen auf Betroffene sowie Alternativen und gelindere
MaRnahmen auch unter Einbeziehung von Menschen mit
psychosozialen Behinderungen (Selbstvertreter:innen)

100 Umfassende Uberarbeitung der derzeitig fiir den Vollzug 2022- BMIJ Festlegung der
freiheitsentziehender MaRnahmen geltenden Rechts- 2030 E:?Eeundzreftofi:_
grundlagen hin zu einem modernen MaRnahmenvollzugs- telaufteilung
gesetz unter Berlicksichtigung der aktuellen Rechtspre-
chung des EGMR und insbesondere zum Rechtsschutzsys-
tem
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Nr. Inhalt

Zeit

Zustandigkeit

Kosten

101 Fortfuhrung der Sensibilisierung fur Richter:innen durch
Fortbildungsveranstaltungen auch unter Einbeziehung
von Menschen mit Behinderungen

2022-
2030

BMJ

Festlegung der
Kosten erfolgt,
soweit abgrenz-
bar, bei Budget-
mittelaufteilung

102 Ausbau der Extramuralen Angebote fiir Menschen mit
psychischen Behinderungen

2022-
2030

Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

Festlegung der
Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung
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3.Barrierefreiheit

3.1. Barrierefreiheit allgemein

3.1.1. Ausgangslage

Barrierefreiheit gehort zu den Allgemeinen Grundsatzen nach Artikel 3 UN BRK und ist Vo-
raussetzung dafiir, dass Menschen mit Behinderungen selbstbestimmt leben, vollstandig
und gleichberechtigt an der Gesellschaft teilhaben und ihre Rechte austiben kénnen. Artikel
9 (Barrierefreiheit) enthélt die Verpflichtung der Vertragsstaaten, MalRnahmen zu ergrei-
fen, um ,fiir Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt den Zugang zur physischen Um-
welt, zu Transportmitteln, Information und Kommunikation, einschliefSlich Informations-
und Kommunikationstechnologien und -systemen, sowie zu anderen Einrichtungen und
Diensten, die der Offentlichkeit in stédtischen und lindlichen Gebieten offenstehen oder fiir

sie bereitgestellt werden, zu gewdhrleisten”.

Barrierefreiheitsstandards und -anforderungen sind auf eine Vielzahl von Materiengesetzen
verteilt. Eine wesentliche Verbesserung der Barrierefreiheit fir bestimmte Produkte und
Dienstleistungen ist durch die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 tiber die Barriere-

freiheitsanforderungen fiir Produkte und Dienstleistungen zu erwarten.

3.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(103) Auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene soll Barrierefreiheit kontinuierlich und
koordiniert in allen Bereichen umgesetzt werden und insbesondere auch den Altbe-
stand umfassen.

(104) Offentliche — dem Vergaberecht verpflichtete — Auftraggeber:innen sollen Vorreiter
bei der Anschaffung barrierefreier Produkte und Dienstleistungen sein.

(105) Normen, die Barrierefreiheitsanforderungen enthalten, sollen fiir Beratungseinrich-
tungen kostengiinstig bzw. geférdert zuganglich sein und mit leicht verstandlichen
Informationsblattern erganzt werden.

(106) Beratung und Unterstiitzung im Bereich Barrierefreiheit soll auf Bundes-, Landes-

und Gemeindeebene ausgebaut werden.
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(107) Absolventen:innen von einschldgigen Ausbildungen (insb. Architektur, Baugewerbe,

Softwareentwicklung und Kommunikationswissenschaften) sollen Kenntnisse in den

Bereichen Barrierefreiheit und Design for All haben.

3.1.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten

103 Anpassung der Regelungen hinsichtlich Barrierefreiheit  2022- BMJ (zZustimmung ~ Festlegung der
betreffend die Vergabe von besonderen Dienstleis- 2030 der Lander ist ge- Kosten erfolgt
tungsauftrigen und -konzessionen im BVergG 2018 maR Art 14b B-VG bei Budgetmit-

g. - g g zwingend erforder- telaufteilung
sowie im BVergGKonz 2018 lich)

104 Vernetzung der Beratungsangebote und verstarkte In-  2022- BMSGPK Kosten vom
formation im Bereich Barrierefreiheit durch das Sozial- 2030 :zsse(;:zftdget
ministeriumservice ¢

105 Aufnahme der Barrierefreiheitsanforderungen in die 2023 BMSGPK, BMF, Kosten vom
Ausschreibungen der Bundesbeschaffung GmbH (ana- BIG/ARE, BB- :zszc;:s;tdgm
log den Allgemeinen Vertragsbedingungen des Bundes GmbH &
flr IT-Dienstleistungen)

106 Wettbewerb fiir umfassendes barrierefreies Wohnen 2022—- Ktn., Stmk., Festlegung der
unter Nutzung assistierender Technologien 2030 Bgld., Wien, Kosten erfolgt

) bei Budgetmit-
Sbg., Tirol, Vbg. telaufteilung
3.2. Leistungen und Angebote von Bund, Lander und Gemeinden

3.2.1. Ausgangslage

Die in Artikel 9 UN-BRK enthaltene Verpflichtung zu Barrierefreiheit von Einrichtungen und

Diensten, die der Offentlichkeit zur Verfiigung stehen, bezieht sich laut General Comment

Nr. 2 (Pkt. 13)%° explizit auch auf die éffentliche Hand.

15 Siehe https://daccess-ods.un.org/access.nsf/Get?OpenAgent&DS=CRPD/C/GC/2&Lang=E
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Der Bund ist gemal} § 8 Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz verpflichtet, Menschen
mit Behinderungen einen umfassenden barrierefreien Zugang zu seinen Leistungen und An-
geboten zu ermoglichen. Diese Verpflichtung umfasst auch die mittelbare Bundesverwal-

tung, die von den Landern durchgefihrt wird.

Menschen mit Behinderungen haben eine Vielzahl an Behérdenwegen, Antragsstellungen,
arztlichen Begutachtungen und Gesprachen wahrzunehmen, um einen Rechtsanspruch
durchzusetzen. Dabei stoRen sie zum Teil auf Barrieren, die ihnen den Zugang zu Angebo-
ten und Leistungen des Bundes und der Lander erschweren. Zudem fehlen oft vollstandige
Informationen Uber den Grad der Barrierefreiheit der von Bund, Ldndern und Gemeinden

genutzten Gebaude.

In einzelnen Bundesldandern gibt es fir bestimmte Bereiche Bescheide in verstandlicher
Sprache oder zumindest ein Informationsschreiben in leichter Sprache als Beilage zu Be-
scheiden. Auf Bundesebene ist dies noch nicht der Fall. Inhalte der Internetseiten von Bund
und Landern sind von unterschiedlicher Verstandlichkeit; Versionen in leichter Sprache und
Ubersetzungsvideos in Osterreichischer Gebirdensprache sind kaum vorhanden. Uberset-
zungen in die Osterreichische Gebirdensprache bei Pressekonferenzen und Veranstaltun-
gen, insbesondere bei solchen, die live Gibertragen werden, sind noch nicht flaichendeckend

vorhanden.

Kommunikation via Videokonferenz hat aufgrund der COVID-19-Pandemie weitgehend
Zusammenkiinfte ersetzt. Dabei hat sich gezeigt, dass einige von Bund, Landern und Ge-

meinden genutzte gangige Tools nicht barrierefrei sind.

Die Einrichtung von Barrierefreiheitsbeauftragten bei den Bundesministerien hat insbeson-
dere fiir den baulichen und den IKT-Bereich dazu beigetragen, dass ihre Expertise genutzt

wird und sie bei Planungsprozessen beigezogen werden.

3.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(108) Alle von Bund, Landern und Gemeinden genutzten 6ffentlichen Gebaude sollen bar-
rierefrei sein.
Indikator: Prozentueller Anteil der von Bund, Landern und Gemeinden genutzten

offentlichen barrierefreien Gebaude
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(109) Bund, Lander und Gemeinden sollen Informationen Uber die Barrierefreiheit aller
von ihnen genutzten 6ffentlichen Gebaude bereitstellen.

(110) Bund, Lander und Gemeinden sollen umfassend barrierefreien Zugang zu ihrer Infor-
mation und Kommunikation (z.B. Webauftritte, Videokonferenztools) sicherstellen.

(111) Staatliche Online-Verfahren sollen barrierefrei nutzbar sein.
Indikator: Prozentueller Anteil barrierefreier Online-Verfahren im Bereich der Bun-
des- und Landesverwaltung

(112) Bediensteten der 6ffentlichen Verwaltung soll erméglicht werden, sich laufend Wis-
sen zum Thema Barrierefreiheit anzueignen.
Indikator: Anzahl der entsprechenden Schulungsangebote sowie Anzahl der Teil-
nehmer:innen

(113) Entscheidungsorganen in der 6ffentlichen Verwaltung soll in regelmaRigen Abstan-
den Wissen zur Abfassung von verstandlichen Entscheidungen vermittelt werden.
Indikator: Anzahl der entsprechenden Schulungsangebote sowie Anzahl der Teil-
nehmer:innen

(114) Einrichtungen fir Menschen mit Behinderungen sollen umfassend barrierefrei sein.

3.2.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit  Kosten
107 Errichtung einer Arbeitsgruppe bestehend aus allen Barri- 2022  BMSGPK Kosten vom
erefreiheits-Beauftragten der Ministerien unter Einbezie- zzsse(;:i’;tdget
hung von Expert:innen aus dem Behindertenbereich zum &
Erfahrungs- und Informationsaustausch
108 Ausarbeitung einer Muster ,Deklaration Barrierefrei“ zur ~ 2024— BMSGPK Kosten vom
Beschreibung des Angebotes fiir die von Bund genutzten 2025 :E;sec;r:f;tdgm
offentlichen Gebaude unter Beteiligung der Lander und
von Vertreter:innen von Menschen mit Behinderungen
und unter Beachtung der Regelungen der OVE/ONORM EN
17210
109 Evaluierung des Ressort-Etappenplanes beziiglich bauli- 2025 BMSGPK, BMJ, Festlegung der
cher Barrierefreiheit unter Einbeziehung von Sachverstin- BMI, BMLV, Ezfgeundzzto;gi:—
digen fiir barrierefreies Bauen, bei Bedarf im Rahmen der BKA, BMEIA, telaufteilung
jahrlichen Investitions- und Instandhaltungsplanung BML, BMK,
BMKOS, BMF,
BMBWEF,
BMAW
110 Veroffentlichung der ,Deklarationen Barrierefrei” fir die 2026 BMSGPK, BMJ, Kostenvom
vom Bund genutzten 6ffentlichen Gebaude BMI, BMLV, Ressortbudget
BKA BMEIA abgedeckt
BML, BMK,
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Nr. Inhalt Zeit Zustiandigkeit  Kosten
BMKOS, BMF,
BMBWEF,
BMAW

111 Entwicklung von Erklarungen in leichter Sprache als Bei- 2024—- BMSGPK, BMJ, Festlegung der
blatter fiir Bescheide in der Bundesverwaltung, unter Ein- 2027  BMI, BMLV, EZ?;euneref:;gi:—
bindung von Menschen mit Behinderungen BKA, BMEIA, telaufteilung

BML, BMK,
BMKOS, BMF,
BMBWEF,
BMAW

112 Entwicklung von Erklarungen in leichter Sprache als Bei- 2024  Ktn., Stmk., Festlegung der
blatter fiir Bescheide in der Landesverwaltung, unter Ein- Bgld., Wien, EZiS:undZ:torE:-
bindung von Menschen mit Behinderungen NO, 00, Sbg.,  telaufteilung

Tirol, Vbg.

113 Bereitstellung von Informationen fiir alle Bundesministe- 2022 BMF Festlegung der
rien betreffend barrierefreie Streamingdienste insbeson- EZ?EeundZ;f:rLgi:—
dere zur Abhaltung von Veranstaltungen, Konferenzen o- telaufteilung
der Schulungen

114 Bereitstellung der Kerninhalte auf den Webseiten der 2022— BMSGPK, BMJ, Festlegung der
Bundesministerien in einer leichter Sprache und als OGS- 2030  BMI, BMLY, EZ?EeundZ;f:;%:-
Ubersetzungsvideos BKA, BMEIA, telaufteilung

BML, BMK,
BMKOS, BMF,
BMBWEF,
BMAW

115 Bereitstellung der Kerninhalte auf den Webseiten der Ldn- 2022—-  Ktn., Stmk., Festlegung der
der in leichter Sprache und als 6GS-Ubersetzungsvideos 2030 Bgld., Wien, E‘e’fgeu”dzreft"fi:_

NO, 00, Sbg., telaufteilung
Tirol, Vbg.

116 Laufende Einbeziehung der Barrierefreiheitsbeauftragten 2022— BMSGPK, BMJ, Festlegung der
fur den baulichen und den IT-Bereich bei allen Planungs- 2030 BMI, BMLV, EZ?Eeundzref:nLgiI-
prozessen samtlicher relevanten MaRRnahmen im Ressort- BKA, BMEIA, telaufteilung
bereich BML, BMK,

BMKOS, BMF,
BMBWEF,
BMAW

117 Laufendes Aus- und Fortbildungsangebot fir Mitarbei- 2022— BMSGPK, BMJ, Festlegungder
ter:innen zur Abfassung von leicht verstdndlichen Doku- 2030 BMI, BMLY, :gj:;:::gc;f;’z_
menten BMEIA, BML,  par, bei Budget-

BMK, BMKOS,  mittelaufteilung
BMF, BMBWF,
BMAW
Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.
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Nr. Inhalt Zeit Zustiandigkeit  Kosten

118 Im eigenen Ressortbereich Férderung der Untertitelung 2022—- BMSGPK, BMJ, Festlegung der
von Videos und Erstellung von Medienalternativen fir be- 2030  BMI, BMLY, Egj:;?:;;f;z
stimmte Zielgruppen (u.a. fir blinde, gehdrlose und Men- BKA, BMEIA, bar, bei Budget-
schen mit Lernbehinderungen) BML, BMK, mittelaufteilung

BMKOS, BMF,
BMBWEF,
BMAW
119 Schulung von Mitarbeiter:innen im Bereich der barriere- 2022— BMSGPK, BMJ, Festlegung der
freien Kommunikation und Information 2030 BMI, BMLV, Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
BKA, BMEIA, telaufteilung
BML, BMK,
BMKOS, BMF,
BMBWEF,
BMAW
Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.
120 Informationen zu Antragsformularen auch in leichter 2022 Ktn., Stmk., Festlegung der
Sprache fiir Leistungen in der Behindertenhilfe Bgld., Wien, Kosten erfolgt
. .. bei Budgetmit-
NO, 00, Sbg., telaufteilung
Tirol, Vbg.

121 Sicherstellung der umfassenden Barrierefreiheit von Ein- 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
richtungen fiir Menschen mit Behinderungen und Einbe- 2030  Bgld., Wien, EZ?Leunde:zftonlqgii-
ziehung von Behindertenorganisationen bei der Uberprii- NO, 00, Shg., telaufteiung
fung Tirol, Vbg.

122 Barrierefreie ErschlieBung von Polizei-Dienststellen nach 2022- BMI Festlegung der
dem neuesten Stand der Technik; bauliche Adaptierung 2030 Kosten erfolgt

von Arbeitsstatten

bei Budgetmit-
telaufteilung

3.3. Barrierefreiheit von Gebauden

3.3.1. Ausgangslage

GemaR Artikel 9 UN-BRK ist Osterreich verpflichtet, geeignete MaRnahmen zu setzen mit
dem Ziel, flir Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Zugang zur phy-
sischen Umwelt zu gewahrleisten. Diese MaBnahmen, welche die Feststellung und Beseiti-
gung von Zugangshindernissen und -barrieren einschlieRen, gelten u.a. fiir Gebdude ein-

schliellich Schulen, Wohnhausern, medizinischen Einrichtungen und Arbeitsstatten.
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Das Baurecht fillt in die Kompetenz der Linder. Dementsprechend gibt es unterschiedliche

Regelungen, etwa ab wie vielen Geschol3en ein Lifteinbau verpflichtend ist.

Wichtig ist, schon in der Planungsphase auf die Barrierefreiheit bzw. Anpassbarkeit des
Wohnraums zu achten, um spatere Adaptierungskosten zu sparen. Daflir benétigt es Wis-
sen und Fahigkeiten im Bereich barrierefreies Bauen und Planen. Einzelne Bundesldander

haben bereits Kompetenz- bzw. Beratungsstellen fiir barrierefreies Bauen.

Derzeit sind nur 13% der Wohnungen in Osterreich barrierefrei erschlossen und zumindest
anpassbar nutzbar'®. Bei der Beseitigung von Barrieren in bestehenden Gebauden spielen
auch Miet- und Wohnrecht eine groRRe Rolle. Probleme ergeben sich in diesem Zusammen-
hang vor allem bei Eigentumswohnungen. Die Zustimmung aller Eigentlimer:innen zu den
geplanten MalRnahmen bereitete in der Praxis oft massive Schwierigkeiten. Ein wichtiger
Schritt in diesem Zusammenhang war die Einfliihrung einer an das Nichterheben eines Wi-
derspruchs ankniipfenden Zustimmungsfiktion fiir MaBnahmen der Barrierefreiheit im §
16 Absatz 5 Wohnungseigentumsgesetz (WEG) im Jahr 2021. Die barrierefreie Ausgestal-
tung von Wohnungseigentum oder den allgemeinen Teilen der Liegenschaft ist auerdem
eine privilegierte MaRnahme nach § 16 Absatz 2 Ziffer 2 WEG.

3.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren
(115) Barrierefreier und anpassbarer Wohnbau soll forciert werden.

(116) Kompetenz- und Beratungsstellen zum Thema barrierefreies Bauen sollen in allen

Bundesldndern errichtet werden.

3.3.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit  Kosten

123 Unterstlitzung bei der barrierefreien Errichtung von Ge-  2022—  Ktn., Stmk., Festlegung der
meindewohnungen, laufende barrierefreie Nachriistung 2030  Bgld., Wien, E:is’;eu”dzre?f;_
von Altbauten und barrierefreier Ausbau von Wohnun- 00, Sbg., Ti- telaufteilung
gen rol, Vbg.

16 Siehe http://www.klagsverband.at/dev/wp-content/uploads/2013/12/Wohnbau barrierefrei GoodPrac-
ticeGuide.pdf
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Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit Kosten

124 Verknipfung der Wohnbauférderung mit barrierefreiem 2022-  Ktn., Stmk., Festlegung der
bzw. anpassharem Wohnbau; Schaffung bzw. Auswei- 2030  Bgld., Wien, EZiSLeundeg:nI'ﬁ:-
tung von Forderungen zur Adaptierung zwecks barriere- 00, Sbg., Ti- te|aufte?|ung

freie Anpassung von Wohnungen rol, Vbg.

3.4. Kommunikation in Gebardensprache

3.4.1. Ausgangslage

Seit dem Jahr 2005 wurde mit Einfiihrung des Artikel 8 Absatz 3 B-VG die Osterreichische
Gebardensprache in der Bundesverfassung verankert und als eigenstandige Sprache aner-
kannt. Diese Bestimmung gewadhrt einzelnen Personen aber keine einklagbaren Rechte. Die
nahere Umsetzung erfolgt durch die einfachen Gesetze. Eine Konkretisierung dieser Aner-
kennung fehlt derzeit noch weitgehend. Gleichzeitig mit der Novelle zum B-VG wurde auch
in einer EntschlieBung des Nationalrates die Bedeutung der Osterreichischen Gebarden-

sprache fur gehdrlose Menschen einstimmig hervorgehoben.!’

In den Artikeln 5, 9 und 21 UN-BRK wird die Notwendigkeit der Bereitstellung von Angebo-
ten und Strukturen zur Ermdéglichung der Kommunikation in Gebardensprache festgehal-

ten.

2014 wurde in einer umfangreichen Studie'® der 6sterreichweite Bedarf an Gebarden-
sprachdolmetscher:innen erhoben. Zwei wesentliche Probleme bestehen: Einerseits fehlen
Daten iiber die Anzahl an Personen, die die Osterreichische Gebardensprache (OGS) ver-
wenden und im Alltag auf Gebardensprachdolmetschleistungen angewiesen sind. Anderer-
seits gibt es zu wenige Gebardensprachdolmetscher:innen und es fehlt an Anreizen und
Ausbildungskapazitaten, um diesen Beruf erlernen und ausiiben zu kénnen. Weiters fehlt

eine osterreichweit einheitliche Vermittlungsagentur.

17 Siehe E 117-NR/XXII. GP: Danach wird die Bundesregierung ersucht, zu priifen, ob der Bedeutung der
Gebardensprache fiir gehérlose Menschen durch gesetzliche Regelungen hinreichend Rechnung getragen
ist.

18 Sjehe https://info.sozialministerium.at/bundesministerium/iv-behinderung-und-pflegevorsorge/stu-
dien/OeGS-Dolmetscherlnnen_IHS-Projektbericht KORR_Dezember2014.pdf?7gkuv3
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Gebardensprachdolmetschleistungen erfordern zudem finanzielle Mittel. Bei gr6Reren und
langeren Veranstaltungen missen mehrere Gebardensprachdolmetscher:innen eingesetzt
werden. Obwohl Gebardensprachdolmetschleistungen teilweise vom Bund oder den Bun-
desldandern geférdert bzw. finanziert werden, kdnnen viele Menschen mit Hérbehinderun-

gen die Kommunikationskosten im Alltag nicht bewaltigen.

Generell sollte die Anzahl der gebardensprachkompetenten Personen vergroRert werden,
z.B. durch Vermittlung von Grundkenntnissen in Schulen, durch (AMS-)Kurse oder mittels

Aus- und Weiterbildungsprogrammen des Bundes, der Lander und der Sozialpartner.

3.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(117) Gehorlose, schwerhorige und taubblinde Personen sollen in allen Bereichen der
Bundesverwaltung und im Gesundheitswesen in einer fir sie verstindlichen Form
(Osterreichische Gebardensprache, Lormen, Schriftdolmetsch) kommunizieren kon-
nen. Dies soll u.a. durch eine ausreichende Anzahl von Gebardensprachdolmet-
scher:innen sowie Kostenlibernahme der Dolmetschleistungen erreicht werden.

(118) Die Anzahl der Gebardensprachdolmetscher:innen soll insbesondere durch Ausbau
und Verbesserung der Ausbildungsangebote erhoht werden. Damit sollen die Ange-
bote von Gebardensprachdolmetschen schrittweise an internationale Standards her-
angefiihrt werden.

Indikator: Anzahl an Gebardensprachdolmetscher:innen

(119) Eine zentrale Anlaufstelle zur Vermittlung von Gebardensprachdolmetschleistungen
in jedem Bundesland soll fir Transparenz, bessere Planbarkeit sowie fir mehr Ein-
kommensgerechtigkeit bei Gebardensprachdolmetscher:innen sorgen.

(120) Auch andere Angebote fiir Menschen mit Horbehinderungen, wie z.B. Schriftdol-

metschen, sollen ausgebaut werden.

3.4.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten
125 Ausbildung zusatzlicher Gebardensprachdolmet- 2022- BMSGPK 4 Mio €
scher:innen 2030
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Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit Kosten

126 Aufbau einer zentralen Leitstelle fiir Gebardensprach-  2022- BMSGPK Festlegung der
dolmetschen in Bundeslidndern, wo eine solche noch 2024 Kosten erfolgt

. . L bei Budgetmit-
nicht existiert, unter Einbindung aller Stakeholder telaufteilung

127 Bedarfsgerechte Erweiterung der Unterstiitzungsleis-  2022- BMSGPK 2,4 Mio €
tungen fiir schwerhorige und gehorlose Menschen zur 2030
Forderung der Beruflichen Teilhabe (z.B. Schriftdolmet-
schen)

128 Einheitliche Kostentragungsregelungen zu Dolmet- 2023- BMSGPK, BMJ, Festlegung der
schleistungen auRerhalb von Gerichts- und Verwal- 2024 BMI, BMLYV, Ezisgeu”dzgtor;gi:_
tungsverfahren BKA, BMEIA, telaufteilung

BML, BMK,
BMKOS, BMF,
BMBWF,
BMAW

Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
NO, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

3.5. Verkehr

3.5.1. Ausgangslage

Nach Artikel 9 UN-BRK (Barrierefreiheit) ist Osterreich verpflichtet, fir Menschen mit Be-
hinderungen geeignete MaBnahmen fiir den Zugang zur physischen Umwelt, zu Transport-
mitteln, Information und Kommunikation, einschlieflich Informations- und Kommunikati-
onstechnologien und -systemen, sowie zu anderen Einrichtungen und Diensten, die der Of-
fentlichkeit in stddtischen und Iéndlichen Gebieten offenstehen oder fiir sie bereitgestellt

werden, zu gewdhrleisten.

Neben dem individuellen StraRenverkehr ist der 6ffentliche Stralen-, Schienen-, Luft- und
Schiffsverkehr ein wesentlicher Faktor, um Mobilitdt und damit auch selbstbestimmtes Le-

ben fiir Menschen mit Behinderungen zu ermdglichen.
Im nationalen und EU-Verkehrsrecht gibt es zahlreiche Regelungen, die Menschen mit Be-

hinderungen unmittelbar und mittelbar betreffen und sie vor Diskriminierung im Verkehr

schiitzen sowie ihnen ein Recht auf Unterstlitzung sowie notwendige Ausnahmen sichern.
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Verkehrsinfrastruktur, wie etwa Bahnhofe und Haltestellen, sowie Fahrzeuge sind bereits
in vielen Bereichen barrierefrei ausgestattet und die Barrierefreiheit wird entsprechend den

finanziellen Moglichkeiten und dem Stand der Technik laufend verbessert.

Im Masterplan Gehen — der Strategie zur Férderung des FuRginger:innenverkehrs in Oster-
reich (BMK, 2015) wird auf die Berticksichtigung von Barrierefreiheit in der Raum-, Ver-
kehrs- und Infrastrukturplanung verwiesen. Jedoch ergeben sich durch den Anstieg der

Zweiradnutzung (Rader, Scooter) neue Barrieren flr die FuRganger:innen.

Zusatzlich zum Linienverkehr kommen verstarkt bedarfsgesteuerte Mobilitatsdienste zum
Einsatz (Anruf-Sammeltaxis, Gemeindebusse, Fahrtendienste). Diese sind jedoch oft nicht

barrierefrei.

3.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(121) Menschen mit Behinderungen soll durch sorgfaltige Planung und Ausgestaltung der
Infrastruktur die eigenstandige Mobilitdt ermoglicht werden.

(122) Die offentlichen Verkehrsangebote fiir Menschen mit Behinderungen, insbesondere
im landlichen Bereich, sollen unter Einbeziehung der Selbstvertreter:innen ausge-

baut und barrierefrei gestaltet werden.

3.5.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit Kosten

129 Aufnahme des Themas Barrierefreiheit als inklusive 2022—- BMK Festlegung der
Schnittstellenproblematik bei den Koordinationstreffen 2030 Kosten erfolgt

. . bei Budgetmit-
des BMK mit den Verkehrstragern telaufteilung

130 RegelmailRige Herausgabe der Broschiirenreihe , Barrie- 2022— BMK Festlegung der
refreie Mobilitdt“ und von Publikationen zum Thema 2030 Kosten erfolgt

. s bei Budgetmit-
Barrierefreiheit im Verkehr telaufteilung

131 Erarbeitung von Vorgaben fiir eine barrierefreie Ladeinf- 2022— BMK Festlegung der
rastruktur fiir Elektrofahrzeuge im &ffentlichen Raum 2030 Kosten erfolgt

X bei Budgetmit-
(Forschungsgesellschaft StralRe Schiene Verkehr — FSV) telaufteilung
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Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten

132 Projektforderungen sowie Prasentation und Fachaus- 2022- BMK Festlegung der
tausch tber Forschungsprojekte zum Thema ,Barriere- 2030 EZ?Eeunerefergit-
freier Verkehr” (Forschungsforum ,Mobilitat fir alle”, telaufteilung
www.forschungsforum-mobilitaet.at)

133 Uberarbeitung der Leitlinien zum barrierefreien Offent-  2022- BMK Festlegung der
f Kosten erfolgt
lichen Verkehr 2030 ; >

bei Budgetmit-
telaufteilung

134 Qualitatsoffensive bei Schienenfahrzeugen unter voll- 2022- BMK Fesﬂegurrlf iier

g .. . . . _ Kosten erfolgt
sta.ndllger Beriicksichtigung des Konzepts der Barriere 2030 bei Budgetrmit-
freiheit telaufteilung

135 Fortsetzung der Bereitstellung barrierefreier Infrastruk- 2022—- OBB, BMK Festlegung der
tur auf Bahnhoéfen und Haltestellen der OBB-Infrastruk- 2030 Kosten erfolgt

. Ktn., Stmk., bei Budgetmit-
tur AG gemaR dem Etappenplan Verkehr Bgld., Wien, telaufteilung
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

136 Ausbau des barrierefreien 6ffentlichen Verkehrs bzw. 2022—- Ktn., Stmk., Festlegung der
Entwicklung von Mobilititsstrategien im landlichen 2030  Bgld., Wien, :ce)isgeund::fr:]gi:-
Raum unter Einbeziehung der Behindertenorganisatio- NO, 0O, Sbg., telaufteilung
nen Tirol, Vbg.

137 Verschrankung und barrierefreie Gestaltung von Linien- 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
verkehr und flexiblen Angeboten fiir Menschen mit Be- 2030  Bgld., Wien, Eg?;eu"d:ref:’r:]gi:_
hinderungen NO, 0O, Sbg., telaufteilung

Tirol, Vbg.
138 Beschaffung neuer barrierefreier Schienenfahrzeuge 2022- BMK Festlegung der
2030 Kosten erfolgt
Ktn., Stmk., bei Budgetmit-
Bgld., Wien, telaufteilung
00, Shg., Ti-
rol, Vbg.
139 Datenerhebung zur Nutzung des 6ffentlichen Verkehrs 2022- BMK FeSt'egU':fg ?ef
. . Kosten erfolgt
durch Menschen mit Behinderungen 2030 Ktn., Stmk., bei Budgetrmit-
Bgld., Wien, telaufteilung
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.
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3.6. Kultur

3.6.1. Ausgangslage

Nach Artikel 30 UN-BRK (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und
Sport) anerkennt Osterreich ,das Recht von Menschen mit Behinderungen, gleichberechtigt
mit anderen am kulturellen Leben teilzunehmen,” und hat dazu ,alle geeigneten Malinah-
men“ zu treffen. Zu diesen MaRnahmen zahlen der Zugang zu kulturellem Material, zu
Fernsehprogrammen, Filmen, Theatervorstellungen und anderen kulturellen Aktivitaten in
barrierefreien Formaten sowie der Zugang zu Orten kultureller Darbietungen oder Dienst-
leistungen, wie Theatern, Museen, Kinos, Bibliotheken und Tourismusdiensten sowie, so
weit wie moglich, zu Denkmalern und Statten von nationaler kultureller Bedeutung. Wei-
ters muss Osterreich geeignete MaRnahmen treffen, ,um Menschen mit Behinderungen die
Modglichkeit zu geben, ihr kreatives, kiinstlerisches und intellektuelles Potenzial zu entfalten

und zu nutzen, nicht nur fiir sich selbst, sondern auch zur Bereicherung der Gesellschaft.”

Viele Einrichtungen der 6sterreichischen Kunst- und Kulturszene, wie beispielsweise Thea-
ter oder Museen, sind derzeit noch nicht umfassend barrierefrei gestaltet. Dasselbe gilt fiir

Informationen Uber die Kunst- und Kultureinrichtungen, insbesondere deren Webseiten.

Kunst, Kultur, Behinderung und Inklusion werden sehr oft lediglich unter dem Aspekt der
Barrierefreiheit und der Vermittlungsarbeit betrachtet und somit auf die Teilhabe von Be-
sucher:innen mit Behinderungen reduziert. Vor allem die Erkenntnisse der interdisziplina-
ren Disability Studies zeigen deutlich, dass der Blick auch verstarkt auf Kiinstler:innen mit
Behinderungen sowie Menschen mit Behinderungen fallen sollte, die im Bereich der Kunst

und Kultur arbeiten.

3.6.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(123) Menschen mit Behinderungen sollen in die Entwicklung und Durchfiihrung von Pro-
jekten und MaBnahmen in allen Kunst- und Kulturbereichen (Produktion, Prasenta-
tion, Vermittlung) sowie in allen Kunstsparten aktiv einbezogen werden.

Indikator: Anzahl der Projekte und MalBnahmen mit unterschiedlichen Zielgruppen

von Menschen/Kiinstler:innen mit Behinderungen in jeder Kunstsparte
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(124) Barrierefreie Kunst- und Kulturvermittlung soll umfassend verstarkt werden, auch
durch geschulte Peers (Menschen mit Behinderungen).
Indikator: Anzahl der in Bundesmuseen angestellten Menschen mit Behinderungen
in der Kunst- und Kulturvermittlung (Peers)

(125) Kultureinrichtungen und kulturelle Veranstaltungen sollen umfassend barrierefrei
gestaltet werden.

(126) Es soll ein bewusstseinsbildendes Miteinander von Kiinstler:innen mit und ohne Be-
hinderungen (Mixed-Abled) geschaffen werden.
Indikator: Anzahl der Mixed-Abled Veranstaltungen

(127) Menschen mit Behinderungen sollen sich aktiv an der Kulturschaffung und -gestal-
tung beteiligen kdnnen (z.B. Theateraufflihrungen, Musikveranstaltungen).

(128) Kiinstler:innen mit Behinderungen sollen verstarkt geférdert werden.

(129) Menschen mit Behinderungen sollen als Zielpublikum von kulturellen Veranstaltun-
gen wahrgenommen und angesprochen werden.

(130) Far Menschen mit Behinderungen soll ein umfassend barrierefreier Zugang zur Lite-

ratur erméglicht werden, z.B. durch Horblcher oder Gebardensprachevideos.

(131) Die Vermittlung von Kunst und Kultur in den unterschiedlichen kiinstlerischen und

kulturellen Feldern soll zielgruppenspezifisch erfolgen.

3.6.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit  Kosten
140 Spezifische Fiihrungen und Workshops fiir Menschen 2022—-  BMKOS, Bun-  Kosten variie-
mit Behinderungen sowie fiir Schulklassen 2030 desmuseen, ren nach Ange-
. bot und Teil-
ONB nehmenden-
Anzahl der For-
mate
141 Bereitstellung von Vermittlungsformaten in Gebarden- 2022- BMKQOS, Bun- 150.000 €
sprache und in leichter Sprache (analog und digital) in 2023 desmuseen,
den Bundesmuseen und der Osterreichischen National- ONB
bibliothek (ONB)
142 Online Fiihrungen und Guides in den Bundesmuseen 2022—- BMKOS, Bun- 150.000 €
und der ONB 2023 desmuseen,
ONB
143 Schaffung von barrierefreien Websites unter Beriicksich- 2022- BMKOS, Bun- 490.000 €
tigung von Informationen in leichter Sprache sowie 0GS 2023 desmuseen,
in offentlichen Kultureinrichtungen ONB, Bundest-
heater, BDA
Nationaler Aktionsplan Behinderung 2022-2030 69 von 164



Nr. Inhalt Zeit Zustiandigkeit  Kosten

144 LiickenschlieBung bei der barrierefreien baulichen Aus- 2022- BMKOS, Bun- Projekte dzt. in
gestaltung in den 6ffentlichen Kultureinrichtungen 2026 desmuseen, 5;:::; :_?Sten

ONB, Bundest- nach Ausfh-
heater rung

145 Entwicklung und Implementierung eines museumspida-  Entwick-  BMKOQS, Bun-  Festlegung der
gogischen Lernmodells*° fiir gehdrlose Menschen und '2“8%:2 desmuseen, Ezistaeund;f?;gi:-
Menschen mit Lernbehinderungen zwecks Ausbildung 2024'_ ONB telaufteilung
von Peers zu Vermittler:innen unter Einbeziehung der !

ARGE inklusives Museum Imple-
mentie-
rung:
2025-
2030

146 Fortbildungsangebote zum Thema Barrierefreiheit und 2022-  BMKQS, Bun-  Projekte dzt. in
Inklusion fiir Bedienstete der Bundesmuseen und -thea- 2030 desmuseen, 5;:::; T:Sten
ter sowie des ONB ONB, Bun- nach Ausfiih-

desstheater rung

147 Verstarkte Berilcksichtigung von Diversitdt und Inklusion 2022- BMKOS Kosten vom
in der Forderungstéatigkeit des BMKOS 2030 Ressortbudget

abgedeckt

148 Projektférderungen zur Unterstiitzung der aktiven Kul- 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
turausiibung von Menschen mit Behinderungen 2030 Bgld., Wien, EZiS?undZ:tonlqgiz-

NO, 00, Sbg., telaufteilung
Tirol, Vbg.

149 Ausstattung von Informations- und Wissensvermittlungs- 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
stellen (Biichereien, Bibliotheken, Archive etc.) mit Lese- 2030 Bgld., Wien, E:?geundzrefto;git_
pldtzen fir blinde und sehbehinderte Menschen NO, 00, Sbg.,  telaufteilung

Tirol, Vbg.

150 Bessere Nutzbarmachung kultureller Angebote fir Men- 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
schen mit Behinderungen durch Verbesserung der Zu- 2030 Bgld., Wien, E‘e’fgeundzgtonlqgi:_
ganglichkeit NO, Sbg., Ti- telaufteilung

rol, Vbg.

151 Sensibilisierung der Besucher:innen von Kulturveranstal- 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
tungen fir Anliegen von Menschen mit Behinderung im 2030 Bgld., Wien, E:is;eundzgto;gi:_
Rahmen von Kulturveranstaltungen NO, Sbg., Ti- telaufteilung

rol, Vbg.

152 Prifung der Forderung der Zurverfiigungstellung von Li- 2022- BMKOS Festlegung der

. . Kosten erfolgt
teratur in leichter Sprache 2030 Ktn., Stmk., bei Budgetmit-
Bgld., Wien. telaufteilung
00, Sbg., Ti-
rol, Vbg.

19 auf Basis von MADE (Museum and Art education fiir Deaf Empowerment), siehe
https://www.madeproject.eu/the-project/
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3.7. Sport

3.7.1. Ausgangslage

Sport und Bewegung liefern nicht nur einen wesentlichen Beitrag zur Festigung der Gesund-
heit, sondern fordern Inklusion und tragen zur positiven Veranderung der Wahrnehmung
von Menschen mit Behinderungen bei. Fiir alle Menschen mit Behinderungen muss deshalb
der gleichberechtigte Zugang zum Sport ermdglicht werden.

Der Begriff ,,Sport”“ umfasst dabei nicht nur das aktive Sporttreiben von Menschen mit Be-
hinderungen im Breiten-, Praventions-, Rehabilitations-, Schul-, Wettkampf- und Leistungs-
sport, sondern auch den passiven Sportkonsum (als Zuseher:in) und die Partizipation von

Menschen mit Behinderungen in den Strukturen des organisierten Sports.

Der Breitensport ist fur die Rekrutierung von Talenten auf dem Weg zum Spitzensport und
fiir alle Menschen mit Behinderungen, auch fir Menschen mit hohem Unterstiitzungsbe-
darf, von Bedeutung. Der Behindertensport wird durch zahlreiche gesetzliche FordermaR-
nahmen gestitzt. Wenn fir eine Sportart eine Entsprechung im Nichtbehindertensport vor-
handen ist, inkludieren immer mehr allgemeine Sportvereine diese Sportart. Bei den Sport-
arten, welche keine Entsprechung im Nichtbehindertensport haben, gibt es teilweise Zulauf

und einen Ligabetrieb.

Vorbilder und Sportidole erleichtern es, insbesondere junge Menschen mit Behinderungen,

fur sportliche Aktivitaten zu begeistern.

Sportler:innen mit Behinderungen haben ein Anrecht auf Respekt und Sicherheit im Sport.

PraventionsmaBBnahmen gegen (sexualisierte) Gewalt sind daher unabdingbar.

Bei der Errichtung oder bei groRen Sanierungen ist die Barrierefreiheit von Sportstatten zu
gewdhrleisten. In vielen Fallen sind Sportstatten aber sowohl fiir Sportler:innen als auch fur
Zuseher:innen mit Behinderungen nicht barrierefrei zuganglich, was vor allem an der langen

Nutzungsdauer etlicher alterer Sportstatten liegt.
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3.7.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(132) Es soll Inklusion des Behindertensports im allgemeinen Sport (insbesondere in die
Bundes-Sportfachverbande) sowie Gleichbehandlung des Behindertensports bei al-
len Férdersituationen erreicht werden.

(133) Barrierefreie Bewegungsraume in Sportstatten sollen sichergestellt werden.
Indikator: Prozentueller Anteil der jahrlich barrierefrei neu errichteten oder sanier-
ten Sportstitten

(134) Die Angebote im Bereich des Breiten- und Schulsports sollen ausgebaut werden. Fir
alle Menschen mit Behinderungen, die Sport machen wollen, sollen Sportmoglich-
keiten geschaffen werden. Ein bewusstseinsbildendes Miteinander von Sportler:in-
nen mit und ohne Behinderungen soll im Fokus stehen.

Indikatoren: Anzahl der Bewegungsangebote fiir Menschen mit Assistenzbedarf
pro Woche und Bundesland; Anzahl der Schulsportveranstaltungen pro Jahr und
Bundesland, an denen auch Kinder mit Assistenzbedarf teilnehmen kénnen; Anzahl
der inklusiven Sportveranstaltungen

(135) Menschen mit Behinderungen sollen verstarkt vor Gewalt und Missbrauch in Zu-
sammenhang mit sportlichen Aktivitaten geschitzt werden.

(136) Eine flaichendeckende Organisationsstruktur zur Unterstiitzung des Behinderten-

sports soll vorhanden sein.

3.7.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit  Kosten
153 Foérderung von Bundes-Sportfachverbinden zur Inklusion ~ 2022— BMKOS jahrl.

von Sportler:innen mit Behinderungen 2030 650.000 €
154 Festlegung von Barrierefreiheit als Voraussetzung fiir Fér-  2022— BMKOS Nicht beziffer-

derungen aus 6ffentlichen Mitteln bei der Errichtung oder 2030 bar

Sanierung von Sportstdtten

155 Entwicklung einer Broschiire ,Barrierefrei ins Stadion“ fir  2022— BMKOS, OISS  10.000 €

Sportstdtten und Sportstadien 2030
156 Ausweitung der Koordinierung zwischen den mit Behin- 2022- BMKOS/Bun- Kosten vom
dertensport befassten Sportverbanden 2030  desSport Ressortbudget
abgedeckt
GmbH
157 Bewegungsangebote fir Menschen mit Behinderungen 2022—- BMKOS/OBSV  jahrl.
durch eigens ausgebildete und installierte Bewegungs- 2030 90.000 €
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Nr. Inhalt Zeit Zustiandigkeit  Kosten

und Informations-Coaches, insbesondere geeignet fiir
Menschen mit Assistenzbedarf

158 Implementierung der Ausbildung ,,Ubungsleiter — Basis- 2022- BMKOS/0BSV  jahrl.
modul PLUS Behindertensport” bei dem Menschen mit 2030 10.000 €
Behinderungen lehren, wie Menschen mit Behinderungen
bei Bewegung und Sport anzuleiten sind

159 Unterstiitzung von MaBnahmen zur Verhinderung von Ge-  2022— BMKOS jahrl.
walt und Missbrauch gegen Menschen mit Behinderun- 2030 10.000 €
gen im Sport

160 Forderung von Projekten der inklusiven Sportausiibung 2022—- Ktn., Stmk., Festlegung der
und von sportlichen Talenten mit Behinderungen 2030  Bgld., Wien, Kosten erfolgt
. .. bei Budgetmit-

NO, OO, Sbg., telaufteilung

Tirol, Vbg.

3.8. Medien

3.8.1. Ausgangslage

Medien sind ein wesentlicher Bestandteil unseres taglichen Lebens und durchdringen alle
Bereiche unserer Gesellschaft. Die Berichterstattung und damit die Sichtbarkeit eines The-
mas in den Medien hat nicht zuletzt Einfluss auf politische Entscheidungen. Was in mei-
nungsbildenden Medien ausfihrlich behandelt wird, findet leichter seinen Niederschlag im
politischen Handeln als Themenbereiche, die verschwiegen oder nur zu besonderen Jubi-

[den behandelt werden.

Vor diesem Hintergrund ist das Thema Behinderung in den Medien zu wenig prasent und
oft verknlipft mit dem Bild armer, spendenbediirftiger Personen. Menschen mit Behinde-
rungen werden haufig als Bittsteller:innen oder Opfer dargestellt. Eine einseitige und be-
schrankte Darstellung hat eine verzerrte Wahrnehmung zur Folge und pragt stark das 6f-
fentliche Bild von Menschen mit Behinderungen in einer Weise, die nicht der Realitdt ent-

spricht. Damit werden Barrieren ,,in den Kopfen“ verfestigt.

Im Rahmen des Programmauftrags hat der Osterreichische Rundfunk (ORF) dafiir zu sorgen,
dass die Anliegen von Menschen mit Behinderungen angemessen bericksichtigt werden.
Die Sendungen und Online-Angebote des ORF sowie dort gezeigte Werbungen missen im

Hinblick auf ihre Aufmachung und ihren Inhalt die Menschenwiirde und die Grundrechte
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anderer achten. Der ORF und andere audiovisuelle Mediendienste sind dartiber hinaus ge-
setzlich verpflichtet, jahrlich den Anteil der flr hor- und sehbehinderte Menschen sowie fiir
Menschen mit Lernbehinderungen barrierefrei zugdnglichen Sendungen, insbesondere
durch Gebardensprache, Untertitelung, Audiodeskription und leicht verstandliche Men-
fihrung kontinuierlich zu erhéhen. Es gibt nach wie vor zu wenig barrierefrei zugangliche

Angebote.

3.8.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(137) Samtliche Sendungen des ORF und anderer audiovisueller Mediendienste sollen um-
fassend barrierefrei sein. Neue Eigenproduktionen sollen jedenfalls von Beginn an
barrierefrei sein.

Indikatoren: Hohe der jahrlichen Steigerung der barrierefreien TV-Formate im ORF;
Hohe der jahrlichen Steigerung der barrierefreien TV-Formate anderer audiovisuel-
ler Mediendienste im Bericht der RTR

(138) Das Leben von Menschen mit Behinderungen soll in all seinen Aspekten in den Me-
dien sachlich und ausgewogen dargestellt werden. Diskriminierende Begriffe, wie
,leidend”, ,an den Rollstuhl gefesselt” oder ,,taubstumm?® sollen vermieden und die
Starken von Menschen mit Behinderungen in den Vordergrund gestellt werden.

(139) Menschen mit Behinderungen sollen regelmaRig Sendungen des ORF gestalten und
moderieren.

(140) Die Agenden von Menschen mit Behinderungen sollen in allen medialen Ressorts
als Querschnittsmaterie behandelt werden.

3.8.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten

161 Einbezug von Diversitdt und Inklusion in medienspezi- 2022- BMBWF Festlegung der
fische Berufsausbildungen und Studienrichtungen (im 2030 Kosten erfolgt

K ) bei Budgetmit-
Rahmen der Leistungsvereinbarung) telaufteilung

162 Kontrolle der Presseaussendungen auf diskriminie- 2022—- BMSGPK, BMJ, Festlegung der
rungsfreie Sprache hinsichtlich Menschen mit Behinde- 2030 BMI, BMLYV, Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
rungen BKA, BMEIA, telaufteilung
BML, BMK,
BMKOS, BMF,
BMBWE,
BMAW
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Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit Kosten

163 Reprasentation und Inklusion von Menschen mit Be- 2022- BMKOS Keine Kosten
hinderungen im Rahmen der Filmférderung als struk- 2030
turelle Zielsetzung der Projektkommission des Oster-
reichischen Filminstituts, auch im Sinne einer erhéhten
Einbeziehung in Produktionsprozesse

164 Forderung von barrierefreien Fassungen Osterreichi- 2022-  BMKOS Bedarfsabhan-
scher Filme mit Untertiteln und Audiodeskription 2030 gige Kosten
durch das Osterreichische Filminstitut

165 Bereitstellung von Ratschlidgen fiir Medienschaffende  2022- BKA Festlegung der
Uber die Website www.barrierefreiemedien.at 2030 Kosten erfolgt

bei Budgetmit-
telaufteilung

166 Erstellung, Umsetzung und jahrliche Evaluierung desim 2022- KommAustria  Festlegung der
ORF-G vorgesehenen Aktionsplans durch den ORF 2030 Kosten erfolgt

bei Budgetmit-
telaufteilung

167 Erstellung, Umsetzung und jahrliche Evaluierung desim 2022- KommAustria  Festlegung der
AMD-G vorgesehenen Aktionsplans durch alle dster- 2030 Ezisgeu"de::nlﬁt_
reichischen Privatsender und sonstige audiovisuelle telaufteiung
Mediendienstanbieter (z.B. Streamingdienste)

168 Neukonzipierung der ORF-Spendenaktion ,Licht ins 2022- ORF Festlegung der
Dunkel” hinsichtlich der Darstellung der Menschen mit 2030 EZis:BeundZ:to;gi:—
Behinderungen unter Orientierung an positiven auslan- telaufteilung
dischen Beispielen

3.9. Informationsgesellschaft

3.9.1. Ausgangslage

Artikel 9 UN-BRK verpflichtet Osterreich, geeignete MaRnahmen zu treffen, um Meschen
mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Zugang zu Informations- und Kommuni-
kationstechnologien zu ermdéglichen. Diese bieten fiir Menschen mit Behinderungen gute

Chancen zur umfassenden Partizipation, aber nur unter der Voraussetzung, dass sie barrie-

refrei zur Verfligung stehen.

Barrierefreiheit soll deshalb bereits bei der Entwicklung mitgedacht werden, damit das Pro-

dukt von Anfang an barrierefrei ist. Das ist die einfachste und kostenglinstigste Variante.
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Digitale Prozesse und Angebote im 6ffentlichen Bereich werden stetig weiterentwickelt und
neugestaltet. Oftmals sind dabei die Belange von Menschen mit Behinderungen fundamen-
tal betroffen. Insbesondere der Einsatz neuer Technologien, wie etwa Kiinstliche Intelligenz
(K1), wird kiinftig auch im Bereich der 6ffentlichen Verwaltung in groRerem AusmaR zu er-
warten sein. Es ist daher bei der Erarbeitung von Grundsatzen fir den Einsatz dieser Tech-
nologien besonders wichtig, durch die Einbeziehung von Stakeholdern moégliche Nachteile

flr Menschen mit Behinderungen von Anfang an zu vermeiden.

Eine wesentliche Verbesserung der Barrierefreiheit in wichtigen Lebensbereichen mit
Schwerpunkt auf Informations- und Kommunikationstechnologie wird durch die nationale
Umsetzung der am 27. Juni 2019 in Kraft getretenen Richtlinie (EU) 2019/882 lber die Bar-
rierefreiheitsanforderungen fiir Produkte und Dienstleistungen erreicht werden. Nach dem
EAA sind Wirtschaftsakteure verpflichtet, die barrierefreie Nutzung bestimmter Produkte
und Dienstleistungen im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologie wie
z.B. Zahlungsterminals, Geld-, Ticket- und Check-in-Automaten, Computer (Hardware und
Betriebssysteme), elektronische Kommunikationsdienste und Zugangsdienste zu audiovisu-
ellen Mediendiensten einschlieBlich Endgeraten ab dem 28. Juni 2025 zu gewahrleisten.
Dafir wurden detaillierte Barrierefreiheitsanforderungen geschaffen, die auch bei der 6f-

fentlichen Auftragsvergabe von Relevanz sind.

3.9.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(141) Die selbststandige Lebensfiihrung von Menschen mit Behinderungen soll durch Aus-
bau und Forderung von Informations- und Kommunikationstechnologien unterstitzt
werden.

(142) Partizipation von Menschen mit Behinderungen soll in allen Bereichen und relevan-
ten Gremien der Digitalisierung ermoglicht werden.

Indikator: Anzahl der relevanten Gremien der Digitalisierung, in denen Menschen
mit Behinderungen oder Interessenvertreter:innen vertreten sind.

(143) Websites und mobile Anwendungen 6ffentlicher Einrichtungen sollen fir die Nut-
zer:innen, insbesondere fiir Menschen mit Behinderungen, barrierefrei gestaltet
werden.

Indikator: Prozentueller Anteil der Websites und mobilen Anwendungen 6ffentli-

cher Einrichtungen, die barrierefrei gestaltet sind.
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3.9.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit  Kosten

169 Gestaltung von Websites und mobilen Anwendungen 2022- BMSGPK, BMJ,  Festlegung der
offentlicher Einrichtungen, insbesondere Vergabeplatt- 2030 BMI, BMLYV, EZiSEeundZ::nIﬁI-
formen, barrierefrei nach WCAG in der jeweils aktuellen BKA, BMEIA, telaufteilung
Fassung BML, BMK,

BMKOS, BMF,
BMBWEF,
BMAW

Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

170 Legistische Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 2022 BMSGPK Kosten vom
Uber die Barrierefreiheitsanforderungen fiir Produkte zs;zzszutdgm
und Dienstleistungen (EAA)

171 Mithilfe bei der Umsetzung von Web-Accessibility Lehr-  2022-  BMF Festlegung der
gingen an Universitdten, Fachhochschulen etc. durch die 2030 Ezisgeu”dzrefton'ﬁ:_
Osterreichische Forschungsférderungsgesellschaft telaufteilung

172 Standardisierung von Technologien (z.B. Programmier- 2022- BMF Festlegung der
sprache in ISO/IEC JTC1/SC 22 WG 17); national via ASI 2030 E‘e’fgeu”dzreft";g;
wie auch international via ISO telaufteilung

173 Nominierung von Expert:innen aus dem Bereich der 2022- BMF Festlegung der
Menschen mit Behinderungen in relevanten Gremien im 2030 E:?;”é:gﬁ_
Bereich Digitalisierung telaufteilung

174 Erarbeitung von Ethikprinzipien fiir Kiinstliche Intelli- 2022- BMF, BMK Festlegung der
genz (K1), die sich sowohl an einer ,human centered Al“ 2030 E:?Eeundzgf:nLgit-
orientieren, als auch Anwender:innen mit Behinderun- telaufteilung
gen explizit beriicksichtigen, unter Einbeziehung von
Menschen mit Behinderungen

175 Aktive Mitwirkung an der Entwicklung von Richtli- 2022- BMF, BMK Festlegung der
nien/Regulierungen fiir den Einsatz von Kl auf internatio- 2030 Kosten erfolgt

naler Ebene

bei Budgetmit-
telaufteilung
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3.10. Tourismus

3.10.1. Ausgangslage

Nach Artikel 30 Absatz 1 der UN-BRK stellen die Vertragsstaaten sicher, dass Menschen mit

Behinderungen Zugang u.a. auch zu Tourismusdiensten haben.

Knapp Gber 50 % der Menschen mit Behinderungen haben Probleme bei der Freizeitgestal-

tung?®. Um diese Hindernisse zu beseitigen bedarf es der Information und Unterstiitzung

flir Menschen mit Behinderungen durch gezielte Malnahmen der Tourismus- und Freizeit-

wirtschaft.

3.10.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(144) Die Betriebe der Tourismus- und Freizeitwirtschaft sollen tber die Erfordernisse von

Menschen mit Behinderungen sensibilisiert und tiber Umsetzungsmoglichkeiten fir

barrierefreie Angebote informiert sein.

(145) Die Arbeitsplatze in Tourismusbetrieben sollen barrierefrei gestaltet sein, um Men-

schen mit Behinderungen eine verbesserte Teilhabe zu ermoglichen.

3.10.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit

Kosten

176 Informationsunterlagen zu den Themen barrierefreie 2022- BMAW
Kunst- und Kulturangebote, Naturangebote, Umgang mit 2030
Gasten mit Behinderungen

Festlegung der
Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung

177 Technische Informationsblatter (basierend auf der Nor- 2022 BMAW
menreihe ONORM B 1600ff) zu den Themen barrierefreie
Spielplatze, Barrierefreiheit im 6ffentlichen Raum, WC-An-
lagen barrierefrei, Barrierefreie Gebaudeeingange, Barrie-
refreie Tlren, Barrierefreie Hotelzimmer, Barrierefreiheit
von Websites und Dokumenten

Festlegung der
Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung

2 Sjiehe Bericht der Bundesregierung liber die Lage der Menschen mit Behinderungen in Osterreich 2016
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Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit Kosten

178 Technisches Informationsblatt zum Thema ,Barrierefreie = 2022- BMAW Festlegung der
Arbeitsstitten” mit zeitgemaRen Beispielen und leicht 2030 EZ?geundZ:ergiE-
umsetzbaren Losungsansatzen fiir Tourismusbetriebe telaufteilung

179 Fo6rderung von baulichen Investitionen zur Herstellung von  2022- BMAW Festlegung der
Barrierefreiheit im Rahmen der betrieblichen Tourismus- 2030 EZ?EeunerefergiE-
forderung des Bundes telaufteilung

180 Barrierefreies Informationsmaterial fiir Reisende mit Be- 2022—- BMK Festlegung der
hinderungen aus dem Ausland zum Thema ,,Beniitzung 2030 Kosten erfolgt

von Behindertenparkpldtzen und 6ffentlichen Verkehrs-
mitteln in Osterreich“ und damit zusammenhingende Ver-
glinstigungen

bei Budgetmit-
telaufteilung
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4.Bildung

Mit der Ratifizierung der UN-Konvention iber die Rechte von Menschen mit Behinderungen
(UN-BRK) verpflichtete sich Osterreich im Jahr 2008 dazu, die Menschenrechte von Men-
schen mit Behinderungen zu schiitzen, zu fordern und zu gewahrleisten — so auch das Recht
auf Bildung. Osterreich bekennt sich damit gemaR Artikel 24 Absatz 1 UN-BRK zur langfris-
tigen Etablierung eines inklusiven Bildungs- und Wissenschaftssystems liber die gesamte
Bildungskette.

Das Bundesministerium fiir Bildung, Wissenschaft und Forschung (BMBWF) setzt den Weg
zu einem inklusiven Bildungs- und Wissenschaftssystem fort und bekennt sich zu einem sys-
temischen Transformationsprozess hin zu einer inklusiven Lehr- und Lernkultur. Insofern
wird gemaR Artikel 24 UN-BRK das Ziel verfolgt, inklusive Bildungs- und Ausbildungsange-
bote auszubauen, sodass Kinder, Jugendliche und Erwachsene auf Basis ihrer Bedarfe und
Talente eine entsprechend partizipative und inklusive Lernumgebung vorfinden. Im Rah-
men der Umsetzung des NAP Behinderung wird Inklusion gleichermalRen als Ziel und Pro-
zess verstanden. Ein inklusives Bildungssystem hat gemaR Artikel 24 UN-BRK das gemein-
same Lehren und Lernen von allen Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen zum Ziel. Daher
wird der Prozess fortgesetzt, inklusive Angebote langfristig auszubauen, um allen Menschen
die bestmaoglichen Bildungs- und Ausbildungschancen zu eréffnen. Die Férderung von Chan-
cengerechtigkeit durch die Ermdglichung von Zugangs- und Teilhaberechten zu Bildungs-
und Ausbildungsangeboten sowie deren Verankerung und der konstruktive Umgang mit
Diversitat stehen dabei als zentrale Leitprinzipien im Vordergrund. Die strategische Ausrich-
tung zur Weiterentwicklung eines inklusiven Bildungs- und Wissenschaftssystems basiert
auf dem ,Strategie- und Positionspapier zur Inklusiven Bildung und Sonderpadagogik” des
Bundesministeriums fir Bildung, Wissenschaft und Forschung und fokussiert auf folgende

Schwerpunkte:

e Starkung der Zusammenarbeit und der gemeinsamen Verantwortung zwischen Bund
und Landern zur Weiterentwicklung eines inklusiven Bildungssystems auf allen Ebenen

e Etablierung von Kompetenzzentren fiur Inklusive Padagogik (KIP) eingebettet in beste-
hende Strukturen der Bildungsdirektionen, um inklusive Kompetenzen ins Regelschul-
wesen zu transferieren und zu biindeln

e Ausbau der Inklusion im Rahmen von Schulclusterbildungen
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e Verankerung von inklusionspdadagogischer Kompetenz von Schulleitungen und Pada-
gog:innen

e Optimierung der Uberginge im Bildungs- und Wissenschaftssystem sowie zum Ar-
beitsmarkt aus Inklusionsperspektive

e Starkung der Bewusstseinsbildung fiir eine diversitatssensible Sprache

Die Umsetzung des NAP Behinderung 2022-2030, als gemeinsames Zielbild, kann nur im
standigen Austausch mit Stakeholdern gelingen. In diesem Sinne sind fiir die Umsetzungs-
phase bis 2030 die Fortfiihrung des strukturierten Dialogs und der Konsultation der Stake-

holder sowie eine wissenschaftliche Begleitung vorgesehen.

Das vorliegende Kapitel gliedert sich in ein Gbergreifendes Unterkapitel, mit zentralen An-
liegen, die sich auf die gesamte Bildungskette beziehen, sowie in weitere Unterkapitel, die
spezifische Handlungsbedarfe in den verschiedenen Bildungs- und Wissenschaftsbereichen
aufzeigen. Im Anschluss an die jeweiligen Ausgangslagen werden zentrale Zielsetzungen so-
wie zugehdrige Mallnahmen und Indikatoren im Bereich Bildung, Wissenschaft und For-
schung beschrieben. Die detaillierte Strategie des BMBWF zur Weiterentwicklung des inklu-
siven Bildungs- und Wissenschaftssystems?! mit insgesamt 50 MaBnahmen im Bereich Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung wird gesondert veroffentlicht und ist dem Beitrag des
BMBWF zum NAP Behinderung zu entnehmen. Zur Art und Weise der Umsetzung der MaR-
nahmen werden kontinuierliche, strukturierte Verhandlungen zwischen Bund, Landern und

Gemeinden gefiihrt werden.

21 Dje strategische Ausrichtung zur Weiterentwicklung eines inklusiven Bildungs- und Wissenschaftssystems
basiert auf dem ,,Strategie- und Positionspapier zur Inklusiven Bildung und Sonderpadagogik” des Bundesmi-
nisteriums fur Bildung, Wissenschaft und Forschung in Zusammenarbeit mit dem Consulting Board fir Inklu-
sion und Sonderpadagogik.

Strategie-und Positionspapier zur Inklusiven Bildung und Sonderpadagogik (2021),
https://www.bmbwf.gv.at/dam/jcr:870e31c0-e5ba-4092-a86¢c-93de670aadd2/cb inklusion 210324 2.pdf
Version in leichter Sprache: https://www.bmbwf.gv.at/dam/jcr:f2e8408d-bc45-4b8c-a8ce-
da7317d37dd4/cb_inklusion_ll.pdf
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4.1. Inklusive Bildung uiber die gesamte Bildungskette

4.1.1. Ausgangslage

Bei der Umsetzung der Vorhaben zur Etablierung eines inklusiven Bildungssystems stellen
die verfassungsrechtlich geregelten unterschiedlichen Kompetenzbereiche von Bund, Lan-
dern und Gemeinden in manchen Bereichen eine Herausforderung dar. Insofern gilt es, un-
ter Berlicksichtigung der Ausgangslage des jeweiligen Bundeslandes, gemeinsame Prozesse
flr das Zusammenspiel unterschiedlicher Akteurinnen und Akteure zu schaffen sowie be-
stehende Formate (Artikel 15a B-VG Vereinbarungen, Ressourcen- Ziel- und Leistungspldne
etc.) zielorientiert zu nutzen, um die Weiterentwicklung eines inklusiven Bildungssystems

auf allen Ebenen voranzutreiben.

Auch die Uberginge zwischen elementarer Bildung und Schule, innerhalb des Schulsystems,
zwischen Schule und Arbeitsmarkt wie auch zwischen Schul- und Hochschulsystem stellen
zentrale Herausforderungen dar. Diese Uberginge sind so zu gestalten, dass individuelle
Bedarfe, Interessen und Potenziale von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen (an)er-
kannt und Entscheidungen liber passende Bildungs- und Berufswege bestmoglich getroffen

werden kénnen.

Ein wesentlicher Erfolgsfaktor flir qualitativ hochwertige Bildungs- und Ausbildungsange-
bote ist die stetige Weiterentwicklung der Kompetenzen der Lehrenden im Umgang mit
Heterogenitat und Diversitat. Die Weiterentwicklung inklusionspadagogischer Ausbildungs
sowie Fort- und Weiterbildungsinhalte erstreckt sich von der Elementarpadagogik tGber die
Lehramtscurricula aller Altersbereiche und Facher bzw. Fachbereiche bis hin zur Erwachse-
nenbildung und dem Hochschulbereich. Auch auf Leitungsebene ist inklusionspadagogische
Kompetenz von hoher Bedeutung. Daraus ergibt sich Handlungsbedarf, dass ehemals aus-
gebildete Sonderschullehrkrafte gleichgestellt werden und zukiinftig nicht nur Sonderschu-
len, sondern dartber hinaus auch Volksschulen, Mittelschulen oder Polytechnische Schulen

leiten kbnnen.

Inklusion als gesamtgesellschaftliche Aufgabe bedeutet zudem, dass alle Organisationsein-
heiten in Bildungs-, Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen Verantwortung liberneh-
men und auch zur Bewusstseinsbildung und Umsetzung von Inklusion im jeweiligen Zu-

standigkeitsbereich beitragen. Ein wesentlicher Aspekt der Bewusstseinsbildung ist die
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Sprache, denn Sprache pragt Haltungen und schafft Realitat. Insofern ist auch auf eine Ter-
minologie zu fokussieren, die der Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen gerecht
wird, sowie auf wertschatzende inklusive Formulierungen, denen das Verstandnis eines so-
zialen Modells von Behinderung zu Grunde liegt. Strategien, Leitfdden, Schriftstiicke, Bro-
schiren und sonstige Veroffentlichungen der Bildungsverwaltung sollen nach diesen

Grundsatzen ausgerichtet werden.

Eine wissenschaftliche Begleitung ist zentral, um die stufenweise Umsetzung der im NAP
Behinderung verankerten Zielsetzungen und MaRnahmen im Bereich Bildung, Wissenschaft
und Forschung zu monitoren. Daher wird mit dem Jahr 2022 eine formative Evaluierung
Uber die Umsetzung der MaBnahmen des NAP Behinderung 2022—-2030 im Bereich Bildung,
Wissenschaft und Forschung unter Einbindung der Stakeholder nach den Standards der Eva-
luierung in der Forschungs-, Technologie- und Innovationspolitik vorbereitet und anschlie-
Rend durchgefihrt. Mit dieser formativen Evaluierung einhergehend werden auch Indika-

toren in Betracht gezogen, welche Uber die hier angefiihrten hinausgehen.

4.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(146) Ausbau von inklusiven Bildungs- und Ausbildungsangeboten hin zu einem inklusi-
ven Bildungs- und Wissenschaftssystem

(147) Etablierung von Austausch und Kooperation zwischen Bund, Lindern und Gemein-
den im Hinblick auf die gemeinsame Weiterentwicklung eines inklusiven Bildungs-
und Wissenschaftssystems

(148) Optimierung der Uberginge im Bildungs- und Wissenschaftssystem sowie zum Ar-
beitsmarkt aus Inklusionsperspektive

(149) Weiterentwicklung der Qualitat inklusiver Bildung und Ausbildung durch Starkung
inklusionspadagogischer Kompetenzen

(150) Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung fiir das Thema Inklusion Uber die gesamte
Bildungskette

(151) Starkung des inklusiven Sprachbewusstseins in der Bildungsverwaltung

(152) Laufende wissenschaftliche Begleitung und Evaluierung der im NAP Behinderung
2022-2030 verankerten MalRnahmen im Bereich Bildung, Wissenschaft und For-

schung

Indikatoren:
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e Ergebnisse der Beratungsgesprache zwischen Bund und Landern zur Gewahrleistung

der Teilhabe und Barrierefreiheit (z.B. hinsichtlich Nachmittagsbetreuung) liegen vor

und werden umgesetzt.

e Zwischenergebnisse der Beratungsgesprache zwischen Bund und Landern liegen bis
2024 vor.

e Schnittstellenlandkarte zu den Ubergéngen im Bildungs- und Wissenschaftssystem aus

Inklusionsperspektive liegt vor.

» Handlungsplan zur Verringerung von Barrieren und Optimierung der Uberginge im

Bildungs- und Wissenschaftssystem sowie zum Arbeitsmarkt aus Inklusionsperspektive

liegt vor.

e Sprachliches und inhaltliches Bewusstsein fiir Inklusion zeigt sich in der Kommunika-

tion und im Handeln der Bildungsverwaltung.

e 2025: Erster Zwischenbericht (iber die Evaluierung im Zeitraum 2022-2024 liegt vor.

e 2029: Zweiter Zwischenbericht liber die Evaluierung im Zeitraum 2025-2028 liegt vor.

e 2030: Endbericht mit Ergebnissen der Gesamtevaluierung liegt vor.

4.1.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten

181 Strukturierte Verhandlungen zwischen Bund, Landern 2022—- BMBWEF Bedeckung aus
und Gemeinden zum Ausbau inklusiver und barriere- 2030 den laufenden

. . . ) . Ktn., Stmk., Budgets
freier Bildungsangebote (z.B. barrierefreie Teilnahme an Bgld., Wien
inklusiver Nachmittagsbetreuung, schulische Assistenz, NO (,)O Sb,g
Ubergang elementare Bildungseinrichtung — Schule) Tirol, Vbg,,
Gemeinden

182 Entwicklung eines Handlungsplans zur Optimierung der ~ 2022- BMBWF, Bedeckung aus
Uberginge im Bildungs- und Wissenschaftssystem sowie 2030  BMAW gzgg'ae‘:;ce"de"
zum Arbeitsmarkt aus Inklusionsperspektive auf Basis ei-
ner Schnittstellenlandkarte (bis 2023)

183 Bereitstellung von Guidelines fiir diversitatssensible 2022— BMBWEF in Ko- Bedeckung aus
Sprache und Ausrichtung der Kommunikation (z.B. 2025  operation mit den gigg‘i;’:e"de”
Schriftstiicke, Leitfaden, Broschiiren des BMBWF) auf Bildungsdirektionen

. . . . . (Ktn., Stmk., Bgld.,
Terminologie, die der Gleichstellung von Menschen mit Wien, NO, 00, Sbg.,
Behinderungen gerecht wird Tirol, Vbg.)

184 Bereitstellung von Guidelines zur barrierefreien Gestal- 2022—- BMBWEF Bedeckung aus

tung von Veranstaltungen 2023 den laufendem
Budget

185 Beauftragung und Durchfiihrung einer formativen Evalu-  2022— BMBWF Bedeckung aus

ierung zur stufenweise Umsetzung des NAP Behinderung 2030 gigg’i‘:fe"dem
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Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten

2022-2030 im Bereich ,,Bildung, Wissenschaft und For-
schung” unter Einbindung der Stakeholder nach den
Standards der Evaluierung in der Forschungs-, Technolo-
gie-und Innovationspolitik

4.2. Elementarpadagogik

4.2.1. Ausgangslage

Der Bund ist fiir die Ausbildung von Elementarpadagoginnen und Elementarpadagogen so-
wie fiir samtliche padagogische, inhaltliche und berufsfachliche Angelegenheiten der Bil-
dungsanstalten fiir Elementarpadagogik und der Bildungsanstalten fiir Sozialpddagogik so-
wie der neuen Fachschule fiir padagogische Assistenzberufe zustandig. In enger Verknip-
fung mit der Qualitat inklusiver Bildung steht die Professionalisierung und Starkung inklusi-
onspadagogischer Kompetenzen von Elementarpadagoginnen und Elementarpadagogen
sowie Assistentinnen und Assistenten. Daher ist ein Handlungsbedarf der kommenden
Jahre die Ausbildungsinhalte im Bereich der inklusiven Elementarpadagogik weiterzuent-

wickeln.

Zusatzlich wird seitens des Bundes angestrebt, Moglichkeiten zur Starkung und Weiterent-
wicklung inklusiver Bildungsangebote fiir Kinder mit Behinderungen im Bereich der Elemen-
tarpadagogik gemeinsam mit den Bundeslandern und Gemeinden zu erarbeiten und im
Rahmen kinftiger Verhandlungen zur Art. 15a B-VG Vereinbarung einen bundeseinheitli-

chen Rahmen zu schaffen.

4.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(153) Austausch zu bundeslandspezifischen Rahmenbedingungen und Weiterentwicklung
inklusiver Bildungsangebote im elementarpadagogischen Bereich
(154) Starkung der Kompetenzen von elementarpadagogischem Personal im Bereich der

Inklusion durch Weiterentwicklung der Ausbildungen
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Indikatoren:

e Austausch zwischen Bund und Lindern ist erfolgt und konzeptionelle Uberlegungen

fiir den Ausbau der bundeslandspezifischen Weiterentwicklung inklusiver Angebote in

der Elementarpadagogik liegen vor.

4.2.3. MaRnahmen

Erweiterte Ausbildungsinhalte fiir Inklusive Elementarpadagogik liegen vor.

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten
186 Austausch zum und Ausbau inklusiver Angebote im elemen- 2022- BMBWF Bedeckung aus
o . . den laufenden
tarpadagogischen Bereich 2028 Ktn., Stmk., Budgets
Bgld., Wien,
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

187 Weiterentwicklung der Ausbildungsinhalte zur Qualifizierung ~ 2022— BMBWF Bedeckung aus
von Inklusiven Elementarpadagoginnen und Elementarpida- 2023 gigg'ae‘t’sfe"de”
gogen

188 Erweiterung der Ausbildungsinhalte zur Qualifizierung von 2024- BMBWF Bedeckung aus
Elementarpidagoginnen und Elementarpidagogen sowie As- 2028 gizglzrsfe"de”
sistentinnen und Assistenten im Bereich Inklusion

4.3. Schule

4.3.1. Ausgangslage

An vielen Schulen im Pflichtschulbereich ist die Inklusion von Schiler:innen mit Behinde-

rungen bereits Bestandteil des Schulalltags. Zur Weiterentwicklung eines inklusiven Bil-

dungssystems bedarf es eines weiteren quantitativen und qualitativen Ausbaus inklusiver

Bildungsangebote. Die gesetzlichen Grundlagen des 6sterreichischen Schulsystems berech-

tigen derzeit Eltern bzw. Erziehungsberechtigte von Kindern mit sonderpadagogischem For-

derbedarf (SPF) zur Wahlmaoglichkeit zwischen einer integrativen Beschulung von unter-

richtspflichtigen Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen in einer Regelschule oder

einer Sonderschule.

86 von 164

Nationaler Aktionsplan Behinderung 2022-2030



Osterreichweit werden 18.748 Schiiler:innen zum Teil integrativ und zum Teil inklusiv un-
terrichtet, was einem Prozentanteil von 63,6% aller Schiler:innen mit sonderpadagogi-
schem Forderbedarf an Pflichtschulen entspricht. Die Verteilung der Schiiler:innen mit SPF
auf Regelschulklassen bzw. auf die insgesamt 280 Sonderschulen variiert jedoch von Bun-
desland zu Bundesland sehr stark?2.

In Umsetzung der Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention wird Osterreich in den
nachsten Jahren die Aufgabe haben, die gesetzlichen Voraussetzungen fir ein sterreich-
weites inklusives Regelschulsystem schrittweise anzupassen, sodass inklusive Bildungsan-
gebote in ausreichendem Ausmal, entsprechender Qualitdat und angemessener individuel-

ler Unterstiitzung auf allen Ebenen weiterentwickelt werden.

Im Zuge der Bildungsreform 2017 wurde das Verfahren zur Feststellung eines sonderpada-
gogischen Forderbedarfs?® neu gestaltet. Aktuelle Daten zeigen allerdings, dass der Anteil
von Schiler:innen mit SPF im Osterreichweiten Jahresvergleich zwischen 5,4% (2014/15)
und 5,1% (2020/21) der Gesamtanzahl von Schiler:innen an Pflichtschulen schwankt. Spe-
zifische Herausforderungen stellen zudem eine Giberdurchschnittlich haufige Ausstellung ei-
nes SPF-Bescheids an Kinder mit nichtdeutscher Erstsprache und Kindern mit Staatsbiirger-
schaft auRerhalb EU/EWR?* sowie eine abweichende Geschlechterverteilung bei Schiiler:in-
nen mit SPF gegeniiber der Grundgesamtheit?> dar. Vor dem Hintergrund der genannten
Disparitaten ist daher eine Evaluierung der Vergabepraxis des sonderpadagogischen For-
derbedarfs (SPF) in Osterreich geplant. Ziel dieser Evaluierung ist es, evidenzbasierte Impli-
kationen fir die Weiterentwicklung einer 6sterreichweit einheitlichen SPF-Vergabepraxis

zu erhalten.

Fir die Planung, Umsetzung und das Monitoring bildungspolitischer Vorhaben spielt die

Verfligbarkeit valider Daten eine zentrale Rolle. U.a. sind daher derzeit das Bildungsmoni-

22 Statistik Austria zu Schiiler:innen mit sonderpadagogischem Bedarf 2020/21, https://www.statis-
tik.at/fileadmin/publications/BIZ 2020-21 Tabellenband.pdf

23 Rundschreiben Nr. 7/2019: ,Richtlinien zur Organisation und Umsetzung der sonderpadagogischen For-
derung”. Online verfligbar unter https://rundschreiben.ombwf.gv.at/rundschreiben/?id=808

24 Nationaler Bildungsbericht Osterreich 2018. Band 1. Das Schulsystem im Spiegel von Daten und Indikato-
ren (2019), https://www.igs.gv.at/ Resources/Persis-
tent/db972c5b2eb2dc267191b05ae55adb5a05b8b067/NBB_2018 Bandl v4 final.pdf, vgl. S. 163 Abb. C5.c
%5 Bericht des Rechnungshofes, Reihe BUND 2019/4: ,,Inklusiver Unterricht: Was leistet Osterreichs Schulsys-
tem?“, S. 122. Online verfugbar unter: https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/home/Inklusiver_Unter-

richt.pdf
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toring sowie die externe Evaluierung von Schulen im Aufbau. Beides ist fir die systemati-
sche Erfassung und Auswertung qualitativer und quantitativer Daten zu Schiiler:innen mit
Unterstiitzungs- und Forderbedarf sowie fiir die bedarfsorientierte Weiterentwicklung in-

klusiver schulischer Angebote in den Bundeslandern relevant.

In den im Zuge der Bildungsreform 2017 geschaffenen Bildungsdirektionen wurde der
Fachbereich Inklusion, Diversitdt und Sonderpadagogik (FIDS) eingerichtet, der die Bereit-
stellung und Koordination sonderpadagogischer und anderer Forderung zur Aufgabe hat.
Darin wurden 109 Planstellen mit Diversitdtsmanagerinnen und Diversitatsmanagern be-
setzt. Deren Kernaufgaben umfassen die Feststellung von Férderbedarfen, die Bereitstel-
lung von Fachexpertise, die Unterstlitzung regionaler bildungspolitischer Reformprojekte
sowie die Begleitung von Schul- und Clusterleitungen in allen Fragen der Inklusion, Diversi-
tat und Sonderpadagogik. Das Diversitatsmanagement ist Teil eines umfassenden Qualitats-
managements, das ein hdheres Leistungs- und Bildungsniveau sowie die Verbesserung der

Chancen- und Geschlechtergerechtigkeit zum Ziel hat.

Mit der Etablierung von Kompetenzzentren fiir Inklusive Padagogik (KIP) sollen — eingebet-
tet in bestehende Strukturen der Bildungsdirektionen — inklusive Kompetenzen ins Regel-
schulwesen transferiert und geblindelt werden, um die Bereitstellung und Umsetzung in-
klusiver Bildungsmoglichkeiten tber die gesamte Bildungslaufbahn zu ermoglichen. Die
konkrete Ausgestaltung der Kompetenzzentren fiir Inklusive Padagogik erfolgt in Zusam-
menarbeit mit den Bildungsdirektionen unter gezielter Einbindung der Sonderschulen und
in Beriicksichtigung der bundeslandspezifischen Kontexte. Die Uberginge zwischen Ele-
mentarpddagogik und Schule sowie Schule und Arbeitswelt sollen dabei ebenso miteinbe-

zogen werden.

Auch der Ausbau der Inklusion im Rahmen von Schulclusterbildungen, unter besonderer
Berlicksichtigung der Einbettung von Sonderschulen und der Starkung der Kooperation zwi-
schen Regel- und Sonderschulen, sollen zu einer Gbergreifenden sonder- und inklusionspa-
dagogischen Fachexpertise beitragen. Der Verbund mehrerer Schulen unter einer Leitung
ermoglicht eine enge Kooperation sowie eine gemeinsame Nutzung und Steuerung von Res-
sourcen auf regionaler Ebene. Somit wird die Expertise aller Schulformen wechselseitig ge-
nitzt und auch die etablierte sonder- und inklusionspadagogische Expertise fiir den Ausbau

inklusiver Regelschulen miteinbezogen.
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4.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(155) Evaluierung der bundesweiten Vergabepraxis von Bescheiden fiir sonderpadagogi-
schen Foérderbedarf (SPF)

(156) Inklusion wird als Querschnittsmaterie betrachtet, die in laufenden und zukiinftigen
Reformvorhaben verankert und immer wieder ins Bewusstsein gerufen wird.

(157) Entwicklung und Erprobung von Kompetenzzentren fiir Inklusive Padagogik im
Sinne einer Ubergreifenden sonder- und inklusionspadagogischen Fachexpertise

(158) Starkung der Zusammenarbeit in multiprofessionellen Teams

(159) Weiterentwicklung und rechtliche Verankerung von inklusiven Bildungsangeboten
(unter besonderer Beriicksichtigung der osterreichischen Gebardensprache)

(160) Bestmogliche Einbeziehung von Schiiler:innen mit spezifischem Forderbedarf in den
Regelunterricht

(161) Ausbau der Inklusion und Starkung der Kooperation zwischen Regel- und Sonder-
schulen im Rahmen von Schulclusterbildungen

(162) Ermoglichung von Inklusion auf Sekundarstufe Il mit Blick auf die Erreichung des Bil-
dungsziels der jeweiligen Schulart

(163) Steigerung der Bildungsabschliisse von Schiiler:innen mit Behinderungen bzw. Be-

eintrachtigungen im Bereich der Sekundarstufe Il
Indikatoren:

e Bundeslandspezifische Konzepte zur Umsetzung inklusiver Bildung (abgestimmt zwi-
schen dem Bund und der jeweiligen Bildungsdirektion) liegen vor.

e Beauftragung der Studie zur Vergabepraxis von Bescheiden fiir sonderpadagogischen
Forderbedarf (SPF) ist erfolgt.

e Ergebnisse der Studie zur SPF-Vergabepraxis werden als Grundlage fir weitere Hand-
lungsanleitungen genutzt.

e Inklusion ist im Bildungscontrolling und -monitoring verankert.

e Rahmenvorgaben und rechtliche Bestimmungen zu Kompetenzzentren fiir Inklusive
Padagogik liegen vor.

e Bundeslandspezifischer Umsetzungsplan zu Kompetenzzentren fiir Inklusive Padago-
gik, abgestimmt zwischen dem Bund und dem jeweiligen Bundesland und von beiden
Seiten angenommen, liegt vor.

e Multiprofessionelle Zusammenarbeit wurde im Schulbereich ausgebaut.

e Kompetenzorientierte Lehrplane liegen vor.
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gleich), ist erfolgt.

Rechtliche Verankerung von weiteren AusgleichsmaBnahmen (sog. Nachteilsaus-

e Steigerung der Inklusionsquote unter Beachtung der Ausgangslage im jeweiligen Bun-

desland

e Anzahl der Bildungsabschliisse von Schiiler:innen mit Behinderungen bzw. Beein-

trachtigungen im Bereich der Sekundarstufe Il

4.3.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit  Kosten

189 Verankerung inklusiver Bildung in den Ressourcen-, Ziel- 2022—- BMBWEF, Bedeckung aus
und Leistungspldnen der Bildungsdirektionen (bspw. Ent- 2030 Bildungsdirek- gizg'ae‘t‘:e“de”
wicklung und Umsetzung bundeslandspezifischer Kon- tionen (Ktn.,
zepte zum Ausbau inklusiver Bildung) Stmk., Bgld.,

Wien, NO, 00,
Sbg., Tirol, Vbg.)

190 Durchfiihrung einer Evaluierung der Vergabepraxis von 2022- BMBWF, Bedeckung aus
SPF-Bescheiden im schulischen Bereich aus inklusionspd- 2023 Bildungsdirek- gzgg'ae‘t‘fe"dem
dagogischer Perspektive tionen (Ktn.,

Stmk., Bgld.,
Wien, NO, OO,
Sbg., Tirol, Vbg.)

191 Beriicksichtigung inklusiver Bildung im Bildungscontrolling ~ 2023- BMBWF Bedeckung aus
und -monitoring zur Verbesserung der Datenlage 2030 gizg'ae:fendem

192 Pilotprojekte zu Kompetenzzentren fiir inklusive Pddago-  Pilot: BMBWF in Ko- Bedeckung aus
gik (KIP) und stufenweiser Ausbau von KIP in den Bildungs- 2022— operation mit den laufenden
regionen 2025 Ktn., Stmk., Beld., Budgets

Wien, NO, OO,
Ausrol- Sbg., Tirol, Vbg.
lung:
2026—-
2030

193 Ausbau und Weiterentwicklung der strategischen Diversi-  2022— BMBWEF, Bedeckung aus

titsmanagementkompetenz in den Bildungsdirektionen 2030 Bildungsdirek- gzzg‘:::enden
tionen (Ktn.,
Stmk., Bgld.,
Wien, NO, OO,
Sbg., Tirol, Vbg.)

194 Ausbau der Unterstiitzung nach dem biopsychosozialen 2022- BMBWF Bedeckung aus
Modell (u.a. Sozialarbeit, Sozialpddagogik, Schulpsycholo- 2030 gzzg'ae‘t‘sfe“de”
gie) im Schulbereich in Kooperation mit den Bundeslan- Ktn., Stmk.,
dern (in Abstimmung mit den Kompetenzzentren fur Inklu- Bgld., Wien,
sive Padagogik) NO, 00, Sbg.,

Tirol, Vbg.
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Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten

195 Entwicklung von Lehrplanen, die aus inklusionspddagogi- 2022—- BMBWEF Bedeckung aus
scher Perspektive kompetenzorientiertes Lernen ermégli- 2023
chen sowie Entwicklung kompetenzorientierter Lehrpldne
fiir Osterreichische Gebardensprache (OGS)

laufendem Budget

196 Rechtliche Verankerung weiterer Ausgleichsmafnahmen 2022- BMBWEF Bedeckung aus
(sog. ,,Nachteilsausgleich“) im schulischen Kontext zur Er- 2024
reichung der Bildungsziele?®

laufendem Budget

197 Partizipative Entwicklung von Szenarien fir die Inklusion 2023- BMBWF Bedeckung aus
von Schiiler:innen mit Behinderungen bzw. Beeintrichti- 2025 gig’gft”fe”dem
gungen zur Erreichung der Bildungsziele oder Teilbab-
schliisse davon im Bereich der Sekundarstufe I

198 Verstarkte Einbindung von Sonderschulen bei Schulclus- 2022—- BMBWEF, Bedeckung aus
terbildungen 2030 Bildungsdirek- ~ den laufenden

. Budgets
tionen (ktn.,
Stmk., Bgld.,
Wien, NO, 00,
Sbg., Tirol, Vbg.)
in Kooperation
mit den
Schulerhaltern
199 Zulassung von Pddagog:innen mit Ausbildung als Sonder- 2022 BMBWF Bedeckung aus

schullehrer:in als Leitung von Pflichtschulen

4.4. Universitaten, Hochschulen, Wissenschaft und Forschung

4.4.1. Ausgangslage

Die oOsterreichischen Universitaten und Fachhochschulen setzen mit Blick auf die Zusam-
menhange und Wechselwirkungen zwischen der Dimension Behinderung und weiteren
Diversitatsdimensionen Schritte in Richtung inklusiver Hochschulen. Die Gleichstellung von

Menschen mit Behinderungen und gesundheitlichen Beeintrachtigungen und die Barriere-

% Ein grundlegender Aspekt zu dieser MaRnahme wurde bereits umgesetzt und wird ab dem Schuljahr
2021/22 wirksam. Dies betrifft Anderungen in den Priifungsordnungen gemaR BGBI. I Nr.465/2020 (kundge-
macht am 4.11.2020) sowie das Rundschreiben Nr. 11/2021 , Priifungskandidatinnen und Priifungskandida-
ten mit Behinderungen, chronischen Krankheiten etc. Angemessene Vorkehrungen fiir Pri-fungskandidatin-
nen und Prifungskandidaten im Rahmen abschlieBender Priifungen” (veroffentlicht im April 2021).
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freiheit in Lehre und Forschung stellen einen integralen Bestandteil der Universitatsent-
wicklung (GUEP?) dar. Die Steuerungsdokumente fir die Pddagogischen Hochschulen (Ziel-
und Leistungsplan sowie Padagogische Hochschulen-Entwicklungsplan) beinhalten

ebenso diversitats- und inklusionsbezogene Aspekte.

Die Nationale Strategie zur sozialen Dimension in der Hochschulbildung?® adressiert einen
inklusiven Zugang und eine breitere Teilhabe an der Hochschulbildung. Menschen mit Be-
hinderungen und gesundheitlichen Beeintrachtigungen werden als unterreprasentierte Stu-
dierendengruppe explizit unter Gesichtspunkten der Vereinbarkeit von Studium und ande-

ren Lebensbereichen angesprochen.

Um Inklusion im Hochschulsystem bedarfsorientiert und gleichermaRen ressourceneffizient
voranzutreiben, d.h. den Zugang von Studierenden mit Behinderungen an Hochschulen
weiter zu entwickeln, gilt es, Mallnahmen zu setzen, die sowohl institutionell verankert als
auch sektorenibergreifend organisiert sind. Dahingehend besteht Handlungsbedarf, Ange-
bote fiir Studierende mit Behinderungen zu erweitern. Insofern wird als MaBnahme das
hochschullibergreifende Angebot fiir Studierende mit Behinderungen, namlich die Service-

stelle ,,GESTU — Gehorlos erfolgreich studieren”, fortgefiihrt und erweitert.

In der Ausbildung fir Padagog:innen wurde Inklusive Padagogik mit Beschluss des Bundes-
rahmengesetzes zur Einfliihrung einer neuen Ausbildung fir Padagog:innen vom 11. Juli
2013% in mehrfacher Hinsicht verankert. Die Struktur der neuen Ausbildung schafft gute
Voraussetzungen fiir zukiinftige Padagog:innen im inklusiven Umgang mit Heterogenitat in
den Schulklassen. Alle Studierenden besuchen Lehrveranstaltungen zu Diversitat und In-
klusion —verankert in den bildungswissenschaftlichen Grundlagen, in den Fachwissenschaf-
ten und Fachdidaktiken sowie in den padagogischpraktischen Studien. Zudem gibt es 6ster-
reichweit seit 2016 die Moglichkeit, im Lehramtsstudium die Spezialisierung (Sekundar-

stufe) bzw. den Schwerpunkt (Primarstufe) ,Inklusive Padagogik” zu wahlen.

7 Der Gesamt®sterreichische Universititsentwicklungsplan 2022-2027 (2019),
https://www.bmbwf.gv.at/dam/jcr:b7701597-4219-42f3-9499-264dec94506e/GUEP 2022-2027 Aktuali-
siert um_Statistik final bf.pdf

28 Nationale Strategie zur sozialen Dimension in der Hochschulbildung. Fiir einen integrativeren Zugang und
eine breitere Teilhabe (2017), https://www.bmbwf.gv.at/dam/jcr:c9a80638-7c6c-4a3f-912b-
8884cccled2a/Nationale Strategie (PDF).pdf

2 Bundesrahmengesetz zur Einfiihrung einer neuen Ausbildung fiir Pddagog:innen, BGBI. | Nr. 124/2013
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4.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(164) Gleichstellung und Férderung von Menschen mit Behinderungen im Studium sowie
in der Lehre und Forschung

(165) Sichtbarkeit von Menschen mit Behinderungen im tertiaren Sektor als Akteurinnen
und Akteure in Wissenschaft und Forschung

(166) Auf- und Ausbau von Inklusion und Barrierefreiheit (im Sinne eines umfassenden
Verstdandnisses von Barrierefreiheit) vor und wahrend des Studiums

(167) Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung fiir das Thema Inklusion im Bereich der
Hochschulen und Universitaten sowie Wissenschaft und Forschung

(168) Weiterentwicklung der Qualitat inklusiver Bildung durch Starkung inklusionspada-
gogischer Kompetenzen von Padagog:innen sowie im Bildungssystem tatiger Perso-

nen

Indikatoren:

e Barrierefreier Zugang zu Aus-, Fort- und Weiterbildung der Pddagog:innen ist gege-
ben.

* Inhalt der Ausbildung flir Pddagog:innen im Hinblick auf eine Ausweitung der Kompe-
tenzen zur barrierefreien Gestaltung des Unterrichts ist gesichert.

* Digitale Barrierefreiheit in der Aus-, Fort- und Weiterbildung fir Padagog:innen ist
etabliert und wird den unterschiedlichen spezifischen Bedarfen von Schiiler:innen ge-
recht.

e Die Fort- und Weiterbildung fiir Pddagog:innen wird (iber die jédhrliche Bedarfsmel-
dung gesteuert.

e Evaluierung der Lehramtscurricula im Hinblick auf inklusive Inhalte wurde durchge-
fuhrt, Ergebnisse werden fiir eine bedarfsgerechte Weiterentwicklung genutzt.

e Neue hochschuliibergreifende Servicestellen und Unterstiitzungsstrukturen sind ein-
gerichtet.

* Inklusion ist in den entsprechenden Steuerungsinstrumenten der Universitaten und

Hochschulen verankert.

4.4.3. Malnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten

200 Weiterentwicklung von bedarfsgerechten Ausbildungsmog- 2024 BMBWF Bedeckung aus
lichkeiten fiir Pidagog:innen in spezifischen Sparten wie laufendem Budget
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Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten
z.B. Horen, Sehen, Motorik oder Sozial-Emotionale Entwick-
lung bzw. in Heilstattenstandorten
201 Ausbau und Weiterentwicklung der digitalen Barrierefrei- 2023—- BMBWF Bedeckung aus
heit in der Aus-, Fort- und Weiterbildung fiir Padagog:in- 2030 laufendem Budget
nen
202 Begleitende Evaluierung der Lehramtscurricula im Hinblick 2022—- BMBWF Bedeckung aus
auf inklusive Inhalte durch den Qualitdtssicherungsrat 2030 laufendem Budget
203 Schrittweise Ausweitung des Projekts GESTU (Gehorlos er- 2022- BMBWF Bedeckung aus
folgreich studieren) auf weitere Hochschulstandorte unter 2024 laufendem Budget
Einbeziehung aller Hochschulsektoren und im Rahmen der Hoch-
universitdren Leistungsvereinbarungen bzw. des Fachhoch- Z:::gort
schul-Entwicklungs- und Finanzierungsplans Graz
2025-
2027
Weiterer
Hoch-
schul-
standort
204 Ausbau von Dolmetsch-Ausbildungen fiir Osterreichische 2022 BMBWEF in Bedeckung aus
Gebirdensprache (0GS) an Universititen/Fachhochschulen Bedarfs- Kooperation gizglae::e"den
auf Basis einer Bedarfsanalyse im Rahmen der universitairen  analyse =~ mit BMSGPK
Leistungsvereinbarungen bzw. des Fachhochschul-Entwick- ab 2023
lungs- und Finanzierungsplans weitere
Schritte
205 Sichtbarmachung von inklusiven Best-Practice-Beispielen 2024— BMBWF Bedeckung aus
und Projekten an Universititen, Hochschulen sowie an au- 2026 laufendem Budget
Reruniversitaren zentralen Einrichtungen im Bereich des
BMBWF
206 Fortsetzung des Projekts Promoli fiir Nachwuchswissen- 2022—- BMBWF Bedeckung aus
schaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler mit Behinde- 2024 . den laufenden
Uniko Budgets
rungen
BMSGPK
207 Auf-und Ausbau des Bereichs Inklusion und Barrierefreiheit ~ 2024- BMBWF Bedeckung aus
in Lehre und Forschung (Assistive Technology, Universal De- 2026 laufendem Budget
sign, Disability Studies) an Universitaten und Hochschulen
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4.5. Erwachsenenbildung

4.5.1. Ausgangslage

Inklusion und Chancengerechtigkeit gehdren zu den Prinzipien des Handelns des Bundes-
ministeriums fir Bildung, Wissenschaft und Forschung in der Erwachsenenbildung und sind
auch im Leitfaden zur Umsetzung der Querschnittsziele im Europaischen Sozialfonds (ESF+
2021-2027)*° verankert. Ziel ist es, benachteiligten Personengruppen, so auch Menschen
mit Behinderungen Zugang zu Erwachsenenbildungsangeboten zu ermdéglichen, indem An-
gebote inklusiver Erwachsenenbildung sukzessive aufgebaut werden und Weiterbildungs-
moglichkeiten flr Trainerinnen und Trainer in der Erwachsenenbildung zum Thema Inklu-
sion angeboten werden. Spezifische Erwachsenenbildungsangebote fiir Menschen mit Be-
hinderungen werden in erster Linie von Behindertenorganisationen und sozialen Dienstleis-

tern (z.B. BBRZ, Gehérlosen- oder Blindenver-binden, OZIV) angeboten.

Inklusion ist eine Querschnittsmaterie in allen Bereichen der Erwachsenenbildung. Schwer-
punkte sind die Ausbildung, Professionalisierung und Sensibilisierung der im Bereich der
Erwachsenenbildung titigen Personen (Trainerinnen und Trainer, Beraterinnen und Bera-
ter, Bildungsmanagerinnen und -manager etc.) sowie die Entwicklung inklusiver Bildungs-

angebote und der bestmdglichen Gewahrleistung von Barrierefreiheit.

4.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(169) Zugang zu inklusiven Erwachsenenbildungsangeboten fiir Menschen mit Behinde-
rungen

(170) Verankerung von Inklusion als Querschnittsmaterie in den vom BMBWF geforder-
ten Projekten des Europaischen Sozialfonds (ESF)

(171) Fixierung von Zielwerten zur Inklusion in den Leistungsvereinbarungen mit den Ver-

binden der Konferenz der Erwachsenenbildung Osterreichs (KEBO)

30 Operationelles Programm (OP) Osterreichs zur Umsetzung des Europdischen Sozialfonds (ESF),
http://www.esf.at/wp-content/uploads/2020/08/ESF_OP_4.0.pdf
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Indikatoren:

Inklusive Basisbildungsangebote sind vorhanden.

ferenz der Erwachsenenbildung Osterreichs (KEBO) liegen vor.

4.5.3. MaRnahmen

Inklusive Angebote zur Nachholung des Pflichtschulabschlusses sind vorhanden.

Zielwerte zur Inklusion in den Leistungsvereinbarungen mit den Verbanden der Kon-

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten

208 Sukzessiver Aufbau von Angeboten inklusiver Erwach-  2022- BMBWF Bedeckung aus
senenbildung bei den geférderten Institutionen der Er- 2030 laufendem Budget
wachsenenbildung (KEBO Leistungsvereinbarungen
und ESF-Projekte)

209 Forderung von Weiterbildungsmaoglichkeiten zum 2023- BMBWF Bedeckung aus
Thema Inklusion fiir in der Erwachsenenbildung titige 2030 laufendem Budget
Personen (z.B. Trainerinnen und Trainer)

210 Umsetzung von baulichen und technischen MaRnah- 2022- BMBWF Bedeckung aus
men als Voraussetzung fiir barrierefreie Aus- und Wei- 2030 laufendem Budget
terbildungsangebote am Bundesinstitut fiir Erwachse-
nenbildung

211 Ausarbeitung von methodischen und didaktischen Kon- 2022—  BMBWF Bedeckung aus
zepten fir die praktische Realisierung inklusiver Pro- 2024 laufendem Budget
gramme und Umsetzung der inklusiven Erwachsenen-
bildung an 2-3 Modellstandorten in Osterreich
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5.Beschaftigung

5.1. Beschiftigung allgemein

5.1.1. Ausgangslage

Artikel 27 UN-BRK legt das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf Arbeit auf
der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen fest. Dieses beinhaltet ,das Recht auf
die Méglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen, die in einem offenen, inklu-
siven und fiir Menschen mit Behinderungen zugdnglichen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld

frei gewdhlt oder angenommen wird."

In seinen Concluding Observations im Anschluss an den Dialog mit Osterreich im Jahr 2013

bemangelt der UN-Ausschuss fiir die Rechte der Menschen mit Behinderungen u.a.:

e den Umstand, dass ca. 19.000 (nach jingeren Schatzungen ca. 25.000) Menschen mit
Behinderungen in so genannten ,Geschiitzten Werkstatten" auBerhalb des ersten Ar-
beitsmarkts bei Taschengeldbezug tatig sind;

e den Umstand, dass trotz des bestehenden Ausgleichstaxsystems die Mehrheit der Ar-
beitgeber:innen ihrer Beschaftigungspflicht nicht nachkommt;

e den groBen Gender Gap zwischen Frauen mit Behinderungen und Mannern mit Behin-

derungen bei Beschaftigungslage und Entlohnung.
Der UN-Behindertenrechtsausschuss empfiehlt daher, ,,Programme, Menschen mit Behin-
derungen im offenen Arbeitsmarkt zu beschdftigen auszubauen und MafSnahmen zu setzen,
um den Gender Gap zu reduzieren.”
Offen sind aus dem ersten NAP folgende MaBnahmen:
e Modellprojekt ,Inklusive Beschaftigung”;

e Evaluierung des Gesamtkonzepts , Unterstlitzungsstrukturen” (berufliche Assistenz);

e Rechtssicherheit in Bezug auf das Vorliegen eines Arbeitsvertrags;
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e die Prifung von Arbeitsmodellen, die beispielsweise gleichzeitig stationare Behand-
lung im Rahmen der Krankenversicherung und vollversicherte Arbeitsverhaltnisse zu-

lassen, was nach derzeitiger Rechtslage nicht mdéglich ist.

In Hinblick auf die Erstellung des neuen NAP haben Nichtregierungsorganisationen aus dem
Bereich Menschen mit Behinderungen gemeinsam mit dem Behindertenanwalt des Bundes

ein Strategiepapier erarbeitet, das u.a. folgende Themenkomplexe anspricht:

e Vermeidung der Einstufung von Menschen mit Behinderungen als lebenslang ,,arbeits-
unfahig”;

e Orientierung aller Unterstiitzungsangebote am tatsachlichen individuellen Bedarf;

* Arbeitsverhaltnisse mit voller Sozialversicherung fiir Personen, die im Rahmen der Be-
hindertenhilfemalnahmen der Lander in Werkstatten tatig sind;

e Erhohung der Durchlassigkeit zum ersten Arbeitsmarkt unter Einsatz von Unterstit-
zungsstrukturen nach dem Supported Employment Modell;

* Bewusstseinsbildung betreffend die Beschaftigung von Menschen mit Behinderungen

unter besonderer Berlicksichtigung von Frauen mit Behinderungen.

Datenlage zu Menschen mit Behinderungen in Beschiaftigung

Die Rechts- und die Statistiklage in Osterreich ist durch die verfassungsméaRige Zersplitte-
rung der Kompetenzen gepragt (Bund, Lander, Gemeinden und Stadte, Selbstverwaltungs-
korper), wodurch eine nachhaltige und langfristige Planung erschwert wird. Relativ genau
ist die Datenlage nur betreffend die durch Bundesgesetze geregelten Personenkreise. So
hatten mit Stand 31.12.2021 125.771 Personen den Status ,beglnstigt behindert” (§ 2
BEinstG). Davon waren 59.928 unselbstandig und 3.746 selbstandig beschaftigt. 383.760
Personen hatten einen Behindertenpass (§ 40 BBG; Stand: 28.02.2022).

Im Jahresdurchschnitt 2021 waren 60.006 , begiinstigte Behinderte” im erwerbsfahigen Al-
ter unselbstandig beschaftigt. Das sind um 6,6% mehr als im Jahr 2010. Gestiegen ist der
Bestand an Beschéftigten in den Altersgruppen ,15—-24 Jahre” und ,45+“, gesunken hinge-
gen in der Altersgruppe ,25-44 Jahre”.

Im Jahr 2021 ist die Arbeitslosenquote der ,beglinstigten Behinderten” bei 7,8% gelegen.
Sie ist gegenliber dem Jahr 2010 um insgesamt 0,5 Prozentpunkte gestiegen, wobei zwi-
schen 2010 und 2015 ein Quotenanstieg und seit 2016 ein Quotenriickgang zu verzeichnen

ist.
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Die Daten der Lénder in den MaRRnahmen der ,,Behindertenhilfe“ sind hochst unterschied-
lich. Ca. 25.000 Personen waren 2021 in Einrichtungen der Lander unfallversichert (§ 8 Ab-
satz 1 Ziffer 3 Buchstabe m ASVG).

Keine validen Daten gibt es Gber Menschen mit Behinderungen, die nach Absolvierung der
Schulpflicht an keinen weiteren BeschaftigungsmaRnahmen teilnehmen.

Arbeitsmarktpolitische Situation fiir Menschen mit Behinderungen

Menschen mit Behinderungen haben grundsatzlich Zugang zu allen MaRnahmen der allge-
meinen Arbeitsmarktpolitik, in der Praxis allerdings nur, wenn sie nicht als arbeitsunfahig
eingestuft werden. Oft scheitert die Arbeitsmarktintegration auch daran, dass es kein pas-
sendes Angebot gibt. Die Kluft zwischen Stellen am ersten und zweiten Arbeitsmarkt ist so
grol’, dass man entweder in keines der beiden Angebote passt oder die Teilhabe am ersten

Arbeitsmarkt (u.a. aus dem zweiten Arbeitsmarkt kommend) nur schwer moglich ist.

Das AMS erhebt, ob Kund:innen gesundheitliche Vermittlungseinschrankungen (darunter
anerkannte Behinderungen) haben und nimmt im Betreuungsverlauf darauf Riicksicht. Die
maximale Verweildauer in MalRnahmen des AMS ist dabei allerdings kurz bemessen. Insbe-
sondere Menschen mit Lernbehinderungen bendétigen langerfristige Betreuung, die zumeist
nicht vorgesehen ist. Dadurch sind viele Menschen mit Lernbehinderungen de facto von der
Teilnahme ausgeschlossen.

Seitens des Sozialministeriumservice werden (iber die Angebote des AMS hinausgehende
Unterstlitzungsmallnahmen fiir Menschen mit Behinderungen zur Verfligung gestellt. Ju-
gendliche mit Behinderungen kdnnen nach Absolvierung der Schulpflicht bundeseinheitli-
che Forderangebote des Sozialministeriumservice an der Schnittstelle Schule — Ausbildung

— Beruf in Anspruch nehmen.

Seitens der Lander werden gezielt MalBnahmen wie Arbeitsintegration, Berufsqualifizierung
und Berufsintegration fir Menschen mit Behinderungen, die sich an der Schnittstelle zwi-

schen arbeitsfahig und arbeitsunfahig befinden, gesetzt.

Insgesamt benotigt es jedoch aus Sicht der Organisationen von Menschen mit Behinderun-
gen vermehrt inklusive Malnahmen fiir Menschen mit Behinderungen unabhangig von de-
ren Status (Arbeitsfahigkeit, Zugehorigkeit zum Personenkreis der begiinstigten Behinder-

ten, etc.).
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Netzwerk Berufliche Assistenz (,NEBA“)

Das Netzwerk Berufliche Assistenz umfasst Jugendcoaching, AusbildungsFit, Berufsausbil-
dungsassistenz, Arbeitsassistenz und Jobcoaching. Dieses Angebot wird seit 2021 um ein
partizipativ entwickeltes Pilotprojekt ,NEBA Betriebsservice” erweitert, durch das Unter-

nehmen ermutigt werden sollen, Menschen mit Behinderungen einzustellen.

Von den NGOs wird kritisiert, dass in manchen Bereichen der Zugang zu den Angeboten
weitgehend auf die Personenkreise limitiert ist, die der Bundeskompetenz zuzuordnen sind.
Weiters kritisiert wird die Anbindung der Personlichen Assistenz am Arbeitsplatz an be-
stimmte Pflegestufen nach dem Bundespflegegeldgesetz, womit aus der Sicht der Organi-

III

sationen eine Orientierung am ,, medizinischen Modell“ gegeben ist.

5.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(172) Menschen mit Behinderungen sollen gleichberechtigt am Arbeitsmarkt teilhaben.
Die Arbeitslosenquote von Menschen mit Behinderungen soll der Gesamtarbeitslo-
senquote angeglichen werden.

Indikator: Arbeitslosenquote von Menschen mit Behinderungen im Vergleich zur
Gesamtarbeitslosenquote

(173) Die Zusammenarbeit zwischen dem AMS, Sozialministeriumservice und den Lan-
dern soll verstarkt werden, um eine abgestimmte Weiterentwicklung der Unterstiit-
zungssysteme in den Bereichen Arbeit und Arbeitsmarkt zu erreichen und die Durch-
lassigkeit zum Arbeitsmarkt zu erhdhen.

(174) Es soll eine Datenlage geschaffen werden, um alle Personengruppen, die fir inklu-
sive Arbeit am ersten Arbeitsmarkt in Frage kommen, valide zu erfassen.

Indikator: Vorliegen einer strukturierten Datenverkniipfung mit regelmaligen Be-
richten

(175) Die Kriterien zur Abklarung der beruflichen Einsatzmoglichkeiten von Menschen mit
Behinderungen sollen standardisiert sowie vereinheitlicht und dabei die frihzeitige
Feststellung einer Arbeitsunfihigkeit vermieden werden. Die Einstufung von Perso-
nen unter 25 Jahren als ,,lebenslang arbeits- oder erwerbsunfahig” soll durch ein
Konzept der gemeinsamen Erarbeitung eines Unterstiitzungsbedarfsplans ersetzt
werden. Auf lange Sicht soll eine Prifung dahingehend angedacht werden, dass der
Begriff ,,arbeitsunfahig” nur mehr in Zusammenhang mit dem vorzeitigen freiwilligen

Ausscheiden aus dem Erwerbsleben eine Rolle spielen soll (z.B. Invaliditdtspension).
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Indikator: Anzahl der Menschen mit Behinderungen unter 25 Jahren mit dem Status
»arbeitsunfihig”

(176) Es soll verhindert werden, dass Menschen mit Behinderungen bei Arbeitsversuchen
ihre Einkommensersatzleistungen verlieren.
Indikator: Vorliegen entsprechender gesetzlicher Grundlagen und Praktiken

(177) Es sollen Modelle entwickelt werden, die beispielsweise gleichzeitig stationare Be-
handlung im Rahmen der Krankenversicherung und vollversicherte Arbeitsversuche
zulassen.
Indikator: Vorliegen entsprechender gesetzlicher Grundlagen und Praktiken

(178) Auch fiir Menschen mit hohem Unterstiitzungsbedarf sollen sozialversicherungs-
pflichtige Dienstverhdltnisse am ersten Arbeitsmarkt ermdéglicht werden.
Indikator: Vorliegen von Arbeitsverhaltnissen von Personen, die zuvor in Werkstat-

ten unfallversichert waren

5.1.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten
212 Verbesserung der Datenlage anhand einer Studie zu bis BMAW Festlegung der
Bildungs- und Arbeitsmarktsituation von Menschen 2023 Kosten erfolgt
. K bei Budgetmit-
mit Behinderungen telaufteilung
213 Aufbau einer bundesweiten Datenbank zum Thema 2022—- BMSGPK 1,35 Mio €
»inklusive Beschaftigung” in Zusammenarbeit mit der 2030 Ktn. Stmk
Statistik Austria einschlieRlich jahrlichen Berichten an ng'j' Wie;
die Offentlichkeit bzw. politische Stakeholder (Finan- NO C,)O Sb’g
zierung durch Bund; die Lander zur Mitwirkung einge- TR
Tirol, Vbg.
laden)
214 Arbeitsgruppe unter Beteiligung der Behindertenorga- 2026 BMSGPK Kosten vom
feati _ Ressortbudget
nisationen zur Pl.anung neuer l\/_lal'inahmen auffir%md Ktn., Stmk., abgedeckt
lage der durch die Datenbank ,inklusive Beschafti- Bgld., Wien
gung” erhobenen Daten NG, 00, Shg.,
Tirol, Vbg.
215 Konzept zur Vermeidung von automatischer Arbeits- 2022— BMSGPK, 1,5 Mio €
unfahigkeitsfeststellung bei Jugendlichen unter 25 2023 BMAW
JaAhLer.'ltdur:'hhc.jli fiztgefuhrte Begleitgruppe zur Studie Ktn., Stmk.,
»Arbeitsunfahigkei Bgld., Wien,
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.
216 Partizipative Entwicklung von Konzepten zur standar- 2023— BMSGPK, Kosten von Res-
disierten Feststellung des Unterstiitzungsbedarfs bei 2025 BMAW ;Z:::Iigm ab-
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Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten
Jugendlichen unter 25 Jahren zur Ermdglichung beruf- Ktn., Stmk.,
licher Inklusion Bgld., Wien,

NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

217 InformationsmaBnahmen zum Bild von Menschen mit  2023-  BMSGPK Festlegung der
Behinderungen in der Arbeitswelt unter Einbindung 2030 E:isgeundzgtonlﬁt_
von Behindertenorganisationen und Sozialpartner telaufteilung

218 Arbeitsgruppe zur Entwicklung von Qualitatskriterien 2023 BMSGPK, Kosten von Res-
fiir Arbeitsvertrage von Menschen mit Behinderungen BMAW Szgsculigets ab-
in geforderten Arbeitsverhaltnissen (Einbeziehung von &
Arbeitsrechtsexpert:innen und Menschen mit Behin-
derungen)

219 Entwicklung von durchldssigen Modellen zur Ermogli- 2025 BMSGPK, Sozial-  Kostenvom
chung von Arbeitsversuchen, insbesondere von Men- partner Ressortbudget

. . . L abgedeckt
schen mit psychischen Behinderungen, unter Einbin-
dung von Erfahrungsexpert:innen
220 Ausbau der Beratungs- und Betreuungseinrichtungen  2022- BMAW, AMS Festlegung der
flr arbeitsmarktferne Menschen mit Behinderungen 2030 Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
(BBEN) telaufteilung
5.2. Berufsausbildung

5.2.1. Ausgangslage

Es gilt als unbestritten, dass Bildung den Schliissel fiir eine inklusive Arbeitswelt darstellt.

Junge Menschen, die nur die Pflichtschule besucht haben, haben im Vergleich zu Jugendli-

chen mit dartiber hinaus gehender Ausbildung ein dreimal héheres Risiko, spater von Ar-

beitslosigkeit betroffen zu sein und ein viermal hoheres Risiko, nur eine Hilfsarbeit auszu-

Uben. Auch gesundheitliche oder soziale Probleme kénnen die Folge sein.3!

Durch inklusive Ausbildungsmaoglichkeiten sollen junge Menschen mit Behinderungen gar

nicht erst in die Tagesstruktur eintreten, sondern am ersten Arbeitsmarkt Ful} fassen.

31 Bundesministerium fur Arbeit, https://ausbildungbis18.at/fuer-organisationen/, abgerufen am 06.04.2022
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Ausbildung bis 18

Die Ausbildung bis 18 oder ,, Ausbildungspflicht” zielt darauf ab, dass alle jungen Menschen
— einschlielRlich Jugendliche mit Behinderungen und hohem Unterstlitzungsbedarf — eine
Uber die Pflichtschule hinausgehende Ausbildung abschlieRen und tragt so zu einem gerech-

teren Zugang zum Schul- und Ausbildungssystem fiir alle Jugendlichen bei.

Dennoch gibt es junge Menschen mit Behinderungen, die nach Ende der Schul- bzw. Ausbil-
dungszeit zu Hause bleiben, weil fiir sie kein weiteres inklusives Ausbildungsangebot be-
steht.

Unterstiitzung am Ubergang Schule/Beruf bietet das Netzwerk Berufliche Assistenz (NEBA)
mit Jugendcoaching, AusbildungsFit und der Arbeitsassistenz (in manchen Bundesldndern
eigene Jugend-Arbeitsassistenz). Die niederschwelligen Vormodule von AusbildungsFit
(VOPS) bieten neu die Moglichkeit zu stundenweiser Anwesenheit und sollen als Alternative
zur Tagesstruktur weiter ausgebaut werden. Die lehrabschlussorientierten Angebote der
,Ausbildungsgarantie bis 25“ (Facharbeiter:innen-Intensivausbildungen, betriebliche Lehr-
stellenférderung, UBA, Arbeitsplatznahe Qualifizierungen (AQUA), LAP-Vorbereitungs-
kurse) richten sich an junge Erwachsene mit hochstens Pflichtschulabschluss oder mit auf

dem Arbeitsmarkt nicht mehr verwertbaren Abschlissen.

Berufsausbildung (§ 8b BAG) und Betriebliche Lehrstellenférderung (§ 19c BAG)

Die Berufsausbildung in verlangerter Lehrzeit gemal} § 8 b Absatz 1 BAG (Lehrvertrag und
Abschluss mit Lehrabschlusspriifung) oder in Teilqualifikation gemal} § 8b Absatz 2 BAG
(Ausbildungsvertrag und Abschluss mit Abschlusspriifung entsprechend der Teilqualifika-
tion) stehen benachteiligten Jugendlichen, darunter sind auch Jugendliche mit Behinderun-

gen im Sinne des BEinstG bzw. des jeweiligen Landesbehindertengesetzes zu sehen, offen.

Die Ausbildung soll vorrangig in Lehrbetrieben erfolgen. Lehrlinge und Betriebe bekommen
durch die Berufsausbildungsassistenz (BAS), deren Kostentrdger das Sozialministeriumser-
vice ist, Unterstlitzung. In einzelnen Bundeslandern stellt das AMS auch die BAS im Rahmen

der Uberbetrieblichen Lehrausbildung (UBA) zur Verfiigung.

Bei Vorliegen gesundheitlicher Griinde kann eine Reduktion der regularen taglichen oder

wochentlichen fiktiven Normalarbeitszeit vereinbart werden.
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Seit der Einflihrung dieser Ausbildungsmoglichkeit im Jahr 2003 ist ein kontinuierlicher An-
stieg der Zahl der Personen, die eine Berufsausbildung gem. § 8b BAG absolvieren, zu ver-

zeichnen.

Die Berufsausbildungsassistenz richtet sich an Jugendliche mit Behinderungen, denen die
Absolvierung einer Lehre unter den allgemeinen Rahmenbedingungen nicht mdglich ist,

und wird wahrend der gesamten Ausbildungszeit bereitgestellt.

Zusatzlich wurden fir die berufliche Integration von Jugendlichen mit Behinderungen, die
keine Ausbildung gemaR § 8b BAG absolvieren, in den letzten Jahren abgestimmte Mallnah-
men und Forderinstrumente, wie z.B. das Lehrlings- und Lehrbetriebscoaching ,Lehre statt

Leere” (https://www.lehre-statt-leere.at) im Rahmen der betrieblichen Lehrstellenforde-

rung entwickelt. Jugendliche mit einem Grad der Behinderung von mehr als 30 % sind Ziel-
gruppe der BAS und kdénnen, sofern sie eine betriebliche Lehre absolvieren, am Lehrlings-
coaching teilnehmen, welches seinerseits nicht ausschlieBlich fiir Jugendliche mit Behinde-
rungen konzipiert ist. Die Betreuung durch die BAS schlieBt jedenfalls vom Lehrlings-

coaching aus.

Die Bundeslander fordern die berufliche Teilhabe von Menschen mit erheblich verminder-

ter Arbeitsfahigkeit im Rahmen der Behindertenhilfe.

5.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(179) Die unterstutzenden Angebote zur Forderung der beruflichen Teilhabe von Jugendli-
chen mit Behinderungen sollen bedarfsgerecht und flichendeckend angeboten wer-
den, auch fiir Jugendliche mit hohem Unterstiitzungsbedarf.

Indikatoren: Anzahl der Ausbildungsverhaltnisse gemal § 8b Absatz 1 und Absatz 2
BAG in Unternehmen und in Ausbildungseinrichtungen im Vergleich zu den Vorjah-
ren; Forderfalle im Rahmen des Lehrlings- und Lehrbetriebscoachings als Teil der be-
trieblichen Lehrstellenforderung gemaR § 19c BAG; Anzahl der Jugendlichen mit Be-
hinderungen, die im Rahmen der Berufsausbildungsassistenz betreut werden; An-
zahl der Betriebe, die gemal} § 8b Absatz 1 und Absatz 2 BAG ausbilden

(180) Die Angebote sollen in ihrem systemischen Zusammenwirken evaluiert werden. Da-

bei soll ein besonderer Fokus auf das Ubergangsmanagement zwischen den einzel-
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nen Etappen des Betreuungspfades fiir Jugendliche mit Behinderungen gelegt wer-

den. Die Bedarfe von Jugendlichen mit psychosozialen Behinderungen sollen beson-

dere Berlicksichtigung finden.

Indikator: Vorliegen der Evaluierung und entsprechende Umsetzung

(181) Es sollen alternative Ausbildungsmoglichkeiten seitens der Bundeslander geschaf-

fen werden, um das Qualifikationsniveau von Jugendlichen mit Behinderungen zu

steigern.

Indikator: Vorhandensein entsprechender Ausbildungsmaoglichkeiten

5.2.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten

221 Bedarfsanalyse an der Schnittstelle Schule - Ausbil- 2023- BMSGPK 200.000 €
dung - Beruf gemeinsam mit Stakeholdern; Finanzie- 2024 Ktn. Stk
rung allfalliger externer Begleitung durch den Bund Bgld., Wien,

NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

222 Auswertung der Daten Uber Frauen und Madchen mit 2025 BMSGPK, AMS  Kosten von Res-
Behinderungen auf Grundlage der neuen Datenbank ;:;t::ligets ab-
(MaBnahme 5.1.3.) und MaBBnahmenplanung unter
Einbeziehung der Stakeholder und Behindertenorgani-
sationen

223 Beteiligung der Behindertenvertreter:innen bei der Er-  2022- BMAW Festlegung der
stellung kiinftiger Novellen zum BAG 2030 Kosten erfolgt

bei Budgetmit-
telaufteilung

224 Zielgruppenaddquate Weiterentwicklung der Prifungs- 2022- BMAW Festlegung der
methoden und begleitender Instrumente/Materialien 2030 ES;ZZ:;EL
fir die Lehrabschlusspriifung telaufteilung

225 Entwicklung digitaler Instrumente zur Unterstiitzung 2022- BMAW Festlegung der
des Lernprozesses im Rahmen der Projektférderungin 2030 E:?;ZZ:SL%L
der betrieblichen Lehrstellenforderung telaufteilung

226 Einrichtung von QualifizierungsmaBnahmen fir Ju- 2023- BMSGPK Festlegung der
gendliche mit Behinderungen und Menschen mit sehr 2030 Kosten erfolgt

. . Ktn., Bgld., bei Budgetmit-
hohem Unterstitzungsbedarf zur Erlangung eines Lehr- Wien NO. 0O, telaufteilung
abschlusses oder eines Abschlusses einer Teilqualifizie- Lo

Sbg., Tirol,
rung Vbg.
227 Ausbau und Weiterentwicklung der MaRnahmen fiir 2022- AMS, BMSGPK  Festlegung der
. . . _ Kosten erfolgt
Menschen r.mt Be.hlndfrung?n zur Erfullung der ,Aus 2030 Ktn., Bgld., bei Budgetmit-
bildungspflicht bis 18“ auf Linderebene Wien, NO, 00, telaufteilung
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Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit Kosten

Sbg., Tirol,
Vbg.

5.3. Forderungen zur beruflichen Teilhabe

5.3.1. Ausgangslage

Die Arbeitsmarktsituation von Menschen mit Behinderungen war seit Marz 2020 vor allem
auch durch die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie gepragt. Im Jahresdurchschnitt
2021 waren insgesamt 81.609 Personen mit gesundheitlichen Vermittlungseinschrankun-
gen arbeitslos gemeldet. Dies bedeutete einen Rickgang von -9,7% gegeniiber dem Ver-
gleichszeitraum des Vorjahres, in welchem die wirtschaftlichen Auswirkungen der Pande-
mie ihren Hohepunkt erreicht hatten. Darunter waren 13.639 Personen mit Behinderungen
im engeren Sinn (-6,5% gegeniiber dem Vorjahr). Betrachtet man in dieser Gruppe die 4.886
arbeitslosen Personen mit Behinderungen mit der Codierung , Beglinstigt nach BEinstG", so

gab es hier einen Riickgang von -7,7%% gegentiber dem Vorjahr.

Obgleich die Arbeitslosigkeit (auch von Menschen mit Behinderungen) durch im Zuge der
COVID-19-Pandemie notwendige und gesetzte MaBnahmen und die wirtschaftliche Ent-
wicklung stabilisiert werden konnte (Vergleich Dezember 2019 zu Dezember 2021), bedarf
es weiterhin gezielter Anstrengungen zur Abfederung der Auswirkungen der Pandemie auf

Menschen mit Behinderungen am Arbeitsmarkt.

Das wirkt sich auch auf die Liquiditat des Ausgleichstaxfonds aus, dessen Einnahmen nur
mit dem Pensionsanpassungsfaktor steigen, wahrend Ausgaben u.a. aufgrund Kollektivver-

tragssteigerungen und Inflation in einem hoheren AusmaR steigen.

Um Menschen mit gesundheitlichen Einschrankungen bei der beruflichen Teilhabe bzw. bei
der Sicherung des Arbeitsplatzes zu unterstiitzen, wird das Programm fit2work als Bera-
tungsangebot mit dem Schwerpunkt auf beruflicher Sekundarpravention und (betriebli-

cher) Wiedereingliederung bereitgestellt.
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Die Integrativen Betriebe stellen seit nunmehr lGber 40 Jahren Arbeits- und Ausbildungs-
platze flir Menschen mit Behinderungen bereit. Im Jahr 2021 wurden 1.671 Arbeitsplatze

sowie 180 Ausbildungsplatze fir Menschen mit Behinderungen zur Verfligung gestellt.

Neben den Angeboten des Bundes sehen auch die Bundeslander im Rahmen der Behinder-
tenhilfe MalRnahmen zur Ermdglichung der beruflichen Teilhabe von Menschen mit Behin-

derungen am ersten Arbeitsmarkt vor.

5.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(182) Der NEBA-Betreuungspfad fiir Personen im Haupterwerbsalter soll ausgebaut und
weiterentwickelt werden.

Indikator: Vorliegen von Angeboten fir und Anzahl der Teilnahmen von Menschen
mit Behinderungen im Haupterwerbsalter an diesen Angeboten

(183) Um den Beschaftigungsanteil von Menschen mit Behinderungen am ersten Arbeits-
markt zu erhéhen, sollen die Lohnforderungen der Lander erhoht und friihzeitiger
angesetzt werden. Bestehende Zuschisse sollen durch Verlangerung des Gewah-
rungszeitraumes entbirokratisiert werden.

(184) Zur Schaffung einer ausgewogenen Beschaftigungsquote soll Gender-
Mainstreaming bei der Setzung von MalRnahmen fiir Menschen mit Behinderungen
bericksichtigt werden und MalRnahmen zur Verbesserung der Beruflichen Teilhabe
von Frauen mit Behinderungen entwickelt werden.

Indikator: Verhaltnis Frauen in Angeboten und spezielle Angebote fiir Frauen mit
Behinderungen

(185) Das Potential der Integrativen Betriebe zur Beschaftigung und Ausbildung von Men-
schen mit Behinderungen, die im ersten Arbeitsmarkt keine bzw. noch keine Be-
schéaftigung finden, soll ausgeweitet werden.

Indikator: Anzahl der Menschen mit Behinderungen in Integrativen Betrieben in
Beschaftigung oder in Ausbildung sowie Anzahl erfolgreicher Platzierungen auf dem
Arbeitsmarkt
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5.3.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten
228 Bedarfsgerechte Weiterentwicklung von Jugend- 2023- BMSGPK 8 Mio €
coaching vor und in Tagesstrukturen 2025 Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
NO, 00, Shg.,
Tirol, Vbg.
229 Weiterentwicklung der Angebote zur Beruflichen Teil- 2022- BMSGPK, AMS 13,5 Mio €
habe fiir Personen im Haupterwerbsalter, Fokus auf 2030
r it Behind Ktn., Stmk.,
rauen mit Behinderungen Bgld., Wien,
NO, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.
230 (Weiter-)Entwicklung von Konzepten (inner-)betriebli- 2022- BMSGPK, Sozi- 13,5 Mio €
cher UnterstiitzungsmaBBnahmen (Betriebsservice, 2025 alpartner
Mentoring)
231 Evaluierung aller Férderungen der Beruflichen Teilhabe ab BMSGPK Festlegung der
von Menschen mit Behinderungen, auch in ihrem Zu- 2023 Kosten erfolgt
. . . .. . Ktn., Stmk., bei Budgetmit-
sammenwirken mit Individualférderungen und sonsti- Bgld., Wien telaufteilung
gen Angeboten; Bedarfserhebung auch unter regionalen NO 60 Sb'g
Gesichtspunkten, Einrichtung einer Begleitgruppe unter Tirc;l Vk;g N
Beteiligung von NGOs und Lindern e
232 Anpassung der NEBA-Angebote (einschlieRlich Personli-  2025—-  BMSGPK Festlegung der
cher Assistenz am Arbeitsplatz) an den tatsdchlichen Be- 2030 ng;eundz:f;g;_
darf auf Grundlage der Evaluierungsergebnisse; Einbin- telaufteilung
dung von Peer Counselling und Konzepten fiir Gender-
gerechtigkeit
233 Weiterentwicklung der Arbeitsassistenz mit begleiten- 2023- BMSGPK Festlegung der
der Evaluierung unter Einbeziehung von Menschen mit 2025 EZ?;eundZ:ergi:-
Behinderungen telaufteilung
234 Bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Berufsausbil- 2022- BMSGPK 8 Mio €
dungsassistenz 2030
235 Pilotprojekt inklusive Arbeit inklusive Erarbeitung eines 2026 BMSGPK Festlegung der
Leitfadens ,Ermittlung des Unterstiitzungsbedarfs” Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung
236 Ausweitung von Arbeitsplatzen fir Menschen mit Be- 2021- BMSGPK 6,6 Mio €
hinderungen in den Integrativen Betrieben 2023 ATF-Anteil
237 Ausweitung von Ausbildungsplatzen fiir Menschen mit 2021- BMSGPK 2,1 Mio €
Behinderungen in den Integrativen Betrieben 2023
238 Weiterentwicklung von fit2work fiir Arbeitslose, Arbeit- 2022— BMAW, AMS Festlegung der
nehmer:innen mit Behinderungen oder chronischen Er- 2030  BMSGPK, SV EZ?;eu"dZ:ergi:_
krankungen; auch um soziale Aspekte telaufteilung
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5.4. Behinderteneinstellungsgesetz

5.4.1. Ausgangslage

Das Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG) ist auf Bundesebene das zentrale Instrument
fir MalRnahmen einer sich gezielt an Menschen mit Behinderungen richtenden Arbeits-
marktpolitik. Dieses fokussiert stark auf die Rolle der begiinstigten Behinderten. Im Laufe
der Zeit kam es, insbesondere zur Vermeidung friihzeitiger Stigmatisierung, zu einer Wei-
terentwicklung der im BEinstG normierten MalRnahmen, indem sie flir erweiterte Personen-

gruppen (z.B. Behindertenpassinhaber:innen) gedffnet wurden.

Zur Umsetzung der Vorgaben aus der UN-BRK bedarf es auch in Zukunft weiterer Entwick-
lungen im Bereich des Diskriminierungsschutzes und die Entwicklung von sozialen Diagnos-
tikinstrumenten, die liber das medizinische Modell von Behinderung und die Begutachtung

lediglich durch Arzt:innen hinausgehen.

Im Bereich der Mehrfachdiskriminierungen gibt es trotz entsprechender Bemiihungen in

der Vergangenheit immer noch Schnittstellenprobleme.3?

5.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(186) Das BEinstG soll durch die in Zusammenhang mit Kapitel 1.2. stehenden konzeptuel-
len Anndherungen an das soziale bzw. menschenrechtliche Modell von Behinde-
rung sowie durch eine Verbesserung des Antidiskriminierungsrechts weiterentwi-
ckelt werden.

(187) Der Diskriminierungsschutz von Arbeitnehmer:innen mit Behinderungen soll weiter-
entwickelt werden. Besonderer Schutz bei Mehrfachdiskriminierungen soll gewahr-
leistet sein.

(188) Auch Menschen mit Behinderungen, die nicht dem Personenkreis der beglinstigten
Behinderten angehoren, sollen in den Fokus gestellt werden. Insbesondere junge
Menschen mit Lernbehinderungen sollen eine reale Chance erhalten, auf dem allge-

meinen Arbeitsmarkt teilzuhaben.

32 Sjehe Konvention zur Beseitigung jeder Form der Diskriminierung der Frauen (CEDAW), https://tbinter-
net.ohchr.org/ layouts/15/treatybodyexternal/Download.aspx?symbolno=CEDAW/C/AUT/CO/9&Lang=En
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Indikator: Anzahl geférderter Arbeitsverhiltnisse ohne Vorliegen einer Begiinstig-

teneigenschaft

(189) Die Behindertenvertrauenspersonen sollen gestarkt und sichtbar gemacht werden.

(190) Die Liquiditat des Ausgleichstaxfonds (ATF) soll sichergestellt werden.

Indikator: Etablierung von Kommunikations- und Austauschkanalen zwischen den

Behindertenvertrauenspersonen sowie Steigerung der Sichtbarkeit in den Unterneh-

men/Dienststellen

Indikator: Vorliegen entsprechender gesetzlicher Regelungen

5.4.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten

239 Vermehrte Vernetzung des Sozialministeriumserviceim 2024—  BMSGPK, Festlegung der
Bereich Mehrfachdiskriminierung (BEinstG) mit den In- 2030 BMAW, BKA Ezisgeu"dzgtoﬁt_
stitutionen des Gleichbehandlungsrechts telaufteilung

240 Arbeitsgruppe zur Starkung des Diskriminierungsschut- ~ 2025-  BMSGPK, Kosten von Res-
zes bei Mehrfachdiskriminierung im Beschaftigungskon- 2030 BMAW ;::::Iigets ab-
text

241 Schaffung und Ausbau von Anreizen fiir Betriebe zur 2024-  BMSGPK Festlegung der
Einstellung von nach BEinstG forderbaren Menschen mit 2030 EZ?tBeu”degt"nLgi:_
Behinderungen, die nicht als beglinstigte Behinderte telaufteiung
eingestuft sind

242 Diskussion von MalRnahmen zur Sicherstellung der Li- 2022-  BMSGPK, BMF Festlegung der
quiditit des ATF unter Einbeziehung der Sozialpartner 2030 E:?;”é:gﬁ_
und Behindertenorganisationen sowie des BMF; gege- telaufteilung
benenfalls legistische Umsetzung

243 Arbeitsgruppe zur Weiterentwicklung des Behinderten-  2023-  BMSGPK Kosten von Res-
einstellungsrechts einschlieRlich des Gleichstellungs- 2030 SZ:::k‘igEts ab-
rechts in der Arbeitswelt unter Einbeziehung von Men- &
schen mit Behinderungen und der Sozialpartner

5.5. Gesundheit im Betrieb

5.5.1. Ausgangslage

Artikel 27 UN-BRK verpflichtet Osterreich sicherzustellen, dass am Arbeitsplatz angemes-

sene Vorkehrungen fiir Menschen mit Behinderungen getroffen werden. Daher miissen im
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Rahmen des Arbeitnehmer:innenschutzes/Bundes-Bedienstetenschutzes die gesetzlichen
Verpflichtungen zur Gewahrleistung des Schutzziels eines sicheren und gesunden Arbeits-

platzes fir alle Arbeitnehmer:innen umgesetzt werden.

Die Arbeitsstattenverordnung (AStV) enthélt Regelungen zur barrierefreien Gestaltung von
Arbeitsstatten, allerdings fokussiert auf Mobilitdtsbeschrankungen.

Um aufwendige und damit teure Umbauarbeiten zu vermeiden, soll ,,anpassbar barriere-

frei” gebaut werden —im Sinne des Ansatzes , Design for All“.

Das Arbeitsumfeld soll moglichst so gestaltet werden, dass alle Arbeitnehmer:innen alle Be-
triebsbereiche barrierefrei nutzen kénnen. Dabei ist zu berlicksichtigen, dass Menschen
immer alter werden und sich die Leistungsfahigkeit in den einzelnen Lebensabschnitten

wandelt.

Stress, schlechtes Arbeitsklima, Uberbelastung und weitere Faktoren stellen insbesondere
flir Menschen mit psychischen Erkrankungen Barrieren dar. Im Zuge der Evaluierung psy-
chischer Belastungen am Arbeitsplatz, die gemaR Arbeitnehmer:innen/Bundes-Bedienste-
tenschutzgesetz verpflichtend vorgesehen ist, miissen die Gefahren durch arbeitsbedingte
psychische Belastungen ermittelt und geeignete MalRnahmen festgelegt werden, um diese

erfolgreich zu beseitigen bzw. zu verringern.

Bei den freiwilligen MaRnahmen der Betrieblichen Gesundheitsforderung (BGF) ist dafiir
Sorge zu tragen, dass Menschen mit Behinderungen an allen MaRBnahmen (z.B.: Gesund-
heitschecks, Impfaktionen, Vortrage, Bewegungsprogramm, etc.) uneingeschrankt teilneh-
men konnen. Mit der Betriebsberatung des Praventionsprogramms ,fit2work” werden Un-
ternehmen beim Aufbau von MalBnahmen und Strukturen zur nachhaltigen Wiedereinglie-
derung von Mitarbeiter:innen mit Behinderungen bzw. chronischen Erkrankungen bedarfs-

gerecht unterstitzt.

Im Rahmen der Arbeitsgruppe zur Umsetzung des Gesundheitsziels ,Gemeinsam gesund-
heitsférderliche Lebens- und Arbeitsbedingungen schaffen” wurde als MaBnahme die ,Na-
tionale Strategie Gesundheit im Betrieb” erarbeitet. Bund, Lander Sozialversicherung und
Sozialpartner wirken dabei auf ein umfassendes betriebliches Gesundheitsmanagement
(BGM) hin, dass Arbeitnehmer:innenschutz, Betriebliche Gesundheitsforderung (BGF) und

Betriebliches Eingliederungsmanagement integriert.
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5.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(191) Die Beschaftigungsfahigkeit soll allgemein erhalten werden. Durch friihzeitige, pra-

gen verhindert werden.

ventive MalRnahmen — vor allem bei dlteren Beschaftigten und bei Menschen mit
psychischen Beeintrachtigungen — sollen Behinderungen und chronische Erkrankun-

(192) Es soll eine Sensibilisierung des Gesundheitsbewusstseins zur Krankheitspravention

und zum Erhalt der Arbeitsfahigkeit forciert werden.

Indikator: Anzahl der Malnahmen zur Sensibilisierung des Gesundheitsbewusstseins

(193) Die Barrierefreiheitserfordernisse in der Arbeitsstittenverordnung sollen unter Ein-

5.5.3. MaRnahmen

bindung der Behindertenorganisationen erweitert werden.

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten
244 Ausbau der betrieblichen Gesundheitsférderung unter 2022—-  BMSGPK, SV Festlegung der
Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen 2024 Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung
245 Evaluierung und Weiterentwicklung von fit2work im 2022- BMAW Festlegung der
Sinne des gesetzlichen Auftrages 2030 Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung
246 \Weiterer Ausbau der betrieblichen Gesundheitsférde- 2022-  BMJ Festlegung der
rung und der Bewegungsangebote im Justizbereich 2030 Kosten erfolgt,
soweit abgrenz-
bar, bei Budget-
mittelaufteilung
247 Integration des Themas Barrierefreiheit in die Grund- 2022- BMAW Kosten vom Res-
ausbildung der Arbeitsinspektion 2030 sortbudget ab-
gedeckt
248 Bericksichtigung von Behinderungen durch einge- 2022- BMAW Werden im Zuge
schrinkte Sinneswahrnehmung bei der nichsten No- 2030 ::i\ef\r/*lc;knu:gion-
vellierung der Arbeitsstattenverordnung (AStV) unter genabschatzung
Einbindung der Expertise der Behindertenorganisatio- berechnet
nen
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5.6. Beschaftigungsprogramme nach landesgesetzlichen Bestim-
mungen

5.6.1. Ausgangslage

Gemal Artikel 26 UN-BRK treffen die Vertragsstaaten wirksame und geeignete Mal3nah-
men, um Menschen mit Behinderungen in die Lage zu versetzen, ein Hochstmal’ an Selbst-
bestimmung, umfassende Fahigkeiten sowie die volle Inklusion in allen Aspekten des Le-
bens zu erreichen und zu bewahren. Zu diesem Zweck organisieren, starken und erweitern
die Vertragsstaaten umfassende Dienste und Programme zur Vermittlung von Fahigkeiten
und zur Rehabilitation, auch auf dem Gebiet der Beschaftigung. Die entsprechenden Pro-
gramme sind insbesondere so auszugestalten, dass sie auf einer multidisziplindaren Bewer-
tung der individuellen Erfordernisse und Starken beruhen und Menschen mit Behinderun-

gen so gemeindenah wie moglich zur Verfligung stehen.

Menschen mit Behinderungen werden im Rahmen der Behindertenhilfe der Lander durch
die Leistung der Tagesstruktur/Werkstatte/fahigkeitsorientierten Tatigkeit unterstitzt,
ihre individuellen Fahigkeiten durch unterschiedliche Tatigkeiten zu erhalten und weiterzu-
entwickeln. Das Leistungsspektrum ist zielgruppenspezifisch und vielfaltig. Es reicht von ba-
saler Forderung bis hin zu Qualifizierung mit dem Ziel einer mittelfristigen beruflichen In-
tegration. Tagesstruktur findet in der Regel im Rahmen einer 5-Tage-Woche statt. Fir ihre
Tatigkeiten erhalten die Klient:innen ein Taschengeld. Es handelt sich nicht um Dienstver-

haltnisse.

In einigen Bundeslandern bestehen Projekte, die Menschen aus den Beschaftigungspro-
grammen in Partnerbetriebe des ersten Arbeitsmarkts tberfiihren sollen. Diese Projekte
basieren zwar auf einem Arbeitsvertrag und einer Vollversicherung, die meisten dieser An-
satze bauen aber auf Rahmenbedingungen auf, die der Idee der Sicherung des Lebensun-
terhalts durch Erwerbsarbeit nicht entsprechen. So wird beispielsweise der Lohn in einer
Hohe angesetzt, dass Einkommensersatzleistungen des Familienlastenausgleichs und Hin-
terbliebenenleistungen der Sozialversicherung weiter bezogen werden kénnen. Dabei ware
ein Wiederaufleben dieser Leistungen bei Wegfall des Einkommens seit langerem moglich.
Damit verbunden ist auch eine Ansetzung der Arbeitszeit in einem AusmaR (oft unter 20

Wochenstunden), das zu Problemen bei der Tagesstrukturierung fihren kann.
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Vor dem Hintergrund des in der UN-BRK formulierten Rechts auf Arbeit werden Beschafti-
gungsprogramme, in denen Menschen mit Behinderungen im Rahmen der Behindertenhilfe

der Lander bei Taschengeldbezug tatig sind, vom Grunde her in Frage gestellt.

Das Regierungsprogramm 2020-2024 enthalt die Zielsetzung, dass Menschen mit Behinde-
rungen, die sich in Beschaftigungsprogrammen befinden, in Zukunft Lohn statt Taschengeld
bekommen und damit auch sozialversicherungsrechtlich abgesichert werden sollen. Aktu-
ell sind ca. 25 000 Menschen in entsprechenden Einrichtungen tatig und ausschlieflich un-
fallversichert. Zur Steigerung der Durchlassigkeit auf den ersten oder zweiten Arbeitsmarkt,
bedarf es entsprechender messbarer GroRen, weswegen es wichtig ware, diese Personen-
gruppen im Rahmen der Angebote zur Verbesserung der Beruflichen Teilhabe (NEBA Ange-
bote, Angebote der Lander) gesondert statistisch zu erfassen.

Zentral zur Behandlung des Themas ist auRerdem die Feststellung der Arbeits(un)fahigkeit.
Aktuell wird im Auftrag des BMSGPK und des Bundeministeriums fiir Arbeit und Wirtschaft
(BMAW) gemeinsam eine Studie zum Thema , Arbeits(un)fahigkeit” durchgefiihrt.

5.6.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(194) Daten von Menschen in Beschaftigungsprogrammen der Lander sollen mit anderen
relevanten Daten, insbesondere aus dem Bereich Beschaftigung, verkniipft werden,
um daraus planungsrelevante Schlussfolgerungen zur Umsetzung der UN-BRK ablei-
ten und regional gezielt BegleitmalRnahmen im Sinne inklusiver Arbeit anbieten zu
kénnen.

Indikator: Vorliegen der systematischen Datenverschneidungen

(195) U.a. aufgrund der Ergebnisse der Studie zum Thema Arbeits(un)fahigkeit sollen
Handlungsempfehlungen fiir die Beschaftigungsprogramme abgeleitet werden. Das
System soll im Sinne einer umfassenden Betrachtung der Arbeitsfahigkeit von Men-
schen mit Behinderungen weiterentwickelt und klare Rahmenbedingungen fir die
Betroffenen geschaffen werden.

(196) Auch fiir Menschen mit hohem Unterstlitzungsbedarf sollen sozialversicherungs-
pflichtige Dienstverhdltnisse am ersten Arbeitsmarkt ermdoglich werden.

(197) Es sollen vermehrt Pilotprojekte zur sozialversicherungsrechtlichen Absicherung von
Menschen mit Behinderungen geschaffen werden.

Indikator: Anzahl der Pilotprojekte und der dort umfassend sozialversicherungs-

rechtlich beschaftigten Menschen mit Behinderungen
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5.6.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit  Kosten

249 Bundesweite Arbeitsgruppe unter Einbeziehung von Men-  2023—- BMSGPK, Kosten von
schen mit Behinderungen zur Weiterentwicklung der ,,Be- 2030 BMAW :Ssszggb:jéckt
;(I:Rh;ftlgungstheraple -Einrichtungen im Sinne der UN- Ktn., Stmk.,

Bgld., Wien,
NO, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

250 Erstellung einer Roadmap zur Umsetzung der Weiterent- 2023- BMSGPK, Kosten von

. . s s Ressortbud-
wicklung der ,Beschaftigungstherapie“-Einrichtungen 2025 BMAW gets abgedeckt

Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
NO, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

251 Umsetzung der Ergebnisse aus der Arbeitsgruppe betref- 2026— Ktn., Stmk., Festlegung der
fend die Weiterentwicklung der , Beschaftigungstherapie"- 2030  Bgld., Wien, EZ?Eeundzgfer%:—
Einrichtungen NO, 00, Sbg.,  telaufteilung

Tirol, Vbg.
252 Sichtung bestehender Pilotprojekte im Rahmen der oben 2023- BMSGPK Kosten vom
. . _ Ressortbudget
ggnannten Arbelts'gr"uppe, Erheburlg dgr Bedérfe und Ept 2025 Ktn., Stmk., abgedeckt
wicklung von Qualitatsstandards fir Pilotprojekt Inklusive Bgld., Wien
Arbeit NG, 00, Shg.,
Tirol, Vbg.

253 Pilotprojekt Inklusive Arbeit auf der Grundlage der erar- 2026— BMSGPK 4 Mio €

beiteten Standards 2030 Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
NO, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg

254 Evaluierung dieses Pilotprojekts, Einrichtung einer Begleit- 2027—- BMSGPK 100.000 €
gruppe unter Einbindung von NGOs und Landern 2030

255 Flachendeckende Ausrollung von Angeboten betreffend 2030 BMSGPK 15 Mio €
Inklusive Arbeit entsprechend den Evaluierungsergebnis- Ktn., Stmk.,
>en Bgld., Wien,

NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

256 Weiterfihrung und Forcierung neuer Projekte und MaR- 2022—- Ktn., Stmk., Festlegung der
nahmen fir vollversicherte Arbeitsverhiltnisse von Men- 2030  Bgld., Wien, E:??Jf::’f;_
schen mit hohem Unterstiitzungsbedarf NO, 00, Sbg., tebuﬂe%ung

Tirol, Vbg.

257 Entwicklung und Umsetzung von inklusiven Beschafti- 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der

gungsprojekten und inklusiven Kleinunternehmen 2030  Bgld., Wien, Kosten erfolgt

bei Budgetmit-
telaufteilung
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Nr. Inhalt Zeit Zustiandigkeit  Kosten
NO, OO, Sbg.,
Tirol, Vbg.

258 Weitere Flexibilisierung der Betreuungszeiten in Tages- 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der
stitten, um daneben (stundenweise) Arbeiten zu ermégli- 2030  Bgld., Wien, EZiS?undZ:to;gi:-
chen NO, 00, Shg., telaufteilung

Tirol, Vbg.

5.7. Der offentliche Dienst als Arbeitgeber

5.7.1. Ausgangslage

Der Bund als Arbeitgeber hat die Verantwortung Menschen mit Behinderungen die best-
moglichste Unterstiitzung von der Aufnahme bis zur Beendigung des Dienstverhaltnisses
angedeihen zu lassen. Auch der Bund misste eine Ausgleichstaxe nach dem BEinstG zu ent-
richten, wenn er abhangig von der Beschaftigtenanzahl zu wenig Menschen mit Behinde-
rungen eingestellt hat. Seit dem Jahr 2007 gelingt es zwar insgesamt, die Quote zu erfiillen,

aber nicht in allen Organisationseinheiten des Bundes.

Der Bund beschéaftigt mit Stand 31. Dezember 202133 4.074 "beglinstigte Behinderte" im
Sinne des BEinstG. Davon weisen 1.323 einen Grad der Behinderung von 70 % und mehr

auf.

Im Rahmen der Inklusionsstrategie des Bundes als Arbeitgeber wurde beginnend mit 1. Jan-
ner 2022 zur Forderung der Beschaftigung von Menschen mit Behinderungen in § 5 Absatz
3 der Regelungen fiir die Planstellenbewirtschaftung gemaf § 44 BHG 2013 (Besetzung von
Planstellen iber den im Personalplan festgesetzten Stand) die Ausweitung des ,,Bonussys-
tems” im Rahmen der Planstellenbewirtschaftung vorgesehen, indem eine Herabsetzung
von bisher mindestens 70 % auf nur noch mindestens 60 % Grad der Behinderung bei Auf-

nahme und Beschaftigung beglinstigter Behinderter festgelegt wurde.

33 Quelle: MIS —Management-Informationssystem des Bundes, Stand 8.1.2021.
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Mit der Digitalisierung der Verfahrensfithrung an Gerichten und Staatsanwaltschaften bis
hin zu digitaler Aktenfliihrung werden viele Barrieren fiir Menschen mit Behinderungen be-
seitigt. Dies alles erleichtert den Arbeitsalltag von Justizbediensteten mit eingeschrankter
Mobilitdt erheblich. Die derzeitige COVID-19-Pandemie ist mit erheblichen Anderungen in
den Arbeitsabldaufen verbunden. Fir Bedienstete mit Mobilitdatseinschrankungen haben
sich Homeoffice und Telearbeit besonders bewahrt. Eine (physische) Einbindung in die Or-

ganisation in Form einer Teilhabe am Gesamtarbeitsprozess ist aber wichtig.

5.7.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(198) Aufnahmen von Menschen mit Behinderungen im offentlichen Dienst sollen forciert
werden, um die Anzahl an Beschaftigen mit Behinderungen deutlich zu erhéhen und
die Behinderteneinstellungsquote zu erfiillen. Monitoring und Steuerung der Behin-
dertenbeschaftigung sollen laufend erfolgen.

Indikator: Behinderteneinstellungsquote

(199) Die Digitalisierung der Verfahrensfithrung bei Gerichten und Staatsanwaltschaften
soll vorangetrieben werden, um Menschen mit Behinderungen den Zugang zu Beru-
fen im Justizbereich zu erleichtern.

Indikator: Anzahl der Gerichte (Gerichtsabteilungen) und Staatsanwaltschaften (Re-
ferate), welche Verfahren elektronisch fithren

(200) Raumlichkeiten und Arbeitsplatze im 6ffentlichen Dienst sollen umfassend barriere-
frei und auf die individuellen Bedarfe von Bediensteten mit Behinderungen abge-
stimmt gestaltet sein.

Indikator: Anzahl der adaptierten Arbeitsplatze fir Bedienstete mit Behinderungen

(201) Der Bewerbungsprozess im offentlichen Dienst soll niedrigschwellig gestaltet und
aktiv von Stakeholdern aus dem Bereich der Menschen mit Behinderungen unter-
stutzt werden.

Indikator: Feedback von Bewerber:innen/Interessent:innen

(202) Eine Sensibilisierung fir die Belange von Menschen mit Behinderungen soll bei allen
im offentliche Dienst Beschaftigten, insbesondere bei Fithrungskraften und Perso-
nalverantwortlichen erreicht sein.

Indikator: Steigende Anzahl an Seminaren und Schulungen an der Verwaltungsaka-
demie des Bundes, die Menschen mit Behinderungen thematisieren

(203) Fur Bedienstete mit Behinderungen sollen gleiche Karriereaufstiegs- sowie Aus- und

Fortbildungsmaoglichkeiten gegeben sein wie fiir Bedienstete ohne Behinderungen.
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Vortragenden und Vorgesetzte sollen bezliglich des Umgangs mit Behinderungen
sensibilisiert sein.

Indikatoren: Anzahl der erfolgten Aufstiege von Bediensteten mit Behinderungen;
Prozentwert der Verdanderung von beglinstigt Behinderten und nicht behinderten
Bediensteten in den jeweiligen Verwendungsgruppen; Anzahl der Bediensteten mit

Behinderungen, die an Aus und FortbildungsmaRnahmen teilnehmen

(204) Der Verbleib im Dienststand von Bediensteten mit Behinderungen soll bis zum Errei-

chen es gesetzlichen Pensionsantrittsalters ermoglicht und durch entsprechende
Rahmenbedingungen unterstitzt werden. Das Prinzip Rehabilitation vor Ruhe-
standsversetzung soll verwirklicht werden.

Indikator: Anzahl der Ruhestandsverfahren von Amts wegen nach § 14 BDG; Anzahl

von erfolgreichen Zuweisungen von Ersatzarbeitsplatzen

(205) Modernes, bedarfsorientiertes, flexibles Arbeiten soll fir Menschen mit Behinderun-

gen u.a. durch das Angebot von Telearbeit/Homeoffice verwirklicht werden.
Indikatoren: Anzahl genehmigter Telearbeitsplatze bzw. Homeoffice Moglichkeiten
im jeweiligen Bundesministerium bzw. dem Amt der Landesregierung; Auswertun-
gen Uber die Inanspruchnahme von Telearbeit durch Bedienstete mit Behinderun-

gen

(206) Die Gesundheitsforderung und psychologische Unterstiitzung von Bediensteten mit

Behinderungen soll als gefestigter Bestandteil der Organisationskultur im 6ffentli-

chen Dienst etabliert werden.

(207) Die Beschaftigung im Bundesdienst als (beglinstigt) Behinderter soll verbessert wer-

den durch Flexibilisierung von Laufbahnmodellen (Durchlassigkeit innerhalb dersel-
ben Verwendungsgruppe bzw. auch besoldungsgruppeniibergreifend) sowie Wie-
dereingliederungsmanagement.

Indikatoren: Anzahl von Arbeitsplatzverdanderungen (,,Job Mobility”) durch Bediens-
tete mit Behinderungen, Evaluierung der Bediensteten- und Vorgesetztenzufrieden-

heit, Evaluierung der Arbeitsauslastung

5.7.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit  Kosten
259 Ausweitung des digitalen Verfahrensmanagements 2022- BMI Festlegung der
(Justiz 3.0) auf die gesamte Gerichtsbarkeit und damit 2026 Kosten erfolgt

bei Budgetmit-

erweiterte Moglichkeiten am Arbeitsplatz fir Men- telaufteilung

schen mit Mobilitatseinschrankungen
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Nr. Inhalt Zeit Zustiandigkeit  Kosten

260 Ganzheitliche Strategien zur Inklusion von Menschen 2022- BMSGPK, BMJ, Festlegung der
mit Behinderungen im &ffentlichen Dienst: Zielgrup- 2030 BMI, BMLYV, E:isgeundzgtonlqg;_
penspezifische Einladung an Menschen mit Behinde- BKA, BMEIA, telaufteilung
rungen, sich um Arbeitsplatze im Bundesdienst zu be- BML, BMK,
werben BMKOS, BMF,

BMBWEF,
BMAW

Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

261 Schaffung eines Pools an Jobinteressent:innen mit Be- 2022- BMI Kosten vom
hinderungen —(Beriicksichtigung aller Einstufungsmég- 2030 :z;zz::;tdgm
lichkeiten/Verwendungsgruppen)

262 Forcierung eines Onboarding-Prozesses unter Einbin- 2022- BMI Kosten vom
dung des Behindertenbeauftragten in die Personal- 2030 Ressortbudget

abgedeckt
auswahl

263 Einfihrung von Mentor:innen fir Bedienstete mit Be-  2022- BMSGPK, BMJ, Kostenvom
hinderungen im Offentlichen Dienst 2030 BMI, BMLY, Ressortbudget

abgedeckt
BKA, BMEIA,
BML, BMK,
BMKOS, BMF,
BMBWEF,
BMAW
Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.

264 Umfassend barrierefreier Zugang zu Aus- und Fortbil-  2022- BMI Festlegung der
dungen fiir Bedienstete mit Behinderungen im Offent- 2030 nggeu"dzref:’rLgit_
lichen Dienst unter Berticksichtigung der individuellen telaufteilung
Bedirfnisse bei Priifungen

265 Erstellung eines Leitfadens/E-Learning Moduls zum 2022- BMI Kosten vom
Umgang mit Diskriminierungen sowie Information im 2030 Ressortbudget
Intranet abgedeckt

Festlegung der
Schulungskos-
ten erfolgt bei

Budgetmittel-

aufteilung

266 Zentrale Beratungsstelle bei Diskriminierungen 2022—- BMI Kosten vom

2030 Ressortbudget
abgedeckt

267 Vortrage zur Sensibilisierung fiir das Thema Bediens- 2022—- BMI Kosten vom
tete mit Behinderungen in allen Hierarchieebenen 2030 Ressortbudget

abgedeckt
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Nr. Inhalt Zeit Zustiandigkeit  Kosten

268 Verpflichtende Anwendung des § 14 Absatz 5 BDG; 2022- BMI Kosten vom
eingehende Auseinandersetzung mit den Griinden fiir 2030 zszzzzs;tdgm
eine Ruhestandsversetzung bzw. Beendigung des
Dienstverhaltnisses und Prifung von Alternativen

269 Ermoglichung von Teilzeitbeschaftigung oder Wieder-  2022- BMI Kosten vom
eingliederungsteilzeit; Schaffung von MaRnahmen fiir 2030 :E;Se‘;tzidget
»,Gesundungsphasen”

270 Umsetzung flexibler Modelle der Dienstgestaltungab  2022- BMI Kosten vom
Eintritt einer Behinderung: erleichterter Zugang zu 2030 :z;zz::;tdgm
,Reserveplanstellen”, die individuell angepasst wer-
den kénnen; Verminderung der AuBendienst-, Journal-
dienst und Mehrdienststunden; Stundenreduzierung;

Schaffung eines Planstellen-Reservepools von neu
ausgebildeten Exekutivbediensteten, um betroffene
Exekutivbedienstete an der Stammdienststelle behal-
ten zu kénnen (Erfahrungsaustausch).

271 Forcierung von Telearbeit/Homeoffice; Flichende- 2022—- BMI Kosten vom
ckender Ausbau des mBAKS-Systems fiir Bedienstete 2030 zs;zz:s;tdgm
mit Behinderungen

272 Ausbau der Angebote des psychologischer Dienstes; 2022- BMI Kosten vom
Definition einer Ablauforganisation im Falle von Kri- 2030 zzsse(;:i’;tdget
seninterventionen; Ausbau der Informationen (iber die &
Angebote

273 Evaluierung und Aktualisierung von Arbeitsplatzbe- 2022-  BMSGPK, BMJ, Festlegung der
schreibungen mit Bezug zu Menschen mit Behinderun- 2030 BMI, BMLYV, Kosten erfolgt

bei Budgetmit-
gen BKA, BMEIA, telaufteilung
BML, BMK,
BMKOS, BMF,
BMBWEF,
BMAW

274 Ausbau des Themas ,Menschen mit Behinderungen” 2022- BMKOS jahrl.

im Bundesdienst in der Grundausbildung sowie der 2030 15.000 €
Fort- und Weiterbildung (Verwaltungsakademie)

275 SensibilisierungsmaBnahmen zum Thema ,Leben mit  ab BMKOS Festlegung der

Behinderungen” fiir alle Bundesbediensteten 2022 Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung

276 Inklusionspaket 2021 — der 6ffentliche Dienst als Ar- 2021- BMKOS bis zu jahrl.
beitgeber fir Menschen mit Behinderungen 2030 500.000 €

277 Evaluierung der Situation der Mitarbeiter:innen mit 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
Behinderungen im Landesdienst sowie in nachgeord- 2030 Bgld., Wien, E:?Eeund;fto;gi:_
neten bzw. ausgegliederten Organisationen im Lan- NO, 00, Sbg.,  telaufteilung
desbereich Tirol, Vbg.
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6.Selbstbestimmtes Leben

6.1. Selbstbestimmtes Leben allgemein

6.1.1. Ausgangslage

Nach Artikel 19 UN-BRK haben Menschen mit Behinderungen ein Recht auf ein selbstbe-
stimmtes Leben und Inklusion in der Gemeinschaft. Das umfasst die freie Wahl des Aufent-
haltsorts und die freie Entscheidung wo, wie und mit wem sie leben mochten. Dazu zahlt

weiters das Recht auf den Zugang zu gemeindenahen Unterstitzungsdiensten.

Der Ausbau von mobilen Unterstiitzungsleistungen wird in Osterreich forciert, um Men-
schen mit Behinderungen verstarkt Wahlfreiheit zwischen dem Wohnen im eigenen hausli-

chen Umfeld und dem Wohnen in stationdren Einrichtungen zu ermdoglichen.

Die Umsetzung der Personlichen Assistenz im Privatbereich (Wohnen, Freizeitgestaltung,
Teilhabe an der Gesellschaft) liegt in der Zustandigkeit der Lander.

Insgesamt erbringen die Bundeslander Leistungen zur Ermoglichung eines Selbstbestimm-
ten Lebens in unterschiedlichem AusmalR, wie z.B. durch Leistung eines Persénlichen Bud-
gets anstelle von Dienstleistungen, wobei ein einheitlicher Begriff nicht existiert und die

Ausgestaltung in den einzelnen Landern sehr unterschiedlich ist.

6.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(208) Fur Menschen mit Behinderungen soll selbstbestimmtes Leben in einer Woh-
nung/kleineren Wohngemeinschaften — auch in regularen Wohnhausanlagen —
moglich sein.

(209) Der Ausbau der Leistung Teilbetreutes Wohnen soll gegeniiber der Leistung Vollbe-
treutes Wohnen forciert und bedarfsgerecht angeboten werden.

Indikator: Anzahl der Wohnplatze in selbstbestimmten Wohnformen, Anzahl der
Heimplatze fiir Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage eines bundesein-

heitlichen Begriffes davon
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(210) De-Institutionalisierung von Wohneinrichtungen soll in allen Bundeslandern
schnellstmoglich gestartet bzw. fortgefiihrt werden.
Indikatoren: Anzahl der Wohnplatze in selbstbestimmten Wohnformen, Anzahl der
Heimplatze fir Menschen mit Behinderungen.
(211) Allen Kindern mit Behinderungen soll mit bedarfsgerechten Unterstiitzungsangebo-
ten ein ihrem Alter entsprechendes selbstbestimmtes Leben ermdéglicht werden.
(212) Unterstitzungsmodelle sollen entwickelt werden, um Menschen mit Behinderungen
die Benutzung der 6ffentlichen Verkehrsmittel (so friih wie moglich) zu ermogli-
chen.
Indikator: Anzahl der Unterstiitzungsmodelle, Anzahl der teilnehmenden Personen
(213) Menschen mit Behinderungen soll durch Leistungen, wie beispielsweise dem Per-
sonlichen Budget, mehr Selbstbestimmung ermdglicht werden, wobei ein einheitli-
cher Begriff von Personlichem Budget zu erarbeiten ware.

Indikator: Anzahl der Personen, die das Persdnliche Budget in Anspruch nehmen

6.1.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit  Kosten
278 Zeitliche Begrenzung des zivilrechtlichen Unterhaltsan- 2022- BMJ Festlegung der
- . .. Kosten erfolgt
spruchs des volljahrigen Kindes gegeniiber den Eltern 2024 bei Budgetmit-
telaufteilung

279 Schaffung selbstbestimmter und inklusiver Wohnformen  2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
im Rahmen von Pilotprojekten 2030  Bgld., Wien, Kosten erfolgt

s X bei Budgetmit-
00, Sbg., Ti- telaufteilung
rol, Vbg

280 Partizipative und gemeinsame Erarbeitung eines Konzepts 2026 ~ BMSGPK Festlegung der

: ~ Kosten erfolgt
von Beratungsangeboten, |nsbeso.nde"re Peer-Beratung Ktn., Stmk., bei Budgetmit.
und strukturierter Ausbau durch die Lander Bgld., Wien, telaufteilung

00, Shg., Ti-

rol, Vbg.

281 Partizipative Erarbeitung von Strategien der De-Institutio- ab BMSGPK Kosten vom
.. . . . ) Ressortbudget

naI|S|erl'mg im Rahmen der 'Arbeltsgruppe zum In.klu5|ons 2023 Ktn., Stmk., abgedeckt
fonds (siehe MaRnahme 4) im Zusammenhang mit der Bgld., Wien
Prifung eines Inklusionsfonds NG, 00, Sbe.,

Tirol, Vbg.

282 Ausbau und qualitative Weiterentwicklung der Selbstver- 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der
tretungsstrukturen, auch bei Tragereinrichtungen der Be- 2030  Bgld., Wien, EZfEeu”dZ;f:’nLgi:_
hindertenhilfe NO, 00, Sbg.,  telaufteilung

Tirol, Vbg.
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Nr. Inhalt Zeit Zustiandigkeit  Kosten

283 Erarbeitung eines niederschwelligen Ermachtigungstools 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der
fir Menschen mit Behinderungen zur Nutzung der 6ffent- 2025  Bgld., Wien, EZiSEeunde::nlqgiI-
lichen Verkehrsmittel 00, Sbg., Ti- telaufte?lung

rol, Vbg.

284 Ausbau von Familien- und Freizeitassistenz 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der

200 egd, Wien, Koot
00, Sbg., Ti- telaufteilung
rol, Vbg.

285 Ausbau von bedarfsgerechten Unterstiitzungsleistungen, 2022— Ktn., Stmk., Festlegung der
wie z.B. dem Personlichen Budget, Erarbeitung eines ein- 2030  Bgld., Wien, E:?Eeundzgf:’nlqgi:_
heitlichen Begriffs vom Persénlichem Budget 00, Sbg., Ti- telaufteilung

rol, Vbg.

6.2. Teilhabe am 6ffentlichen und politischen Leben

6.2.1. Ausgangslage

Die UN-Konvention besagt: Partizipation ist in allen Angelegenheiten betreffend Menschen

mit Behinderungen eine zentrale Verpflichtung.

Zur Ermoglichung der Teilnahme an der demokratischen Willensbildung wurden im Rah-
men des NAP 2012 — 2020 (2021) maRgebende Akzente gesetzt, etwa durch Informations-

materialen in leichter Sprache oder Gebardensprache oder auch eine barrierefreie Ausge-

staltung von Wahllokalen.

6.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(214) Menschen mit Behinderungen sollen verstarkt in die Entwicklung von Dienstleis-

tungsangeboten fiir Menschen mit Behinderungen miteinbezogen werden.

(215) Menschen mit Behinderungen sollen gleichberechtigt mit anderen ihr Wahlrecht an

allen politischen Wahlen in Osterreich geltend machen kénnen. Wahlabldufe und -

informationen an Menschen mit Behinderungen sollen vollumfanglich barrierefrei

erfolgen.
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(216) Der Bundesbehindertenbeirat soll gestarkt werden, um die Koordinierung der MaR-

nahmen in Umsetzung der Konvention weiter voranzutreiben. Méglichst viele Perso-

nengruppen von Menschen mit Behinderungen sollen im Bundesbehindertenbeirat

vertreten sein.

Indikator: Vorliegen entsprechender Bestimmungen

(217) Der Osterreichische Behindertenrat (OBR) soll mit einem festgeschriebenen Budget

im BBG verankert sein.

Indikator: Vorliegen entsprechender Bestimmungen

6.2.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit Kosten
286 Partizipativer Prozess mit den Stakeholdern zur Weiterent-  2023— BMSGPK Festlegung der
wicklung des Bundesbehindertenbeirats 2024 Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung
287 Weiterentwicklung der gesetzlichen Aufgaben des Dach- 2023- BMSGPK Kosten vom
verbands der Organisationen von Menschen mit Behinde- 2024 :E;g:flt’tdgm
rungen (OBR) unter Einbeziehung der Stakeholder ein-
schlieRRlich der Sicherstellung angemessener Finanzierung
288 Prifung der Erhdhung der Planungssicherheit fiir gemein- ab BMSGPK Erstreckung
niitzige Rechtstriger durch mehrjihrige Rahmen-Férder- 2025 z:gfjﬁzr:uie'
vertrage mehrere Jahre
(ATF und
Budget)
289 Umfassend barrierefreie Gestaltung von Stimmzetteln und  2022—- BMI Festlegung der
Wahlaushangen durch den Einsatz von universal design 2030 Kosten erfolgt
. . . - . bei Budgetmit-
und Hilfsmittel nach dem jeweiligen Stand der Technik telaufteilung
290 Gebardensprachvideos zu Wahlen; Bildschirmvideos in 2022— BMI Kosten vom
leichter Sprache; Kommunikation nach Letztstand der 2030 :z;se(;reti’lifget
Technik Festlegung der
zusatzlichen
Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung
291 Verbesserung der Barrierefreiheit von Wahllokalen; Perso- 2022—- BMI Festlegung der
nal vor Ort zur Einweisung; Bereitstellung von Gebérden- 2030 E:??Jé::’f;_
sprachdolmetschung, Informationen in leichter Sprache telaufteilung
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6.3. Personliche Assistenz

6.3.1. Ausgangslage

Personliche Assistenz gibt Menschen mit Behinderungen die Méglichkeit, dass sie ihr Leben
nach eigenen Winschen, Vorstellungen und Bedirfnissen gestalten kdnnen. Persodnliche
Assistenz umfasst alle Bereiche des téglichen Lebens, in denen Unterstiitzungs- bzw. Hilfe-
bedarf besteht.

In Osterreich werden verschiedene Programme Personlicher Assistenz (auf Bundes- und
Landesebene) umgesetzt. Die Zustandigkeit fir Personliche Assistenz liegt aufgrund der fo-
deralen Struktur Osterreichs mit Ausnahmen (Arbeit>* und teilweise Schule) bei den Lin-
dern. Dementsprechend sind Rechtslage und das Vorhandensein flachendeckender Ange-

bote in allen Bundeslandern sehr unterschiedlich gestaltet.

Personliche Assistenz am Arbeitsplatz und Personliche Assistenz fiir alle anderen Lebensbe-
reiche werden momentan auch von unterschiedlichen Tragern (Bund/Land) finanziert. Die
inhaltliche Teilung entspricht nicht den Lebensrealitdten (z.B. Homeoffice). Neben dem Kos-
tentrager sind derzeit auch Rahmenbedingungen, Regelwerke, Abrechnungsmodalitaten
und die monetédre Entgeltzahlung (Stundensatz) unterschiedlich.

Im Regierungsprogramm 2020-2024 ist das Sicherstellen von MalBnahmen fiir ein selbstbe-
stimmtes Leben fiir Menschen mit Behinderungen festgehalten. Dazu gehort auch die Erar-
beitung bundeseinheitlicher Rahmenbedingungen zur Personlichen Assistenz unabhangig
von der Art der Behinderung sowie die Schaffung eines One-Stop-Shops fiir Persénliche As-
sistenz. Viele derzeit in Osterreich bestehenden Leistungen fiir Persdnliche Assistenz haben

das Pflegegeld als Grundlage des Leistungsbezuges.

6.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(218) Ein bundesweit einheitliches bedarfsgerechtes Angebot von Personlicher Assistenz

unabhangig von der Art der Behinderung und Wohnort soll umgesetzt werden. Die

34 Zu Persénlicher Assistenz am Arbeitsplatz sowie den MaRnahmen Beruflicher Assistenz siehe das Kapitel
Beschaftigung.
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Trennung der privaten und beruflichen Assistenzleistungen soll aufgehoben und eine

bundeseinheitliche ,Personliche Assistenz fiir alle Lebensbereiche” geschaffen wer-

den.

Indikatoren: Anzahl der Personen, die Assistenz in Anspruch nehmen; Zeitausmal3,

in dem Assistenz in Anspruch genommen werden kann

6.3.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit Kosten
292 Erarbeitung bundeseinheitlicher Rahmenbedingungen zur 2023  BMSGPK Kosten vom
URT . “: . . Ressortbudget
,,PersorTllche.n Assistenz” im Rahmen einer Arbeltsgrupf)e Ktn., Stmk., abgedeckt
unter Einbeziehung aller Stakeholder; allenfalls Durchfiih- Bgld., Wien
rung eines Pilotprojektes NG, 00, Sbe.,
Tirol, Vbg.
293 Klirung der Finanzierung einer bedarfsgerechten Auswei-  2023— BMF, BMSGPK  Festlegung der
tung der Angebote Persénlicher Assistenz in allen Lebens- 2030 Kosten erfolgt
. . . Ktn., Stmk., bei Budgetmit-
bereichen unabhdngig von der Art der Behinderung Bgld., NO, 00, telaufteilung
Sbg., Tirol,
Vbg.
294 Harmonisierung der Personlichen Assistenz zwischen Bund  2023— BMSGPK Festlegur:fg fer
" Kosten erfolgt
und Landern 2030 Ktn., Stmk., bei Budgetmit-
Bgld., Wien, telaufteilung
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.
295 Bedarfsgerechte Ausweitung der Angebote zur Personli- 2023- BMSGPK Festlegung der
. Kosten erfolgt
chen Assistenz 2030 Ktn., Stmk., bei Budgetmit-
Bgld., Wien, telaufteilung
00, Shg., Ti-
rol, Vbg.

296 Aufnahme von Gesprachen zur Harmonisierung der Per- 2027  BMSGPK, Kosten vom
sonlichen Assistenz auch mit der Schulassistenz und der BMBWF :g;i%:?;tdget
Personlichen Assistenz in Bildungseinrichtungen Ktn., Stmk.,

Bgld., Wien,
NG, 00, Shg.,
Tirol, Vbg.
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6.4. Soziale Dienste in der Langzeitpflege

6.4.1. Ausgangslage

Das Regierungsprogramm 2020-2024 sieht eine umfassende Pflegereform vor, in dem sich
die Osterreichische Bundesregierung bereits zu zentralen MalRnahmen bekannt hat, um
dem vielschichtigen Reformbedarf in der Pflege Rechnung zu tragen. In der 6sterreichischen
Pflegereform wird der Fokus auf die Verbesserung der Personalsituation gelegt.

Die insgesamt 20 MalRnahmen im Rahmen der Pflegereform umfassen ein Volumen von 1

Milliarde Euro bis zum Ende der Gesetzgebungsperiode.

Mit Beschluss im Ministerrat am 12. Mai 2022 wurde dazu nunmehr festgehalten, die not-

wendigen Verbesserungen in folgenden 4 Schritten umzusetzen:

1. AkutmaBnahmen fiir Beschaftigte

2. Zugang zu Beruf verbessern und Ausbildungswege erweitern

3. Verbesserungen fiir Pflegebedirftige und pflegende Angehorige

4. Weiterentwicklung der 24h-Betreuung sowie Angleichung und Attraktivierung der

Einkommens- und Arbeitsbedingungen in Kombination mit Zielsteuerungsprozess

Soziale Dienste in der Langzeitpflege umfassen insbesondere ,soziale Betreuung” und
Pflege sowie Unterstitzung bei der Haushaltsfiihrung. Dadurch soll es Menschen mit Behin-
derungen und Menschen mit Pflegebedarf ermdéglicht werden, in den eigenen vier Wanden
selbstbestimmt zu leben. Weiters sollen soziale Dienste die pflegenden Angehorigen etwa
bei kurzfristigem Bedarf bei der Pflege daheim entlasten. Das Versorgungssystem soll so
gestaltet sein, dass Menschen dort gepflegt und betreut werden, wo die Bediirfnisse am
besten erfillt werden. Das bestehende Angebot umfasst insbesondere mobile und statio-
ndre Betreuungs- und Pflegedienste, teilstationare Tagesbetreuung, Kurzzeitpflege in stati-
ondren Einrichtungen, Case- und Caremanagement, alternative Wohnformen, mehrstin-
dige Alltagsbegleitungen und Entlastungsdienste. Die Leistungen werden von ausgebilde-

tem Personal erbracht und liegen in der Kompetenz der Lander.

Barrierefreien Angeboten wurde vielerorts bisher nur geringes Augenmerk geschenkt.
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Mit den jahrlich ausgezahlten Zweckzuschiissen aus dem Pflegefonds an die Lander wird die
Sicherung der Pflegedienstleistungen unterstitzt. Aufgrund der demographischen Entwick-
lung steigen die Kosten. Die Herausforderung einer nachhaltigen Finanzierung muss bewal-
tigt werden. Der Zugriff auf das Vermogen von in stationdren Einrichtungen aufgenomme-
nen Personen, deren Angehdrigen, Erb:innen und Geschenknehmer:innen zur Abdeckung
der Pflegekosten wurde untersagt. Der Bund stellt als teilweisen Ersatz der Auswirkungen
des Verbots des Pflegeregresses fiir die Jahre 2021 bis 2024 weitere 200 Millionen Euro als
Fixbetrag zur Verfiigung.

6.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(219) Die Sicherung und der bedarfsgerechte, flaichendeckende Aus- und Aufbau des An-
gebotes an Pflege- und Betreuungsdienstleistungen soll durch eine nachhaltige Fi-
nanzierung gewahrleistet werden.

Indikator: Novelle des Pflegefondsgesetzes oder vergleichbare Rechtsgrundlagen
zur Finanzierung des Pflegevorsorgesystems

(220) Im Bereich der sozialen Dienste sollen bundesweit einheitliche Regelungen gelten.
Harmonisierungspotenziale sollen auf Landerebene identifiziert und im Rahmen des
Zielsteuerungsprozesses umgesetzt werden.

(221) Zur Verbesserung der Transparenz, Validitat, Planung und Steuerung des Angebotes
an sozialen Diensten in der Langzeitpflege sollen die Erhebungsmerkmale in der
Pflegedienstleistungsdatenbank evaluiert und die Aufnahme zusatzlicher Daten ins
Auge gefasst werden.

6.4.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten

297 Erarbeitung und Umsetzung eines Konzeptes zur nachhalti- 2022— BMSGPK, BMF  Festlegung der

— . . Kosten erfolgt
g('e'n und langfristigen Finanzierung der Pflggevgrsorge bzw. 2030 Ktn., Stmk., bei Budgetmit-
Butjdelung und Ausbau der bestehenden Finanzierungs- Bald., Wien, telaufteilung
strdme aus dem Bundesbudget NG, 00, Sbe.,
Tirol, Vbg.
298 Harmonisierungsmanahmen im Bereich der sozialen 2022- BMSGPK Festlegung der

Kosten erfolgt
Ktn., Stmk., bei Budgetmit-

Bgld., Wien, telaufteilung

Dienste und legistische Umsetzung sowie Bereitstellungvon 2024
Schulungsangeboten zur umfassenden Barrierefreiheit (in
Zusammenwirken mit Stadtebund, Gemeindebund, Anbieter

von sozialen Diensten)
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Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten

NO, OO, Sbg.,
Tirol, Vbg.

299 Evaluierung und Novellierung der Pflegedienstleistungssta-  2022— BMSGPK, Sta-  50.000 €

tistik-Verordnung 2012 2024  tistik Austria
300 Zweckzuschisse an die Lander zur Erh6hung des Entgelts 2022— BMSGPK insgesamt
von Pflegepersonal durch den Bund 2023 Ktn., Stmk., E-ZOEM(;O €
Bgld., Wien, 2I0523n €
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg
301 Zweckzuschiisse an die Lander im Bereich der Attraktivie- 2022—- BMSGPK insgesamt
rung von Pflegeausbildungen durch den Bund 2024 Ktn., Stmk., 3:%7,5 Mio €
. fur die Jahre
Bgld., Wien, 2022 bi
NG, 00, sbg., - °% 1S
Tirol, Vb
& (davon sind
225 Mio €
vom Bund
und 112,5
Mio € vom
Land)

6.5. Pflegegeld

6.5.1. Ausgangslage

Das Pflegegeld ist eine zweckgebundene Leistung, die ausschliellich zur Abdeckung pflege-
bedingter Mehraufwendungen fiir Betreuung und Hilfe von pflegebedirftigen Menschen
bestimmt ist. Flir welche Art der Betreuungsform das Geld verwendet werden soll, bleibt
der pflegebediirftigen Person selbst liberlassen. Das Pflegegeld tragt somit als finanzieller

Zuschuss zum Prinzip ,,Selbstbestimmtes Leben” pflegebediirftiger Menschen bei.

Mit Stand Oktober 2021 hatten mehr als 467.000 Personen Anspruch auf ein Pflegegeld
nach dem Bundespflegegeldgesetz (BPGG). Aufgrund der Strukturreform der 6sterreichi-
schen Sozialversicherung, gibt es ab dem Jahr 2020 folgende drei Entscheidungstrager: Pen-
sionsversicherungsanstalt (PVA), Sozialversicherungsanstalt der Selbstandigen (SVS), Versi-

cherungsanstalt 6ffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau (BVAEB).
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Ab dem Jahr 2020 erfolgt die jahrliche Valorisierung des Pflegegelds mit dem jeweiligen
Anpassungsfaktor nach dem ASVG.

6.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(222) Die Weiterentwicklung des Pflegegeldes und die Sicherstellung einer nachhaltigen
Finanzierung sollen unter Berlicksichtigung der demografischen und qualitativen
Entwicklungen erfolgen.

Indikator: Statistische Auswertungen zur Anzahl der Personen mit Anspruch auf
Pflegegeld und mit Erschwerniszuschlag

(223) Das Geldleistungsprinzip soll erhalten bleiben, auch in Verbindung mit der Gewah-
rung von Sachleistungen.

(224) Es soll geprift werden, wie Menschen mit Lernbehinderungen und Menschen mit
psychosozialen Behinderungen in das Pflegegeldsystem einbezogen werden kon-

nen.

6.5.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten

302 Priifung der Méglichkeiten zur Uberarbeitung der Zu- 2022—- BMSGPK Festlegung der
gangskriterien zum Pflegegeld, um die Bedarfe von Men- 2024  (Priifung einer E:is';eu”dzrefgfi:_
schen mit Lernbehinderungen und psychosozialen Be- moglichen Umset-

- c zung im Rahmen telaufteilung
hinderungen besser abzubilden der Pflegereform)

303 Entfall der Anrechnung der erhéhten Familienbeihilfe ab BMSGPK jahrlich rund
auf das Pflegegeld 2023 33 Mio €

304 Erhohung des Erschwerniszuschlages fiir Menschen mit  ab BMSGPK jahrlich rund
schweren psychischen Behinderungen bzw. einer de- 2023 25,4 Mio €

menziellen Erkrankung, ab dem vollendeten 15. Lebens-
jahr von 25 auf 45 Stunden pro Monat
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6.6. Pflegende Angehorige

6.6.1. Ausgangslage

Pflegende Angehdrige sind durch die informelle Pflege und Betreuung in der Familie beson-

deren Belastungen ausgesetzt, vor allem in zeitlicher, physischer und psychischer Hinsicht.

Laut der Studie ,Angehérigenpflege in Osterreich”, sind rund 801.000 Personen zu Hause
und 146.000 Menschen im Bereich der stationdren Langzeitpflege informell in die Pflege

und Betreuung einer pflegebedirftigen Person involviert.

In Osterreich gibt es vielfiltige Angebote im Bereich der Langzeitpflege. Community
Nursing soll niederschwellig und wohnortnahe einen Beitrag zur bedarfsorientierten Ver-
sorgung und im Praventionsbereich leisten — ein entsprechendes Pilotprojekt wurde gestar-
tet.

Pflegende Kinder und Jugendliche, sog. Young Carers, erhalten Information und Unterstit-
zung Uber speziell entwickelte zielgruppenadaquate MalRnahmen (App Young Carers Aus-
tria). Laut der Studie ,,Einsicht in die Situation pflegender Kinder und Jugendlicher in Oster-
reich” (2012, 2014) ilbernehmen 42.700 pflegende Kinder und Jugendliche regelmaRig und

Uber einen langeren Zeitraum pflegerische Verantwortung fiir Familienmitglieder.

6.6.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(225) Durch den Ausbau der kostenlosen und wohnortnahen Beratung zu Pflege und Be-
treuung sollen die pflegenden Angehorigen entlastet und deren Gesundheit erhalten
bzw. verbessert werden.

(226) Durch die Implementierung von Community Nurses sollen durch das niederschwel-
lige und friihzeitige Angebot von Unterstiitzungsleistungen das Wohlbefinden ver-
bessert, die Gesundheitskompetenz gestarkt und der Verbleib dlterer Menschen im
eigenen Zuhause gewahrleistet werden.

Indikator: Anzahl der bundesweit etablierten Community Nurses; externe Evaluie-
rung der Pilotprojekte Community Nursing

(227) Kinder und Jugendliche als pflegende und betreuende Angehdérige sollen besonders

unterstitzt und zielgruppenorientierte und innovative Angebote erarbeitet werden.
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Grundsatzlich sollte das Angebot an Unterstiitzungsangeboten in der Pflege und Be-

treuung so ausgestaltet sein, dass Kinder und Jugendliche keine pflegerischen und

betreuenden Tatigkeiten Gbernehmen missen.

Indikator: Anzahl der Nutzer:innen der ,,Young Carers” App

(228) Informationen fiir Betroffene und ihre Angehorigen sollen unter Nutzung von Digita-

lisierung verbessert und verstarkt zur Verfligung gestellt werden.

Indikator: Anzahl der Personen, die ein Angehdrigengesprach in Anspruch nehmen

6.6.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit  Kosten
305 Weiterentwicklung einer App fiir Young Carers, um zu 2022- BMSGPK rund
informieren und zu unterstitzen 2024 100.000 €
306 Durchfiihrung und Ausweitung des Angehérigengespra-  2022- BMSGPK jahrl. rund
ches (von drei auf finf Gesprachstermine) 2024 150.000 € bis
200.000 €
307 Ausweitung des Rechtsanspruchs auf Pflegeteilzeit und  2022- BMAW, jahrl. rund
Pflegekarenz fiir pflegende Angehdrige und deutliche 2023 BMSGPK 12 Mio €
Ausweitung der Antragsfrist auf Pflegekarenzgeld fur das Pflege-
karenzgeld
und rund
6,5 Mio €
flr die
svrechtliche
Absicherung
308 Ausbau der Angebote fir Erholung, Erhaltung bzw. Ver-  2022- BMSGPK rund
besserung der Gesundheit von pflegenden Angehorigen 2030 Ktn. Stmk. 10 Mio €
(z.B. Ausbau der finanziellen Férderung, auch fur kirzer Start des Bgldl. Wien' flr Ersatz-
dauernde Pflegeurlaube von drei Tagen und nicht wie Pilotpro- & (,)C') Sb,g pflege gemaR
bisher erst nach sieben Tagen, Gewahrung eines jahrli- jekts: o TP §21BPGG, im
o . N 2022 Tirol, Vbg.
chen Angehdrigenbonus in der Hohe von € 1500 ab Pfle- Jahr 2023
gestufe 4 flr Selbst- und Weiterversicherte) rund 27 Mio €
und ab 2024
jahrlich rund
36 Mio € fur
Angehorigen-
bonus
309 Bedarfsgerechter Ausbau von Angeboten und Gewah- 2022 BMSGPK jahrl. rund
rung von Zuwendungen zu den entstehenden Kosten fiir 200.000 €
pflegende Angehdorige zur Erlernung pflegerischer Tatig- als Zuwen-
keiten im Rahmen von Pflegekursen fiir pflegende An- dung fiir Pfle-
gehorige gekurse
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Nr. Inhalt Zeit Zustiandigkeit  Kosten
310 Ausbau der sozialversicherungsrechtlichen Absicherung  2022- BMSGPK Festlegung der
. . .. _ Kosten erfolgt bei
pflegender Angehdoriger durch eine Erhohung der Bemes- 2024 Budgetmittelauf.
sungsgrundlage teilung
311 Kostenlose Informationsbereitstellung und Beratung 2022- BMSGPK, GOG rund
von pflegenden Angehdorigen; Weiterentwicklung der 2030 320.000 €
Ende 2021 etablierten Infoplattform pflege.gv.at Infoplattform,
zuziglich jahr-
licher Kosten
fir Betrieb
und Aktuali-
sierung
312 Etablierung von Community Nurses als zentrale An- 2022- BMSGPK, GOG 54,15 Mio €
sprechperson auf kommunaler Ebene im Rahmen von Pi- 2024 fur Pilotpro-
lotprojekten jekte im Rah-
men der
Recovery and
Resilience Fa-
cility (NextGe-
neration EU)
313 Weiterflihrung bzw. Weiterentwicklung der Pilotprojekte 2024 BMSGPK, GOG  Festlegung der

zu Community Nursing in Richtung Community Health
Nursing

Kosten erfolgt bei
Budgetmittelauf-
teilung

6.7. Qualitatssicherung in der Langzeitpflege

6.7.1. Ausgangslage

Im Rahmen der Qualitatssicherung in der hauslichen Pflege (QSPG) werden seit dem Jahr
2001 Hausbesuche bei Pflegegeldbezieher:innen, die in ihrer hauslichen Umgebung betreut
und gepflegt werden, durchgefiihrt. Seit Oktober 2018 erfolgen Hausbesuche unabhangig
von der Qualifikationsart der Betreuungskraft, das heil3t bei allen Forderfallen nach Buch-
stabe a, b und c gemaR §21b Bundespflegegeldgesetz (BPGG) flichendeckend in ganz Os-
terreich. Mit Jahreswechsel 2020/2021 wurden insgesamt 323.800 Hausbesuche durchge-
fahrt.

Verschiedene Institutionen und Initiativen fordern eine bundeslanderiibergreifende Be-
stimmung von Pflege- und Versorgungsqualitdt anhand einheitlicher, vergleichbarer und
transparenter Kriterien zur Qualitatsmessung. Auch im Ergebnisbericht der Task Force

Pflege wird dies nachdriicklich empfohlen.
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6.7.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(229) Die Versorgungsqualitat soll nach osterreichweit einheitlichen Vorgaben weiterent-

wickelt werden.

(230) MaBnahmen der Qualitatssicherung sollen zu hochwertiger haduslicher Pflege be-

wusstseinsbildend informieren und sensibilisieren.

Indikatoren: Anzahl der Hausbesuche im Rahmen der Qualitatssicherung in der

hauslichen Pflege bei Pflegegeldbezieher:innen (>19.000/Jahr); Steigerung der An-

zahl der zertifizierten Agenturen zur Vermittlung von 24h Personenbetreuer:innen

(231) Das Potenzial von Digitalisierung und technischer Assistenz soll verstarkt genutzt

werden.

Indikator: Zunahme der Inanspruchnahme von Digitalisierung und technischer As-

sistenz, insbesondere Technologien des Active Assisted Living

6.7.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten
314 Weiterentwicklung von bundesweit einheitlicher Quali-  2022- BMSGPK Festlegung der
o T . . . - Kosten erfolgt
tatskrlterlen.lr'n Langzeltpflegebere}ch sowie Prufung. 2030 Ktn., Stmk., bei Budgetmit-
vgn Harmpmsmrungsmaﬁnahrnen in Zusammenarbeit Bgld., Wien, telaufteilung
mit SV-Tragern und anderen Zielsteuerungspartnern NG, 00, Shg.,
Tirol, Vbg.
315 Hausbesuche bei Pflegegeldbezieher:innen sowie Aus- 2022- BMSGPK, SVS  jahrl. rund
weitung zielgruppenspezifischer Hausbesuche 2030 1,5 Mio €
316 Umsetzung barrierefreier, zielgruppenspezifischer Infor- 2022— BMSGPK Festlegung der
mationen wie Broschiiren etc. im Langzeitpflegebereich 2030 Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung
317 Ausbau anwenderorientierter Forschung sowie Entwick- 2022— BMSGPK, BMK  Festlegung der
lung und flachendeckender Umsetzung von Digitalisie- 2030 E:??Jé::ﬁ;
rung und technischen Assistenzsystemen im Langzeit- telaufteilung
pflegebereich
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6.8. Sicherung des Lebensstandards und Armutsbekampfung

6.8.1. Ausgangslage

In Osterreich sind 1.472.000 Menschen bzw. knapp 17 Prozent der Gesamtbevélkerung ar-
muts- oder ausgrenzungsgefihrdet3. Die nachhaltigste Form Armut zu bekdmpfen, ist eine

Verbesserung der Beschaftigungs- und Einkommenschancen.

EU-SILC weist fiir die als ,Risikogruppe” definierten Menschen mit Behinderungen mit 32
Prozent eine Gberdurchschnittliche Armuts- oder Ausgrenzungsgefahrdungsquote aus. Per-
sonen in Haushalten mit Behinderungen sind auch wesentlich haufiger von keiner oder sehr
niedriger Erwerbsintensitat betroffen (20 Prozent bzw. 153.000 Personen).

Mit 1. Juni 2019 ist das Sozialhilfe-Grundsatzgesetz (SH-GG) in Kraft getreten, welches die
bisherige Form der Mindestsicherung ablost. Das Sozialhilfe-Grundsatzgesetz sieht fiir Men-
schen mit Behinderungen ab einem Grad von 50% einen verpflichtenden Zuschlag von 18%
des Netto-Ausgleichszulagenrichtsatzes vor, der zusatzlich zur Basisleistung gewahrt wird.
Mit einer Anderung des SH-GG wurde im Jahr 2022 eine positive Anderung fiir (therapeuti-
sche) Wohnformen vorgenommen, die es den Landern ermdglicht, h6here Leistungen zu
gewadhren (z.B. Gleichstellung mit Alleinlebenden).

6.8.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(232) Die Anteile der Menschen, die in Armut in all ihren Dimensionen nach der jeweiligen
nationalen Definition leben, sollen mindestens um die Halfte gesenkt werden.
Indikator: (auf EU-Ebene definierter) Mischindikator bestehend aus geringes Haus-
haltseinkommen, Nicht-Leistbarkeit notwendiger Gliter oder Grundbediirfnisse (er-
hebliche materielle Deprivation) oder eingeschrankte Erwerbsaktivitat im Haushalt

(keine oder sehr niedrige Erwerbsintensitat)

35 Quelle der Daten im Kapitel: Statistik Austria, EU-SILC 20109.
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(233) Im Rahmen der geforderten Besuchsbegleitung soll die Harteklausel umgesetzt wer-
den, um einen Beitrag zur Reduzierung der Armut von besuchsberechtigten Eltern-
teilen bzw. ihren Kindern mit einer psychischen Erkrankung oder Behinderungen zu
leisten.

Indikator: Anzahl der Fille/Inanspruchnahmen der geforderten Besuchsbegleitung

(234) Im Rahmen des SH-GG sollen weitere Beglinstigungen fiir Menschen mit Behinde-
rungen ermoglicht werden und auf behinderungsbedingte Mehraufwande und Be-
darfe Ricksicht genommen werden.

Indikatoren: Anzahl der Fille/Inanspruchnahmen von behinderungsbedingten

Mehraufwédnden in der Sozialhilfe

6.8.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten
318 Harteklausel im Rahmen der geforderten Besuchsbe- 2022- BMSGPK 550.000 €
gleitung 2030
319 Abdeckung der notwendigen behinderungsbedingten  2022—- BMSGPK Nicht im Vorhinein
Mehraufwinde und Bedarfe fiir Sozialhilfeempfan- 2030 kalkulierbar;
. Ktn., Stmk., Kosten hdngen von
ger:iinnen Bgld., Wien, <L:|Jer tatséchlighen
- . msetzung der
00, Sbeg., Ti méglichen Verbes-
rol, Vbg. serungen auf Lan-

derebene ab
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7.Gesundheit und Rehabilitation

7.1. Gesundheit

7.1.1. Ausgangslage

Nach Artikel 25 UN-BRK haben Menschen mit Behinderungen ein Recht auf Gesundheit in
erreichbarem Hochstmal sowie Nichtdiskriminierung im Gesundheitsbereich. Die Konven-
tion verpflichtet Osterreich, alle geeigneten MaRnahmen zu treffen, um zu gewahrleisten,
dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu geschlechtsspezifischen Gesundheitsdiens-
ten, einschlieflich gesundheitlicher Rehabilitation haben. Menschen mit Behinderungen ist
demnach die Gesundheitsversorgung in voller Bandbreite, Qualitat und Héhe zur Verfi-

gung zu stellen, eine Ungleichbehandlung ist unzulassig.

Menschen mit Behinderungen haben in Osterreich grundsétzlich vollen Zugang zu allen Leis-
tungen der gesetzlichen Krankenversicherung und Unfallversicherung. Das Leistungsange-
bot der gesetzlichen Krankenversicherung kniipft an das Vorliegen behandlungsbedurftiger
somatischer und psychischer Krankheiten an, unabhangig von Ursache, AusmaR und Dauer
dieses Zustandes und kann von allen krankenversicherten Menschen in Anspruch genom-
men werden. Verbesserungsbediirftig ist die Datengrundlage zur Situation von Menschen

mit Behinderungen, um zielgruppenspezifische Bedarfe addaquat abschatzen zu kénnen.

Die Herstellung einer umfassenden Barrierefreiheit im gesamten Gesundheitswesen ist
nach wie vor ein wichtiges Thema. Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben gibt es Rege-
lungen fir die bauliche Barrierefreiheit von Vertragsordinationen sowie fir Primarversor-
gungseinheiten. Es besteht noch Verbesserungsbedarf fiir das Erreichen umfassender Bar-
rierefreiheit wie beispielsweise barrierefreier Kommunikation, geschultem Personal und

bedarfsgerechten Offnungszeiten.
Im Aktionsplan Frauengesundheit wird die Sensibilisierung von Institutionen fur frauenspe-

zifische Aspekte bei Behinderungen hervorgehoben. Im Rahmen der Umsetzung werden

die Beratungskompetenzen und -angebote besonders in Hinblick auf die Lebenssituation
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von Frauen mit Behinderungen kontinuierlich erweitert und verbessert. Die Frauengesund-
heitszentren sind als Focal Points maligeblich fiir die harmonisierte Umsetzung des Aktions-

planes Frauengesundheit in den Bundeslandern verantwortlich.

Psychische Gesundheit ist ein zentraler Bestandteil von Gesundheit. Jedes Jahr sind mehr
als ein Funftel der dsterreichischen Bevdlkerung von psychischen Erkrankungen betroffen,
die zu den fiihrenden Ursachen krankheitsbedingter Behinderungen gehoren. Aufgrund des
derzeit zu niedrigen Angebotes an kassenfinanzierter Psychotherapie ist ein bedarfsgerech-
tes Angebot an psychosozialer Versorgung daher ein zentrales — u.a. von der Sozialversi-

cherung bereits aufgegriffenes — Thema in der Gesundheitsversorgung.

Der geringe Stellenwert psychischer Gesundheit und psychischer Erkrankungen und die Be-
nachteiligung von Menschen mit psychischen Erkrankungen sind Folgen des kulturellen
Stigmas. Das Expertengremium , Kompetenzgruppe Entstigmatisierung” wurde etabliert,
um auf Basis bestehender Evidenz und Best-Practice-Beispielen ein koordiniertes multistra-
tegisches Vorgehen gegen das Stigma psychischer Erkrankungen in Osterreich zu entwi-
ckeln.

Gemal Artikel 25 UN-BRK ist eine medizinische Behandlung nur auf Grundlage einer freien
Einwilligung moglich. Daher sieht auch das Erwachsenenschutzrecht in den §§ 252 ff ABGB
eine detailliert geregelte unterstiitzte Entscheidungsfindung flir medizinische Behandlun-
gen vor.

7.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(235) Es soll eine Datengrundlage zur Situation von Menschen mit Behinderungen im Be-
reich Sozialversicherung geschaffen werden, um verstarkt auf die Bedarfe der ver-
schiedenen Zielgruppen eingehen zu kdénnen.

(236) Umfassende Barrierefreiheit soll in allen Gesundheitseinrichtungen (insbesondere
Ambulanzen) und bei simtlichen niedergelassenen Vertragsarzt:innen hergestellt
werden.

Indikator: Prozentualer Anteil der umfassend barrierefreien intramuralen Einrich-
tungen und Praxen von Vertragsarzt:innen

(237) Inklusive Ambulanzen, die im Verbund mit Krankenanstalten stehen, sollen ausge-

baut werden. Diagnostik und Therapie soll bei allen Krankheitsbildern angeboten
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werden, auch bei seltenen Krankheitsbildern. Dazu soll ein koordinierter Zugang zu
allen medizinischen Leistungen ermoglicht werden.

(238) In allen Sektoren des Gesundheitswesens ist ,, Disability Management” als multipro-
fessionelle Versorgung zu etablieren. Damit soll tiber alle Fachgebiete hinweg sicher-
gestellt werden, dass es keine Komplikation bei Interaktion zwischen der Akutsitua-
tion und chronischen Grunderkrankungen/Behinderungen gibt.

(239) Durch Vernetzung mit Frauengesundheitsinstitutionen soll insbesondere bei Bera-
tungsstellen eine Sensibilisierung fiir frauenspezifische Aspekte bei Behinderung er-
reicht werden.

(240) Der Bedarf an Kinderarzt:innen, Kinderpsycholog:innen und ambulanter Friihforde-
rung soll vollstandig gedeckt werden.

(241) Im Bereich der Psychotherapie soll die Sachleistungsversorgung mit dem langfristi-
gen Ziel der Bedarfsdeckung stufenweise ausgebaut werden.

Indikator: Anzahl der jahrlichen kassenfinanzierten Psychotherapiestunden (Sach-
leistungsversorgung)

(242) Es soll eine Sensibilisierung aller relevanten Stakeholder fir die Wichtigkeit von psy-
chischer Gesundheit erreicht werden. Das Stigma von psychischer Erkrankung und
die Benachteiligung von Menschen mit psychischen Erkrankungen im Gesundheits-
und Sozialsystem soll deutlich abgebaut werden.

(243) Angehorige der Gesundheitsberufe sollen Gber die wesentlichen zivilrechtlichen
Bestimmungen lber die Aufklarung und Einholung der Zustimmung von Patient:in-
nen mit psychosozialen Behinderungen sowie die wichtigsten Elemente der unter-
stiitzten Entscheidungsfindung aufgeklart werden, um die Zustimmung zu medizini-
schen Behandlungen in einem die Autonomie von Menschen mit Behinderungen
groRtmoglich wahrenden AusmaR zu erwirken.

(244) Medizinische Versorgung soll fir alle Menschen, auch Menschen mit Lernbehinde-
rungen, schweren Behinderungen und eingeschrankter Kommunikation umfassend

garantiert sein.

7.1.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustidndigkeit  Kosten

320 Schaffung einer entsprechenden Datengrundlage, um auf 2022- BMSGPK, SV Kostenschit-
die Bedarfe von Menschen mit Behinderungen in der Sozial- 2030 zung nach Kon-

. . . . Ktn., Stmk., kretisierung der
versicherung eingehen zu kénnen; Verwendung von Infor- Bgld., Wien, Datenerforder-
mationssystemen zu Bedarfen, Kompetenzen und gesund- NG, 00, Sbg nisse méglich
heitsrelevanten Daten Tirol, Vbg.
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Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten

321 Ist-Stands-Erhebung zu ,Barrierefreies Gesundheitswesen”  2022- Ktn., Stmk., Kostenschat-
unter Einbeziehung von Menschen mit Behinderungenund 2025 Bgld., Wien, ;‘:Sgi:ua:ghje“:'
Erfahrungsexpert:innen als Ausgangspunkt zur Erstellung ei- NO, OO, Sbg.,  Etappenplans
nes Etappenplans Tirol, Vbg. méglich

322 Sukzessive Integration von , Disability Management” in die 2022—- BMSGPK, SV Kostenabschat-
Auftrage der Gremien der Zielsteuerung — Gesundheit in al- 2026 zung erst nach

. . Ktn., Stmk., Festlegung der
len Sektoren des Gesundheitswesens und an den Schnitt- Bgld., Wien, Auftrige még-
stellen zur Langzeitpflege — zielgruppenspezifisch und fir NG, 00, Sbg lich. Finanzie-
Menschen aller Altersgruppen; Evaluierung der Fortschritte . 7727 rungsmodalité-

. .. . . . Tirol, Vbg. ten missen von

mit Vorschldgen fir die weitere Vorgangsweise den Mitgliedern
der Bundesziel-
steuerung be-
schlossen wer-
den. Evaluie-
rung wird vom
BMSGPK beauf-
tragt,
geschatzte
Kosten
60.000-
100.000 €

323 RegelmaRige Focal Point Treffen zur Sensibilisierung der 2022—- BMSGPK Voraussicht-
Fachoffentlichkeit fur die Bedarfe von Frauen mit Behinde- 2024 Ktn., Stmk., lich rund
rungen Bgld., Wien, 15.000-

NG, 00, Sbg., 16.000 €
Tirol, Vbg.

324 Entwicklung eines Konzeptes zur Attraktivierung der Man- 2022—- Bundes-Ziel- Kostenscht-
gelberufe, u.a. in der psychosozialen Versorgung von Kin- 2030 steuerungs- z:;ferr:iclﬁz:g
dern und Jugendlichen im Rahmen der Zielsteuerung Ge- Kommission méglich
sundheit (B-ZK —Bund,

Lander, SV)

325 Bedarfsgerechter Ausbau der kassenfinanzierten Psycho- teilweise  BMSGPK, SV Mehrkosten
therapieplitze unter Beriicksichtigung der verschiedenen :;’the' von jahrl. 14
Zielgruppen, u.a. durch Aufstockung der Kontingentierung ab Mio €
bei der Vergabe von Psychotherapiestunden (Sachleistungs- 2022, im Vollaus-
versorgung) bau

schritt-
weise bis
Vollaus-
bau
Ende
2022

326 Erstellung eines Empfehlungskatalogs fiir ein multistrategi- 2018- BMSGPK, FGO, KOStef?_SChét-
sches Vorgehen gegen das Stigma psychischer Erkrankun- 2030 DVSV, (BKA, ::25;:;:2: ce.
gen in Osterreich durch die Kompetenzgruppe Entstigmati- BMAW, samtprojekt:
sierung und schrittweise Umsetzung der Empfehlungen BMBWEF,

BMKOS) ca.
120.000 €
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Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten
327 Einrichtung einer Unterarbeitsgruppe zur Kompetenzgruppe 2024- BMSGPK Kosten fo Pro-
Entstigmatisierung zum Thema Barrierefreiheit im psychi- 2027 zf:;ki’;gls;;”mnin
schen Bereich und Ausarbeitung von Empfehlungen zum Ab- der Leistungs-
bau von Barrieren im psychischen Bereich unter Einbezie- vereinbarung
hung von Erfahrungsexpert:innen mit der GOG
abzudecken
328 Schaffung von Rechtsklarheit hinsichtlich Delegationsmog- 2022-  BMSGPK Rechtliche Klar-
lichkeiten an das Personal in Behinderteneinrichtungen so- 2024 thr"c‘;]ndgairfmgt
wie Uberpriifung der Einschrankung betreffend Gruppen- BMSGPK, daher
grolle gemall GUKG kostenneutral
329 Weiterfuhrung des Aufbaues des entsprechenden Fachwis- 2022- BMSGPK BMSGPK: Kos-
sens fir leicht verstdndlichen Versionen von Patient:in- 2024 Eiﬂupr;o Bro-
neninformationen und anderen Informationsmaterialien ca. zwischen
und Ausbau des Angebotes der entsprechenden Publikatio- 5 600 € und
nen nach gleichen Standards 30.000 €
abhangig vom
Umfang etc.
330 Erstellung eines Leitfadens (,Vademecums”) (iber die Auf- 2022 BMJ Kosten vom
klarung und Einholung der Zustimmung von Patient:innen :E;Z‘;:?;fgﬂ
mit psychosozialen Behinderungen
331 Aufnahme von , Gesundheitsversorgung von Menschen mit  2022- BMSGPK Festlegung der
. "« . . . Kosten erfolgt
Behllnderungen in Ausbildungen fur (.iesu'ndheltsberuffe 2030 Ktn., Stmk., bei Budgetmit-
und in themenrelevante Fort- und Weiterbildungen sowie B . telauftell
. R gld., Wien, elaufteilung
Durchforstung der diesbeziiglichen Angebote 00, Sbg., Ti-
rol, Vbg.
332 Konzeption und Realisierung ,Inklusiver Ambulanzen” so- 2022—- BMSGPK, SV Festlegung der
wie inklusiver Kompetenzzentren in Strukturen 6ffentlicher 2030 Kosten erfolgt
o . Ktn., Stmk., bei Budgetmit-
Gesundheitseinrichtungen; Sicherstellung umfassender, bar- B . telaufteil
: ; . . . gld., Wien, elaufteilung
rierefreier Gesundheitsversorgung (bio-psychosozial) 00, Sbg., Ti-
rol, Vbg.
333 Umfassend barrierefreier Informationszugang fiir Mitarbei- 2022- Wien Festlegung der
ter:innen mit Behinderungen durch Veréffentlichung virtuel- 2030 Kosten erfolgt

ler und gedruckter Werke

bei Budgetmit-
telaufteilung

7.2. Pravention und Gesundheitsforderung

7.2.1. Ausgangslage

Artikel 25 der UN-BRK verpflichtet Osterreich nicht nur, Gesundheitsleistungen anzubieten,

die von Menschen mit Behinderungen speziell wegen ihrer Behinderung bendtigt werden,
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sondern auch Leistungen, durch die weitere Behinderungen moglichst geringgehalten oder
vermieden werden sollen. Leistungen der Pravention, als Schutz vor Krankheit und Unfal-
len und der Gesundheitsférderung verbessern die Lebensqualitdat von Menschen mit und
ohne Behinderungen und tragen dazu bei, das Auftreten chronisch somatischer oder psy-
chischer Erkrankungen, die in erheblichem MaRe zu Behinderungen fihren, zu verhindern.

Gesundheitsforderung und Pravention von psychischen Erkrankungen sollte bereits bei Kin-
dern und Jugendlichen durch Bewusstseinsbildung und das Erlernen gesundheitsrelevan-
ter Basiskompetenzen (soziale und emotionale Kompetenz, Krisenbewaltigung) sowie

durch Ausbau von schulischen Praventionsprogrammen erfolgen.

Pravention — als Schutz vor Krankheiten und Unfillen — sowie die Gesundheitsforderung
sind zentrale Elemente zur Verbesserung des allgemeinen Gesundheitszustandes. Mit der
nationalen Strategie des Osterreichischen Netzwerkes fiir Betriebe ,Gesundheit im Be-
trieb” wird das Ziel verfolgt, die Gesundheit im Betrieb zu fordern, Unfalle zu verhiten, die

Arbeitsfahigkeit der Mitarbeiter:innen zu erhalten und Arbeitsunfahigkeit zu vermeiden.

Verldssliche empirische Daten zu Suchtproblemen von Menschen mit Behinderungen sind
derzeit kaum vorhanden. Ebenso besteht ein Bedarf an verstandlichen Informationen und
Schulungen fiir Menschen mit Lernbehinderungen zu Kérperwissen, gesundem Verhalten
und dem Gesundheitssystem. Die Osterreichische Suchtpraventionsstrategie sieht die Er-
weiterung des bestehenden Bundesdrogenforumsin ein suchtlibergreifendes Bundessucht-
forum vor. Im Rahmen dieses Bundessuchtforums konnte das Thema Suchtpravention bei

Menschen mit Behinderung konkret thematisiert werden.

7.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(245) Die Erwerbsfahigkeit von Menschen mit Behinderungen soll durch friihzeitige pra-
ventive MalRnahmen erhalten werden. Vor allem dltere Menschen mit Behinderun-
gen und Menschen mit psychischen Beeintrachtigungen sollen umfassende Unter-
stitzungsleistungen erhalten.

(246) Durch eine bessere Zuganglichkeit zur Gesundheitsférderung soll die Gesundheits-
kompetenz von Menschen mit Behinderungen gestarkt werden.

(247) Der Wissensstand im Zusammenhang mit Suchtverhalten und der Entwicklung einer

Suchterkrankung bei Menschen mit Behinderungen soll verbessert werden.
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(248) Die Resilienz und das Wissen Uber psychische Gesundheit, psychische Erkrankungen

und gesundheitsrelevante Basiskompetenzen (soziale und emotionale Kompetenz,

Krisenbewaltigung) sollen bei Kindern und Jugendlichen sowie bei Pddagog:innen

gestarkt werden.

7.2.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten

334 Erarbeitung und Umsetzung von Gesundheitsprogram- Weiter- BMSGPK Kostenschtzung
men ur'xter besonderer BerUcksichtigurTg der.unter- er?t- ktn., Stmk., Z::)IIEgr:r?e?tl:Jgneg
schiedlichen Bedarfe von Menschen mit Behinderun- wick- Bgld., Wien, der Programme
gen lung NO, 00, Sbg.,

Tirol, Vbg.

335 Unterstitzung und Foérderung der Pravention von 2022- BMSGPK, SV Kostenschtzung
Such'tverhaflten bei Me'nschen mi.t Behinderungen (z.B. 2026 ktn., stmk., Zref:’:zgr;'r:eitgnz
barrierefreies Informationsmaterial) Bgld., Wien, der konkreten

N, 00, Sbg, Uit
Tirol, Vbg.

336 Erhebung von empirischen Daten im Hinblick auf 2024—- BMSGPK Fr eine genau-
Suchtverhalten/-erkrankungen und Menschen mit Be- 2028 ;:i:ﬁtzgjg_’at'
hinderungen, z.B. im Rahmen des GPS (general popula- warten, welche
tion survey der GOG) Daten genau zu

erheben sein
werden und wie
schwierig die Er-
reichbarkeit der
zu Befragenden
sein wird

337 Forderung von psychischer Gesundheit und gesund- 2022- BMSGPK, Kostenschatzung
heitsrelevanten Basiskompetenzen (soziale und emoti- 2030 BMBWF, BKA, :jrf; j::igzi'r'e_
onale Kompetenz, Krisenbewéltigung) bei Kindern und Bildungsdirek-  1on MaRnahmen
Jugendlichen, Ausbau kontaktbasierter Aufklarung (tri- tionen/Schul-  méglich
alogisch) tiber psychische Erkrankungen und regionale psychologie
Hilfsangebote sowie Ausbau schulischer Praventions-
programme (z.B. Sucht-, Suizid-, Gewalt-, Mobbingpra-
vention)

338 Kurs-Curriculum ,Gesundsein” mit Teilnehmer:innen 2022—- Ktn., Stmk., Festlegung der
mit Lernbehinderungen und Mehrfachbehinderungen 2030 Bg!d., Wien, E:?Eeundzgto;gi:_
in Einrichtungen der Behindertenhilfe, begleitende 00, Shg., Ti- telaufteilung
Qualitatssicherung, Evaluierung und Weiterentwick- rol, Vbg.
lung

339 Offentlichkeitsarbeit zur Bewerbung und Sensibilisie- 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
rung von Menschen mit Lernbehinderungen fiir das 2030 Bgld., Wien, EZisgeundZ:ef:nlqgi:-
Thema Gesundheitskompetenz NO, OO, Sbg.,  tejaufteilung

Tirol, Vbg.
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Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit Kosten

340 Bildung und Aktivierung von Netzwerken und Organi- 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
sationen zur Gesundheitsférderung in Bezirken unter 2030 Bgld., Wien, EZiSEeundZ::nIﬁI-
gezielter Einladung von Behindertenorganisationen NO, OO, Sbg., telaufteilung

Tirol, Vbg.

7.3. Rehabilitation

7.3.1. Ausgangslage

Artikel 26 UN-BRK verpflichtet Osterreich, umfassende Dienste und Programme zur Reha-
bilitation, insbesondere auf dem Gebiet der Gesundheit, zu organisieren. Die Leistungen
und Programme sollen im friihestmoglichen Stadium einsetzen. Sie sollen die Inklusion in
die Gemeinschaft unterstiitzen, freiwillig sein und Menschen mit Behinderungen auch in

landlichen Gebieten so gemeindenah wie moglich zur Verfligung stehen.

Im Bereich der Pravention, Gesundheitsforderung und Rehabilitation ist der im Auftrag des
Dachverbands der Sozialversicherungstriager von der Gesundheit Osterreich GmbH (GOG)
erstellte ,Rehabilitationsplan 20203 von Bedeutung. Noch offene Themen in diesem Be-
reich sind die Schaffung bedarfsgerechter onkologischer Rehabilitation und der Ausbau von
auf den individuellen Bedarf abgestimmten Angeboten der psychiatrischen Rehabilitation,

insbesondere in Form der ambulanten Rehabilitation.

Der Erhaltung der Erwerbsfahigkeit bis zum Pensionsantrittsalter dienen Geld- und Sach-
leistungen aus der Kranken- und Pensionsversicherung, wie etwa Rehabilitationsverfahren
oder das Rehabilitations- und das Wiedereingliederungsgeld. Derzeit wird in keinem Be-
reich der Rehabilitation eine Peer-Beratung vor Bescheiderlassung und vor Setzen der Re-

habilitationsmafnahmen als Qualitatssicherungsinstrument angeboten.

36 https://www.sozialversicherung.at/cdscontent/load?contentid=10008.742311&version=1611835415
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7.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(249) Rehabilitation soll fur alle Menschen mit Behinderungen und (chronischen) Erkran-

kungen umfassend (medizinische, berufliche, soziale Rehabilitation) und langfristig

erfolgen, unabhangig vom Versichertenstatus und der Ursache und Form der Behin-
derung. Die unterschiedlichen Formen der Rehabilitation miissen gleichzeitig in An-
spruch genommen werden kdnnen, die Rehabilitation personenzentriert und ent-

sprechend dem konkreten Bedarf ausgestaltet sein.

(250) Es soll ein Rechtsanspruch auf MaBnahmen der medizinischen, beruflichen und so-

zialen Rehabilitation nach den §§ 302, 303 und 304 ASVG und den entsprechenden
Parallelbestimmungen in den anderen Sozialversicherungsgesetzen zur langfristigen
Erhaltung der Arbeitsfahigkeit und Hintanhaltung von Invaliditat und Berufsunfahig-
keit geschaffen werden, unabhangig von einem Berufsschutz (Early Intervention).
Dies umfasst alle Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen,
auch Menschen mit Sinnesbehinderungen und kognitiven Behinderungen.
Indikator: Entsprechende gesetzliche Grundlagen im Sozialversicherungsrecht sind

vorhanden.

(251) Die psychiatrische und onkologische Rehabilitation, insbesondere die ambulante

Rehabilitation, sollen ausgebaut werden. Psychiatrische Reha-Angebote sollen so ge-

staltet sein, dass sie an den individuellen Bedarf angepasst werden kénnen.

(252) Eine Peer-Beratung soll vor Bescheiderlassung und vor Setzen von Rehabilitations-

malknahmen als Qualitatssicherungsinstrument angeboten werden.

(253) Rehabilitationsleistungen sollen durch entsprechende legistische Vorkehrungen har-

monisiert werden.

7.3.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit Kosten

341 Ausbau und Weiterfiihrung der ambulanten kardiologischen = 2022— SV Kostenschat-
Rehabilitation mit wissenschaftlicher Uberpriifung nach 2030 z:’;lgu:zc::;
MaRgabe des Rehabilitationsplanes detaillierten

Etappenplans

342 Ausbau (vor allem im ambulanten Bereich) und Weiterfiih- 2022— SV Kosten sind be-
rung der psychiatrischen und onkologischen Rehabilitation 2030 darfsabhangig
und deren Evaluierung hinsichtlich Barrierefreiheit

343 Ausstattung des Casemanagements beim REHA-Geld mit 2022—- BMSGPK, SV Kosten sind be-
ausreichenden Ressourcen 2030 darfsabhéngig
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Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit Kosten

344 Ausbau Rehabilitation fiir Schwerhérige z.B. nach Cochlea- 2022- sV Kosten sind be-
g . darfsabhéngig
Implantat-Operationen 2030 Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.
345 Fiir Personen, die die Voraussetzungen fiir einen Berufs- 2022—- BMSGPK Jahrlicher Pen-

schutz nach dem ASVG nicht erfillen, soll ein Berufsschutz 2030 S.i.onsamwand
fir 100 Perso-

durch die Fokussierung auf die eingebrachten Kompetenzen nen mit einer

geschaffen werden monatlichen
Pension von
700€:ca. 1
Mio €, gleich-
zeitig Wegfall
anderer Trans-
ferleistungen
moglich.

346 Etablierung eines Pilotprojekts zur Peer-Beratung in allen 2022—- BMSGPK, SV Noch keine

Phasen (Vorbereitung, Durchfiihrung und hausliche Versor- 2025 Kostenschat-
zung vorhan-

gung) der medizinischen Rehabilitation den

7.4. Hilfsmittel

7.4.1. Ausgangslage

Nach Artikel 25 UN-BRK haben Menschen mit Behinderungen Anspruch auf Gesundheits-

dienstleistungen, die von ihnen speziell wegen ihrer Behinderung benétigt werden.

Die in diesem Unterkapitel behandelten Hilfsmittel bzw. technische Hilfen sind bestimmte
Produkte, Gerate, Ausriistungen oder technische Systeme, die fir die Rehabilitation von
korperlich, psychisch, kognitiv oder sinnesbeeintrachtigten Menschen eingesetzt werden,
um krankheitsbedingte Folgen zu behandeln oder Behinderungen zu kompensieren. Sie
sind in vielen Fallen Voraussetzung fiir eine erfolgreiche Teilhabe und konnen das alltagliche
Leben erleichtern und Behinderungen ausgleichen oder deren funktionelle Einschrankung
mildern. Die technische Reife der Hilfsmittel wird immer besser und ihre Anzahl steigt lau-
fend.

Von den Sozialversicherungstragern werden derzeit nicht alle Hilfsmittel ibernommen. Die

Sozialversicherung ist bei der Vergabe an gesetzliche Rahmenbedingungen gebunden. Von
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der Sozialversicherung nicht finanzierungsfahige Hilfsmittel kbnnen im Weg der Behinder-
tenhilfe der Lander finanziert werden. Aufgrund der unterschiedlichen Zustandigkeiten ist
oftmals eine bedarfsgerechte Versorgung mit Hilfsmitteln nicht moglich. Zwar ist eine Kos-
tenteilung zwischen Sozialversicherungstragern und Landern langjahrige Praxis, es fehlt je-
doch eine einheitliche Anlaufstelle in Form von ,,One-Stop-Shops”, die die Zuganglichkeit

massiv erleichtern wirde.

7.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(254) Es sollen langfristig zentrale Hilfsmittel-Anlaufstellen fiir Menschen mit Behinde-
rungen geschaffen werden, da nur so eine transparente und effiziente Finanzierung
im Hilfsmittelbereich zu bewerkstelligen ist.

(255) Alle Menschen mit Behinderungen (einschlielich Kinder ohne Altersgrenzen) sollen
die fur sie notigen Hilfsmittel im bestméglichen AusmalR erhalten. Hilfsmittel sind
von der 6ffentlichen Hand zu finanzieren und haben sich nach dem individuellen Be-
darf der Person zu richten.

(256) Die Bandbreite der geforderten Hilfsmittel soll evaluiert werden und an den Stand

der Technik angepasst werden.

7.4.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustindigkeit  Kosten
347 Intensivierung der Zusammenarbeit aller Kostentrager im 2022—- BMSGPK, SV Kostenneutrale
Hilfsmittelbereich und Schaffung zentraler Hilfsmittel-An- 2024 Verwaltungsre-
“ oo . . Ktn., Stmk., form
laufstellen (,,One Stop Shops“) fir Menschen mit Behinde- Bgld., Wien
rungen, insbesondere auch als optimale Anlaufstelle fiir Kin- NO (')O Sb'g
der mit Behinderungen Tirol, Vbeg.
348 SchlieBung von Liicken bei der Finanzierung der Hilfsmittel 2022- BMSGPK, SV Bedarfsabhan-
.. . . gig. Finanzie-
fir Menschen mit Behinderungen 2030 Ktn., Stmk., rung SV/Linder
Bgld., Wien,
NG, 00, Sbg.,
Tirol, Vbg.
349 Evaluierung und Anpassung der geférderten Hilfsmittel an 2022—- Wien, NO, OO  Festlegung der
den Stand der Technik und Schwerpunktsetzung im Bereich 2030 Ezis;eu"de:fr:]gi:_
der Digitalisierung te|aufte?|ung
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8.Bewusstseinsbildung und Informa-
tion

8.1. Forschung

8.1.1. Ausgangslage

Mit Hilfe aussagekraftiger Forschungsdaten kénnen wirkungsvolle politische Konzepte zur
Umsetzung der UN-BRK erarbeitet und umgesetzt werden. Im Zusammenhang mit For-
schung sind vor allem die Verpflichtungen nach Artikel 4, 9, 31 und 32 UN-BRK relevant.
Weitere Forschungsaktivitaten zum Thema Inklusion und die Entwicklung von intelligenten

Technologien, die Menschen mit Behinderungen unterstiitzen, sind von grof3er Bedeutung.

Statistik Austria hat gemeinsam mit anderen im Jahr 2018 in einer Pilotstudie auf die Not-
wendigkeit hingewiesen, in barrierefreie sozialstatistische Datenerhebungen zu investie-
ren®’. In Ermangelung einer entsprechenden Finanzierung wurden derartige Investitionen

bisher jedoch nicht im Arbeitsprogramm von Statistik Austria aufgenommen.

8.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(257) Bei der Entwicklung von intelligenten technischen Produkten soll das Hauptaugen-
merk auf dem Grundsatz des universellen Designs und der Benutzerfreundlichkeit
liegen.

(258) Spezifische Schwerpunkt-Lehrstiihle, Institute an Hochschulen und Férderschienen —
z.B. zum Thema ,,Disability Studies” — sollen den gezielten Ausbau von Forschungs-
aktivitaten zum Thema Inklusion und gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit

Behinderungen erméglichen.

37 Siehe
http://www.statistik.at/wcm/idc/idcplg?ldcService=GET PDF FILE&RevisionSelectionMethod=LatestRelease
d&dDocName=119914
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(259) Es soll verstarkte Forschung und ausreichende Forschungsdaten zur Situation von
Menschen mit Behinderungen, insbesondere auch mit psychischen Behinderungen
und Lernbehinderungen, geben — mit Fokus auf Hindernisse bei der Ausiibung ihrer
Rechte und effektive Lésungsmaoglichkeiten.

Indikator: Anzahl der durchgefiihrten Studien, Forschungsberichte, neuen For-
schungsdaten

(260) Es sollen partizipative und inklusive Forschungsansatze verfolgt werden, die eine ak-
tive Beteiligung von Menschen mit Behinderungen als Expert:innen sicherstellen.

(261) In der Sozialforschung soll sowohl eine Disaggregierung von Daten nach Behinde-
rung, Geschlecht und Alter als auch nach anderen Kriterien moglich sein.

(262) Bei der Erteilung von Forschungsauftragen sollen auch relevante Aspekte von Inklu-
sion und Barrierefreiheit berlcksichtigt werden.

Indikator: Anzahl der Forschungsauftrage mit enthaltenen Aspekten zu Inklusion
und Barrierefreiheit

(263) Barrierefreie und leistbare Technologien sollen unter Einbindung von Menschen mit
Behinderungen als Expert:innen entwickelt werden.

Indikator: Anzahl der neuen Technologien

(264) Forschungen sollen sich mit den Lebensbedingungen und dem Wohlbefinden von

Menschen mit Behinderungen auseinandersetzen, insbesondere auch in Bezug auf

Sexualitat.

8.1.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit Kosten
350 Partizipative Erarbeitung von Schwerpunkten fur die For- 2022- BMSGPK Kosten vom
schung und Konkretisierung moglicher Studien 2023 Ressortbudget
abgedeckt
351 Erarbeitung einer Ubersicht laufender und geplanter For-  2022—- BMSGPK Kosten vom
schungsprojekte der Bundesministerien mit ausdriicklicher 2023 zs;sei’j::;tdget

Relevanz fiir oder Bezugnahme auf Menschen mit Behin-
derungen, unter Heranziehung der Forschungsdatenbank
des BMBWF
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8.2. Statistik

8.2.1. Ausgangslage

Statistische Daten werden im Wesentlichen Gber Dokumentation und empirische Erhebun-
gen gewonnen. Von zentraler Bedeutung fiir ihre Aussagekraft ist die Wahl geeigneter Er-

hebungsmethoden.

Die Verpflichtung zur ,Sammlung geeigneter Informationen, einschlielilich statistischer An-
gaben und Forschungsdaten®, ist in Artikel 31 UN-BRK verankert. Statistiken sind zudem zu

verbreiten und barrierefrei zuganglich zu machen.

Sozialplanung und Weiterentwicklung braucht Daten, auf die aufgebaut werden kann. Qua-
litatsstatistiken zum Thema Behinderung setzen voraus, dass Datenerhebungen planbar
sind und speziell qualifiziertes Personal verfligbar ist. In einigen zentralen Bereichen fehlen
teilweise Daten oder die vorhandenen Daten sind nicht aussagekraftig oder nicht repra-
sentativ genug, um ein vollstandiges Bild der aktuellen Situation zu vermitteln und so eine
Bedarfsplanung zu ermoglichen. Dies betrifft z.B. die Situation in den unterschiedlichen

Wohnformen oder in sogenannten Behindertenwerkstatten.

Der UN-Behindertenrechtsausschuss hat sich nach Osterreichs Staatenpriifung 2013 be-
sorgt darlber gezeigt, dass kaum Daten Uber Angelegenheiten betreffend Frauen mit Be-
hinderungen erfasst werden. Die Notwendigkeit einer entsprechenden Genderperspektive
zeigt sich auch im Allgemeinen Grundsatz ,,Gleichberechtigung von Mann und Frau” in Ar-
tikel 3 UN-BRK.

Bisher Ubliche nationale (z.B. Mikrozensus-Erhebungen) und europdische Datensets (z.B.
European Community Statistics on Income and Living Conditions — EU-SILC) werden so weit
wie moglich genltzt, sind aber fiir die spezifischen Fragestellungen hinsichtlich der Umset-

zung der UN-BRK oft zu pauschal und unspezifisch.

Im Rahmen des Inklusionspaketes 2017 wurde im BBG eine gesetzliche Ermachtigung zur
Verkniipfung von Verwaltungsdaten eingeflihrt. Sofern Statistik Austria damit beauftragt
wird, kdnnen somit — unter Wahrung des Datenschutzes — vorhandene Daten zum Thema

Behinderung verknipft und ausgewertet werden.
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Die EU sieht in ihrer neuen Strategie flr die Rechte von Menschen mit Behinderungen
2021-203038 u.a. die Entwicklung neuer Indikatoren, die Erstellung einer Strategie zur Da-

tensammlung und eine engere Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten vor.

Osterreich beteiligt sich auf EU-Ebene an der Entwicklung einheitlicher und systematischer
Statistikerhebungen lber die Situation von Menschen mit Behinderungen. Ein wichtiges
Thema stellen beispielsweise die Lebens- und Einkommensbedingungen der Bevolkerung
dar. Diesbeziiglich hat der EU-Sozialschutzausschuss (SPC) eine Unterarbeitsgruppe zum
Themenkomplex Indikatoren eingerichtet (Indicators’ Sub-Group, SPC-ISG), deren Ziel eine
laufende Optimierung der Statistiken ist. Die Frage nach zeitgemaRen Indikatoren im Behin-
dertenbereich entsprechend dem sozialen Modell von Behinderung nimmt dabei eine zent-

rale Stellung ein.

Die systematische Erfassung von Sozialausgaben fiir die Gesamtbevolkerung und einzelne
Gruppen, so z.B. Menschen mit Behinderungen, wird durch das Europaische System der
Integrierten Sozialstatistik (ESSOSS) gewahrleistet. Damit werden beispielsweise die Aus-
gaben der Férderungsmalinahmen zur Integration von Menschen mit Behinderungen in die

Gesellschaft oder auch die Geld- und Sachleistungen der Behindertenhilfe umfasst.

8.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(265) Es soll eine umfassende statistische Grundlage zu einer holistischen Einschatzung
der Situation von Menschen mit Behinderungen in Osterreich geschaffen werden.

(266) Aussagekraftige Daten und Statistiken hinsichtlich Menschen mit Behinderungen,
auch zu Menschen mit psychischen Behinderungen und Lernbehinderungen sowie
zu Kindern mit Behinderungen, sollen kontinuierlich erhoben und barrierefrei verof-
fentlicht werden.

(267) Erhebungsmethoden sollen fiir Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen zu-
ganglich und barrierefrei sein (z.B. Menschen mit Sinnesbeeintrachtigungen oder
Lernbehinderungen) und reprasentative Stichproben erméglichen (z.B. kein Aus-
schluss von Menschen, die in Einrichtungen leben).

Indikator: Barrierefreie Erhebungsmethoden werden in Befragungen angewendet

38 Sjehe dazu auch Unterkapitel 1.8 EU-Behindertenpolitik.
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(268) Menschen mit Behinderungen sollen in die Sammlung und Analyse von Daten, die

sie betreffen, einbezogen werden.

Indikator: Partizipative Rolle der Menschen mit Behinderungen bei einzelnen Da-

tensammlungen und -analysen

(269) Bei samtlichen Statistiken in Zusammenhang mit Menschen mit Behinderungen soll

auf die genderspezifische Erhebung und Auswertung geachtet werden.

8.2.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit Kosten

352 Standige interministerielle Arbeitsgruppe unter Beteiligung  2022- BMSGPK Kosten vom
der Statistik Austria und den Landern zur Verbesserung der 2030 :E;Z:?L‘tdgﬂ
Datenlage — auch als Grundlage fiir die Erarbeitung von Indi-
katoren

353 Rahmenvertrag mit der Statistik Austria fir die kontinuierli- 2022— BMSGPK Festlegung der
che Entwicklung und Durchfithrung von Methoden fiir barri- 2030 Eziséeundzgf;gi;
erefreie Befragungen, registerbasierte Statistiken und Indika- telaufteilung
toren sowie fiir reprdsentative Stichprobenerhebungen zu
den Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderungen
einschlieflich sozio6konomischem Status und intersektiona-
len Faktoren

354 Aufbereitung von relevanten Statistiken in leichter Sprache ~ 2022— BKA, Statistik ~ Festlegung der
und als GS-Videos mit Untertiteln und Versffentlichung auf 2030  Austria ng;eundzxﬁ_
der Webseite von Statistik Austria telaufteilung

355 Erhebung, Auswertung und Veréffentlichung von Daten von  2022-  Ktn., Stmk., Festlegung der
Menschen mit Behinderungen in Einrichtungen der Behin- 2030  Bgld., Wien, E:?;eund:;c:;gi:_
dertenhilfe unter Beachtung aller datenschutzrechtlichen 00, Sbg., Ti- telaufteilung
Vorgaben rol, Vbg.

8.3. Berichte

8.3.1. Ausgangslage

Nach Artikel 35 UN-BRK ist Osterreich verpflichtet, dem UN-Behindertenrechtsausschuss

mindestens alle vier Jahre einen Bericht tGiber getroffene MalRnahmen zur Erfillung der Ver-

pflichtungen aus der UN-BRK und dabei erzielte Fortschritte vorzulegen (Staatenbericht).
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Die osterreichische Bundesregierung ist nach § 13a BBG verpflichtet, in regelmaRigen Ab-
stinden einen ,Bericht liber die Lage der behinderten Menschen in Osterreich” zu erstel-
len. Es handelt sich dabei um eine umfangreiche Dokumentation (iber die Situation von

Menschen mit Behinderungen in Osterreich.

Weitere flir Menschen mit Behinderungen relevante Berichte sind der Pflegevorsorge- und
der Sozialbericht des BMSGPK, die Sozialberichte der Ldnder sowie interne Berichte von

Bundesministerien — z.B. zum Grad der Erfiillung der Behinderteneinstellungspflicht.

Fiir die Qualitat der Berichtslegung gibt es zwei wichtige Komponenten: eine aussagekraf-

tige Datenbasis sowie ein transparentes und partizipatives Erstellungsverfahren.

8.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(270) In Berichten des Bundes, der Lander und anderer Organisationen (z.B. Sozialpartner)
soll auf die Perspektive von Menschen mit Behinderungen im Sinne eines umfassen-
den Disability Mainstreaming geachtet werden.

Indikator: Anzahl der Berichte des Bundes, der Lander und anderer Organisationen,
die Informationen liber Menschen mit Behinderungen enthalten

(271) Berichte des Bundes, der Lander und anderer Organisationen (z.B. Sozialpartner) sol-
len umfassend barrierefrei veroffentlicht werden (u.a. durch leichte Sprache und
Darstellung, Videos mit Untertiteln, in Osterreichischer Gebardensprache, in Audio-
formaten).

Indikator: Barrierefreie Formate liegen vor.

(272) Bei samtlichen Berichten in Zusammenhang mit Menschen mit Behinderungen soll
auch auf die genderspezifische Erhebung und Auswertung geachtet werden.

(273) Das Feedback und die Empfehlungen von Expert:innen, insbesondere solchen aus
dem Kreis der Menschen mit Behinderungen, sollen bei der Erstellung von Berichten
des Bundes, der Lander und anderer Organisationen (z.B. Sozialpartner) bericksich-
tigt werden.

Indikator: Hintergrund der eingebundenen Expert:innen

(274) Im Rahmen der Erstellung von Sozialberichten in den Landern sollen auch Prognose-

daten fir die Entwicklung von Leistungen fiir Menschen mit Behinderungen (Bedarf-

splane) dargestellt werden.
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8.3.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit  Kosten
356 RegelmaRige Erstellung von Berichten der Bundesregierung  2022— BMSGPK Kosten vom
tiber die Lage der Menschen mit Behinderungen in Oster- 2030 :s;se?j:?;‘tdget

reich, wie im BBG vorgesehen, sowie barrierefreie Verof-
fentlichung der Berichte (inklusive Statistiken)

357 RegelmaRige Erstellung von Staatenberichten zur Umset- 2022—- BMSGPK Kosten vom
zung der UN-BRK und barrierefreie Veréffentlichung in ver- 2030 :EZZ‘;:?;tdgEt
schiedenen Formaten

358 Beriicksichtigung der Perspektive von Menschen mit Behin- 2022- Ktn., Stmk., Festlegung der
derungen in Sozialberichten der Linder (z.B. durch entspre- 2030  Bgld., Wien, EZ?Eeu"erefergi:_
chende Datenauswertung und Darstellung nach dem Merk- NO, 00, Sbg., telaufteilung
mal Behinderung) Tirol, Vbg.

8.4. Offentlichkeitsangebot und Informationsangebote

8.4.1. Ausgangslage

Artikel 8 UN-BRK fordert u.a., das Bewusstsein flir Menschen mit Behinderungen zu schar-
fen, ihre Fahigkeiten und die Achtung ihrer Rechte und Wiirde zu férdern sowie Vorurteile

in allen Lebensbereichen zu bekampfen.

In Osterreich bestehen nach wie vor Vorurteile und Stereotypen gegeniiber Menschen mit
Behinderungen. Sie werden auf ihre Behinderungen reduziert und nicht als Menschen
wahrgenommen, die erst in Wechselwirkung mit vielfaltigen Hindernissen in ihrem gesell-
schaftlichen Umfeld eine Behinderung erfahren. ,Barrieren in den Képfen“ erschweren die
Umsetzung der UN-BRK. Mit einer wirksamen Offentlichkeitsarbeit und einem breiten In-

formationsangebot kann diesen Vorstellungen entgegengewirkt werden.

8.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren
(275) Bewusstseinsbildende MaRnahmen sollen auch ministeriums- und bundeslan-

deriibergreifend finanziert und umgesetzt werden.

Indikator: Anzahl der durchgefiihrten bewusstseinsbildenden MalBnahmen
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(276) Durch regelmaRige Aktualisierung der Publikationen im Behindertenbereich und
kostenfreie Online-Bereitstellung fiir eine breite Offentlichkeit soll staatliche Offent-
lichkeitsarbeit und Bewusstseinsbildung im Behindertenbereich barrierefrei erfol-
gen.

Indikatoren: Anzahl der aktuellen Publikationen, Informationen auf Webseiten.

(277) Bei samtlichen Publikationen in Zusammenhang mit Menschen mit Behinderungen
soll auf Gender-, Alters- und Herkunftsaspekte geachtet werden.

Indikator: Publikationen enthalten Informationen zu Gender-, Alters- und Her-
kunftsaspekten.

(278) Die Offentlichkeitsarbeit und Bewusstseinsbildung durch die Behindertenorganisati-
onen soll mit 6ffentlichen Mitteln unterstitzt werden. Wichtig dabei ist, dass alle
Behinderungsformen thematisiert werden und die betroffenen Menschen die néti-
gen Fachinformationen erhalten.

Indikator: Durchgefiihrte InformationsmaRnahmen

(279) Informationen Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen und die UN-BRK
sollen fiir alle Menschen barrierefrei zur Verfiigung stehen (Formate in leichter
Sprache, Videos mit Untertiteln, Osterreichischer Gebardensprache und Audio-
deskription).

Indikator: Barrierefreie Informationen in verschiedenen Formaten

(280) Wesentliche Inhalte auf Bundes- und Landerebene sollen umfassend in barriere-
freien Formaten kommuniziert werden.

Indikator: Informationen in barrierefreien Formaten

(281) Bewusstseinsbildung soll durch Vorbildwirkung auf Bundes- und Landesebene,
beim Gemeindeverband und im Stadtebund erfolgen, vor allem durch umfassende
Barrierefreiheit, Mitarbeiter:innen mit Behinderungen in der Belegschaft und ihre
Einbeziehung als Expert:innen.

(282) Menschen mit Behinderungen sollen in den Medien und von 6ffentlichkeitswirksa-
men Stellen UN-BRK-konform dargestellt werden. Veraltete Konzepte Uber die Dar-
stellung von Menschen mit Behinderungen sollen an die Grundsatze der UN-BRK an-
gepasst werden.

(283) Menschen mit Behinderungen und insbesondere Menschen mit Lernbehinderungen
sollen in ihren journalistischen Kompetenzen geschult werden und eine tragende
Rolle bei Redaktionsarbeiten einnehmen.

Indikator: Steigender Anteil an von Menschen mit Behinderungen verfassten Beitra-

gen
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8.4.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten

359 Ausbau der behindertenspezifischen Themen auf der 2022- BMSGPK, BMJ, Festlegung der
Homepage und weiteren spezifischen Webseiten der Bun- 2030  BMI, BMLY, EZ?;eunerefergiE-
desministerien und der Lander unter Beachtung des BKA, BMEIA, telaufteilung
Genderaspektes BML, BMK,

BMKOS, BMF,
BMBWE,
BMAW

Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
00, NO, Sbg.,
Tirol, Vbg.

360 Ausbau barrierefreier Formate bei Publikationen und In- 2022—- BMSGPK, BMJ, Festlegung der

formationsangeboten 2030 BMI, BMLY, Kosten erfOIg.t
bei Budgetmit-
BKA, BMEIA, telaufteilung
BML, BMK,
BMKOS, BMF,
BMBWEF,
BMAW
Ktn., Stmk.,
Bgld., Wien,
00, NO, Sbg.,
Tirol, Vbg

361 Barrierefreie Informationen Gber die UN-BRK und Verbrei-  2022— BMSGPK Festlegung der
tung bei Behérden und der Bevélkerung (auch in alternati- 2030 EZ?;eu"d:refergi:_
ven Kommunikationsformen) telaufteilung

362 Bestandsanalyse und Bereitstellung aller zukiinftigen elekt- 2022— BMI Kosten vom
ronischen Informationen in leichter Sprache; Prifung der 2030 :Ei%:?;tdget
Barrierefreiheit von physischen Formularen, Informationen &
etc.

363 Erstellung einer Broschiire — Barrierefreiheit fur alle 2022- BMK Festlegung der
(Folgebroschiire zu den zwei bereits erstellten Broschiiren 2030 EZ?;eu"dZZ?Lgii_
des BMVIT) telaufteilung

364 Erweiterung der direkten Beantragung von Forderungen 2022—- BMF aus dem Budget
fur Menschen mit Behinderungen tiber das Transparenz- 2030 N der Transpa-

tal bzw. jeweilige renzdatenbank
porta Forderungsstel-
len

365 Erarbeitung einer Subseite auf bmf.gv.at mit libersichtli- 2022—- BMF 10.000 € bis
chen behindertenspezifischen Informationen im Bereich 2030 15.000 €
des BMF sowie Darstellung der Inhalte in Osterreichischer
Gebardensprache
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8.5. Sensibilisierung sowie Aus-, Fort- und Weiterbildung

8.5.1. Ausgangslage

Die Notwendigkeit fiir Schulungen im Sinne von Know-how, Bewusstseinsbildung und Sen-
sibilisierung ist in der UN-BRK verankert. Daher braucht es ein flaichendeckendes Angebot
an Aus-, Fort- und Weiterbildung fiir verschiedene Berufsgruppen, insbesondere jene im
Justizwesen, in der Exekutive, im Gesundheits- und Pflegebereich, im 6ffentlichen Dienst,
im Bildungswesen und in der Sozialarbeit. Bisher liegen diese Angebote noch nicht in aus-

reichendem Ausmaf vor.

8.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren

(284) Bei der Entwicklung und Durchfiihrung von Aus-, Fort- und WeiterbildungsmaR-nah-
men sind die unterschiedlichen Bedarfe und Situationen der Zielgruppen zu beach-
ten. Die Einbeziehung der Expertise von Selbstvertreter:innen und Behindertenorga-
nisationen spielt eine zentrale Rolle. Auch genderspezifische Aspekte sind zu be-
ricksichtigen.

(285) SensibilisierungsmaBBnahmen mit Fokus auf Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen, Diskriminierungsschutz und Disability Mainstreaming sollen durchgefiihrt wer-
den, z.B. durch regelmaRige Schulungen flr Bedienstete in den Bundesministe-
rien/Landern und Behérden, fir bestimmte Berufsgruppen, Organisationen, Unter-
nehmen, etc.

Indikatoren: Anzahl der durchgefiihrten Schulungen/Veranstaltungen/teilnehmen-
den Personen; Aufnahme eines verpflichtenden Elements in Richtlinien/Erlasse,
Grundlagen, etc.

(286) Das Bewusstsein fiir die Anliegen von Menschen mit Behinderungen soll bei politi-
schen Entscheidungstrager:innen auf Bundes- und Landerebene, zur Unterstiitzung
bei der UN-BRK-konformen Ausfiihrung gesteigert und vertieft werden.
Indikatoren: Anzahl der durchgefiihrten Schulungen/Veranstaltungen, jihrlich auf-
geschlisselt, Anzahl der teilnehmenden Personen

(287) Aus-, Fort- und Weiterbildungscurricula bestimmter Berufsgruppen sollen systema-
tisch betreffend SensibilisierungsmaBnahmen zum Thema Behinderung evaluiert
werden.

Indikator: Ergebnisse der Evaluierungen
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(288) Ausgewahlte Gruppen (u.a. auch Kinder/Schiiler:innen/Padagog:innen, Gesundheits-

personal) und die Bevolkerung sollen fiir Themen wie Behinderung, psychische Er-

krankungen, etc. durch addaquate InformationsmaBnahmen (verstarkte Nutzung so-

zialer Medien) sensibilisiert werden.

Indikator: Durchgefiihrte InformationsmaRnahmen, Unterlagen, Medienanalyse und

-auswertung

8.5.3. MaRnahmen

Nr. Inhalt Zeit Zustdndigkeit Kosten
366 RegelmaRige Bestandsaufnahme und Weiterentwicklung 2022—- BMKOS Festlegung der
des Angebots an Aus-, Fort- und WeiterbildungsmaRnah- 2030 EZiS;eundz:t?Lgi:-
men zum Thema Menschen mit Behinderungen an der telaufteilung
Verwaltungsakademie des Bundes
367 Konzeption und Durchfiihrung von Schulungen zum 2022-  BMKOS Festlegung der
Thema Menschen mit Behinderungen fiir Entscheidungs- 2030 Ezis;eu"dzreff;git_
trager:innen und o6ffentlich Bedienstete unter Einbindung telaufteilung
von Menschen mit Behinderungen
368 Partizipative Erarbeitung von Bildern von Menschen mit 2023- BMSGPK Festlegung der
Behinderungen in der Werbung gemeinsam mit der zu- 2025 :(e)isgeunde;ft(:]gi:-
standigen Sektion der Wirtschaftskammer und Kreativen telauﬂj,ung
unter Einbindung von Selbstvertreter:innen aller Gruppen
von Menschen mit Behinderungen; Durchfiihrung einer
entsprechenden MaRnahme der Offentlichkeitsarbeit
369 Justizinterne Aus- und Fortbildungsveranstaltungen zu 2022—- BMJ Festlegung der
den Themen Behinderung und Behindertenrecht; Evaluie- 2030 E:?;eund:;c:;gi:_
rung der Ausbildungspléne in Bezug auf das Thema Behin- telaufteilung
derung
370 Veranstaltungen fiir Vollzugsmitarbeiter:innen — Erken- 2022- BMJ Festlegung der
nen von Bedarfen verschiedener Gruppen 2030 Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
telaufteilung
371 Einsatz von E-Learning-Tools fiir BMI-Bedienstete (The- 2022-  BMI Laufender Per-
men: Demenz, ,Hate-Crime“ etc.), speziell im AuBendienst 2030 sonal- und
. . Sachaufwand,
bzw. mit Parteienverkehr weitere Kosten
derzeit nicht
abschéatzbar
372 Schulungen fiir Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdiens- 2022- BMI HPE Seminar
tes hinsichtlich der einschldgigen Rechtsmaterien, dem Er- 2030 jahrl. 70.000
kennen von Behinderungen und dem Umgang mit Men- €(1.000 €
schen mit physischen, psychischen und kognitiven Behin- pro Seminar)
derungen =
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Nr. Inhalt Zeit Zustandigkeit Kosten
700.000 €
fir 10 Jahre

373 Sensibilisierung fiir das Thema Behinderung und bewusst- 2022- BML, BMAW Festlegung der

seinsbildende MaRnahmen fiir Mitarbeiter:innen des Res- 2030 Kosten erfolgt
bei Budgetmit-
sorts telaufteilung

374 Informationen und ressortinterne Schulungen zum Thema 2022- BMAW Festlegung der

»Menschen mit Behinderungen” fiir alle Bediensteten und 2030 EZ?;eu"dZ::rLgit_
im Rahmen der Grundausbildung fir alle Verwendungs- telaufteilung
gruppen

375 Implementierung transversaler Kompetenzen (Umgang 2022- BMAW Festlegung der

mit Menschen mit Behinderungen) in den Ausbildungsord- 2030 Kosten erfolgt

nungen

bei Budgetmit-
telaufteilung
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Abkurzungsverzeichnis

ABGB Allgemeines Birgerliches Gesetzbuch

ADA Austrian Development Agency — Agentur der Osterreichischen Entwicklungszu-
sammenarbeit

AGG Arbeit- und Gesundheit-Gesetz

AMD-G Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz

AMS Arbeitsmarktservice

ASVG Allgemeines Sozialversicherungsgesetz

ATF Ausgleichstaxfonds

AUVA Allgemeine Unfallversicherungsanstalt

BAG Berufsausbildungsgesetz

BBEN Beratungs- und Betreuungseinrichtungen neu (fiir Personen mit multiplen Ver-

mittlungshemmnissen)

BBG Bundesbehindertengesetz

BBRZ Berufliches Bildungs- und Rehabilitationszentrum

BDG Beamten-Dienstrechtsgesetz

BEinstG Behinderteneinstellungsgesetz

BGBI. Bundesgesetzblatt

Bgld. Burgenland

BGM betriebliches Gesundheitsmanagement

BGStG Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz

BHG Bundeshaushaltsgesetz

BIG Bundesimmobiliengesellschaft

BKA Bundeskanzleramt

BMAW Bundesministerium fiir Arbeit und Wirtschaft

BMBWF Bundesministerium fir Bildung, Wissenschaft und Forschung
BMEIA Bundesministerium fiir europaische und internationale Angelegenheiten
BMF Bundesministerium fiir Finanzen
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BMI Bundesministerium fir Inneres
BMJ Bundesministerium fir Justiz

BMK Bundesministerium fur Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation
und Technologie

BMKOS Bundesministerium fir Kunst, Kultur, 6ffentlichen Dienst und Sport

BML Bundesministerium fiir Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirt-
schaft

BMLV Bundesministerium fiir Landesverteidigung

BMSGPK Bundesministerium fiir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz

BPGG Bundespflegegeldgesetz

BSVO Blinden- und Sehbehindertenverband Osterreich

B-VG Bundes-Verfassungsgesetz

EAA European Accessibility Act — Richtlinie (EU) 2019/882 (iber die Barrierefreiheits-

anforderungen fiir Produkte und Dienstleistungen

EGMR Europaischer Gerichtshof fiir Menschenrechte

EGVG EinfUhrungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 2008

EN Europaische Norm

ESF Europaischer Sozialfonds

EU Europaische Union

EU-SILC Statistics on Income and Living Conditions; Statistik iber Einkommen und Le-

bensbedingungen

EWR Europaischer Wirtschaftsraum

EZA-G Entwicklungszusammenarbeitsgesetz

FIDS Fachbereich Inklusion, Diversitdt und Sonderpadagogik

FLAG Familienlastenausgleichsgesetz

GewO Gewerbeordnung

GOG Gesundheit Osterreich GmbH

GuKkG Gesundheits- und Krankenpflegegesetz

HeimAufG Heimaufenthaltsgesetz

ICF International Classification of Functioning, Disability and Health — Internationa-

len Klassifikation der Funktionsfahigkeit, Behinderung und Gesundheit

IHS Institut fir héhere Studien

Nationaler Aktionsplan Behinderung 2022-2030 161 von 164



IKT Informations- und Kommunikationstechnik

ILO International Labour Organisation — Internationale Arbeitsorganisation

KEBO Konferenz der Erwachsenenbildung Osterreichs

Kl Kinstliche Intelligenz

KIP Kompetenzzentren fir Inklusive Pddagogik

KommAustria Kommunikationsbehérde Austria

Ktn. Karnten

LAP Lehrabschlussprifung

LGBTIQA+ Lesbian, Gay, Bisexual, Transgender, Intersex, Queer und Asexual — lesbische,

schwule, bisexuelle, transgeschlechtliche/transgender, intersexuelle, queere
und asexuelle Menschen. Das ,,plus” (+) steht fir Menschen mit weiteren ge-
schlechtshezogenen Identitaten bzw. Orientierungen

LL Leichter Lesen

mBAKS mobiles Bliroautomatisations- und Kommunikationssystem

NAP Nationaler Aktionsplan

NEBA Netzwerk Berufliche Assistenz

NGOs Non-Government Organisations — Nichtregierungsorganisationen
NO Niederésterreich

OBR Osterreicher Behindertenrat

OBsV Osterreichischer Behindertensportverband

OEZA Osterreichische Entwicklungszusammenarbeit

0Gs Osterreichische Gebirdensprache

0Iss Osterreichisches Institut fiir Schul- und Sportstattenbau

ONB Osterreichische Nationalbank

00 Oberbdsterreich

ORF Osterreichischer Rundfunk

ORF-G ORF-Gesetz — Gesetz iiber den Osterreichischen Rundfunk

Oziv Bis 2015: Osterreichischer Zivil-Invalidenverband; Ab 2015: OZIV Bundesver-

band — Interessenvertretung fiir Menschen mit Behinderungen
PVA Pensionsversicherungsanstalt

Sbg. Salzburg
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SDGs
SH-GG
SLIO
SPC

SPC-ISG

SPF
StGB
Stmk.
SV

SVS

u.a.
UBA
UbG

UN
UN-BRK

UNCRPD

Vbg.
VersVG
VO
VZKG
WCAG
WEG
z.B.
ZPO

2. ErwSchG

Sustainable Development Goals
Sozialhilfe-Grundsatzgesetz
Selbst-Bestimmt-Leben-Initiativen Osterreich

Social Protection Committee — Sozialschutzausschuss

Indicators’ Sub-Group (ISG) of the Social Protection Committee (SPC) — Indika-

toren-Unterarbeitsgruppe des Sozialschutzausschusses
Sonderpadagogischer Férderbedarf

Strafgesetzbuch

Steiermark

Sozialversicherung(strager)

Sozialversicherungsanstalt der Selbstandigen

u.a.

Uberbetriebliche Lehrausbildung
Unterbringungsgesetz

United Nations — Vereinte Nationen

UN-Behindertenrechtskonvention

United Nations’ Convention on the Rights of Persons with Disabilities —Uberein-
kommen der Vereinten Nationen tber die Rechte von Menschen mit Behinde-

rungen
Vorarlberg
Versicherungsvertragsgesetz
Verordnung

Verbraucherzahlungskontogesetz

Web Content Accessibility Guidelines — Richtlinien fiir barrierefreier Webinhalte

Wohnungseigentumsgesetz
z.B.
Zivilprozessordnung

2. Erwachsenenschutzgesetz

Nationaler Aktionsplan Behinderung 2022-2030

163 von 164



Bundesministerium fiir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz
Stubenring 1, 1010 Wien

+43 1711 00-0

post@sozialministerium.at

sozialministerium.at


file:///C:%5CUsers%5CBD7%5CAppData%5CLocal%5CMicrosoft%5CWindows%5CINetCache%5CContent.Outlook%5CZ1AAHDGR%5Csozialministerium.at

	Impressum 
	Vorwort 
	Inhalt 
	Präambel 
	1. Behindertenpolitik 
	1.1. UN-Behindertenrechtskonvention und österreichische Behindertenpolitik 
	1.1.1. Ausgangslage 
	UN-Behindertenrechtskonvention 
	Nationaler Aktionsplan Behinderung 2022–2030 

	1.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	1.1.3. Maßnahmen 

	1.2. Definition von Behinderung 
	1.2.1. Ausgangslage 
	1.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	1.2.3. Maßnahmen 

	1.3. Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 
	1.3.1. Ausgangslage 
	1.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	1.3.3. Maßnahmen 

	1.4. Frauen mit Behinderungen 
	1.4.1. Ausgangslage 
	1.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	1.4.3. Maßnahmen 

	1.5. Ältere Menschen mit Behinderungen 
	1.5.1. Ausgangslage 
	1.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	1.5.3. Maßnahmen 

	1.6. Migrant:innen und Asylwerber:innen mit Behinderungen 
	1.6.1. Ausgangslage 
	1.6.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	1.6.3. Maßnahmen 

	1.7. Menschen mit Behinderungen und Krisensituationen 
	1.7.1. Ausgangslage 
	1.7.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	1.7.3. Maßnahmen 

	1.8. EU-Behindertenpolitik 
	1.8.1. Ausgangslage 
	1.8.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	1.8.3. Maßnahmen 

	1.9. Internationale Behindertenpolitik 
	1.9.1. Ausgangslage 
	1.9.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	1.9.3. Maßnahmen 

	1.10. Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe 
	1.10.1. Ausgangslage 
	1.10.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	1.10.3. Maßnahmen 


	2. Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung 
	2.1. Verfassungsrechtlicher Diskriminierungsschutz 
	2.1.1. Ausgangslage 
	2.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	2.1.3. Maßnahmen 

	2.2. Behindertengleichstellungsrecht 
	2.2.1. Ausgangslage 
	2.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	2.2.3. Maßnahmen 

	2.3. Diskriminierungsschutz in anderen Bundesgesetzen 
	2.3.1. Ausgangslage 
	2.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	2.3.3. Maßnahmen 

	2.4. Erwachsenenschutzrecht 
	2.4.1. Ausgangslage 
	2.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	2.4.3. Maßnahmen 

	2.5. Schutz vor Gewalt und Missbrauch 
	2.5.1. Ausgangslage 
	2.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	2.5.3. Maßnahmen 

	2.6. Rechtsschutz bei Freiheitsbeschränkungen 
	2.6.1. Ausgangslage 
	2.6.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	2.6.3. Maßnahmen 


	3. Barrierefreiheit 
	3.1. Barrierefreiheit allgemein 
	3.1.1. Ausgangslage 
	3.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	3.1.3. Maßnahmen 

	3.2. Leistungen und Angebote von Bund, Länder und Gemeinden 
	3.2.1. Ausgangslage 
	3.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	3.2.3. Maßnahmen 

	3.3. Barrierefreiheit von Gebäuden 
	3.3.1. Ausgangslage 
	3.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	3.3.3. Maßnahmen 

	3.4. Kommunikation in Gebärdensprache 
	3.4.1. Ausgangslage 
	3.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	3.4.3. Maßnahmen 

	3.5. Verkehr 
	3.5.1. Ausgangslage 
	3.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	3.5.3. Maßnahmen 

	3.6. Kultur 
	3.6.1. Ausgangslage 
	3.6.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	3.6.3. Maßnahmen 

	3.7. Sport 
	3.7.1. Ausgangslage 
	3.7.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	3.7.3. Maßnahmen 

	3.8. Medien 
	3.8.1. Ausgangslage 
	3.8.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	3.8.3. Maßnahmen 

	3.9. Informationsgesellschaft 
	3.9.1. Ausgangslage 
	3.9.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	3.9.3. Maßnahmen 

	3.10. Tourismus 
	3.10.1. Ausgangslage 
	3.10.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	3.10.3. Maßnahmen 


	4. Bildung 
	4.1. Inklusive Bildung über die gesamte Bildungskette 
	4.1.1. Ausgangslage 
	4.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	4.1.3. Maßnahmen 

	4.2. Elementarpädagogik 
	4.2.1. Ausgangslage 
	4.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	4.2.3. Maßnahmen 

	4.3. Schule 
	4.3.1. Ausgangslage 
	4.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	4.3.3. Maßnahmen 

	4.4. Universitäten, Hochschulen, Wissenschaft und Forschung 
	4.4.1. Ausgangslage 
	4.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	4.4.3. Maßnahmen 

	4.5. Erwachsenenbildung 
	4.5.1. Ausgangslage 
	4.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	4.5.3. Maßnahmen 


	5. Beschäftigung 
	5.1. Beschäftigung allgemein 
	5.1.1. Ausgangslage 
	5.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	5.1.3. Maßnahmen 

	5.2. Berufsausbildung 
	5.2.1. Ausgangslage 
	5.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	5.2.3. Maßnahmen 

	5.3. Förderungen zur beruflichen Teilhabe 
	5.3.1. Ausgangslage 
	5.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	5.3.3. Maßnahmen 

	5.4. Behinderteneinstellungsgesetz 
	5.4.1. Ausgangslage 
	5.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	5.4.3. Maßnahmen 

	5.5. Gesundheit im Betrieb 
	5.5.1. Ausgangslage 
	5.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	5.5.3. Maßnahmen 

	5.6. Beschäftigungsprogramme nach landesgesetzlichen Bestimmungen 
	5.6.1. Ausgangslage 
	5.6.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	5.6.3. Maßnahmen 

	5.7. Der öffentliche Dienst als Arbeitgeber 
	5.7.1. Ausgangslage 
	5.7.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	5.7.3. Maßnahmen 


	6. Selbstbestimmtes Leben 
	6.1. Selbstbestimmtes Leben allgemein 
	6.1.1. Ausgangslage 
	6.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	6.1.3. Maßnahmen 

	6.2. Teilhabe am öffentlichen und politischen Leben 
	6.2.1. Ausgangslage 
	6.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	6.2.3. Maßnahmen 

	6.3. Persönliche Assistenz 
	6.3.1. Ausgangslage 
	6.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	6.3.3. Maßnahmen 

	6.4. Soziale Dienste in der Langzeitpflege 
	6.4.1. Ausgangslage 
	6.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	6.4.3. Maßnahmen 

	6.5. Pflegegeld 
	6.5.1. Ausgangslage 
	6.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	6.5.3. Maßnahmen 

	6.6. Pflegende Angehörige 
	6.6.1. Ausgangslage 
	6.6.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	6.6.3. Maßnahmen 

	6.7. Qualitätssicherung in der Langzeitpflege 
	6.7.1. Ausgangslage 
	6.7.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	6.7.3. Maßnahmen 

	6.8. Sicherung des Lebensstandards und Armutsbekämpfung 
	6.8.1. Ausgangslage 
	6.8.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	6.8.3. Maßnahmen 


	7. Gesundheit und Rehabilitation 
	7.1. Gesundheit 
	7.1.1. Ausgangslage 
	7.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	7.1.3. Maßnahmen 

	7.2. Prävention und Gesundheitsförderung 
	7.2.1. Ausgangslage 
	7.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	7.2.3. Maßnahmen 

	7.3. Rehabilitation 
	7.3.1. Ausgangslage 
	7.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	7.3.3. Maßnahmen 

	7.4. Hilfsmittel 
	7.4.1. Ausgangslage 
	7.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	7.4.3. Maßnahmen 


	8. Bewusstseinsbildung und Information 
	8.1. Forschung 
	8.1.1. Ausgangslage 
	8.1.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	8.1.3. Maßnahmen 

	8.2. Statistik 
	8.2.1. Ausgangslage 
	8.2.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	8.2.3. Maßnahmen 

	8.3. Berichte 
	8.3.1. Ausgangslage 
	8.3.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	8.3.3. Maßnahmen 

	8.4. Öffentlichkeitsangebot und Informationsangebote 
	8.4.1. Ausgangslage 
	8.4.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	8.4.3. Maßnahmen 

	8.5. Sensibilisierung sowie Aus-, Fort- und Weiterbildung 
	8.5.1. Ausgangslage 
	8.5.2. Zielsetzungen und Indikatoren 
	8.5.3. Maßnahmen 


	Abkürzungsverzeichnis 

